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Präsident Dr. Dr. Hundhammer eröffnet die Sit­
zung um 9 Uhr 1 Minute. 

Präsident Dr. Hundhammer: Ich eröffne die 
154. Vollsitzung des Bayerischen Landtags. 

Der Schriftführer verliest das Verzeichnis der 
vorliegenden Entschuldigungen. 

Gräß!er, Schriftführer: Nach l...rtikel 5 .Absatz 2 
des Aufwandsentschädigungsgesetzes sind entschul­
digt oder beurlaubt die Abgeordneten Behringer; 
Bittinger, Demmelmeier, Drechsler, Dr. Eberhardt, 
Eder, Dr. Dr. Franke, Hettrich, Hofmann Leopold, 
Junker, Dr. Korff, Mergler, Ostermeier, Roßmann, 
von Rudolph und Thieme. 

Präsident Dr. Hundhammer: Im Rahmen der Aus-
sprache zu Ziffer 5 der Tagesordnung: 

Haushalt des bayerischen Staatsministeriums 
für Unterricht und Kultus für das Rechnungs­
jahr 1953 (Einzelplan 05) 

nimmt zunächst das Wort der Herr Staatsminister 
für Unterricht und Kultus. 

Dr„Lippert (BP), z.Abstimmung 1803, 1804 Dr. Schwalber, Staatsminister: Hohes Haus! Die 
Ebe:rihard (CSU), z. Abstimmung 1804 Abgeordnete der Freien Demokratischen Partei, 
Rabenstein (FDP), z. Abstimmung 1810 Dr. Brücher, hat in der gestrigen Debatte zum Kul-
Dr. Lippert {BP), z. Geschäftsordnung 1811 tusetat darzulegen versucht, daß die Verteilqng der 

zur Tag s d g· Zuschüsse an die nichtstaatlichen höheren Schulen 

Ebe Ohr -~u(CnS. ) ' G ch"ft~d 1813 ungerecht, und zwar zugunsten der klösterlichen 
er a,u U , ,z. es a sor nung~ .Lo.L /,Sch 1 d t d · dl'ch Sch (. ~ /; u en un zu unguns en er gemein i en u-

Entwurf eines Zehnten Gesetzes über Sicher- ~ len vorgenommen worden sei. 
heitsleistungen des bayer. St~ates (Bei- Ich weise diese Unterstellung mit aller Entschie-
lage 4308) - Fortsetzung der B~ratUng denheit zurück, nicht nur, weil sie für mich eine 

. . . \ Beleidigung darstellt, und weil sie das Vertrauen 
Hierzu Antrag der Abg. Meixner~ Bezold, des Volkes zur Gerechtigkeit der Staatsführung zu 
Dr. Strosche und Seibert \ untergraben geeignet ist, s0ndern vor allem des-
. · ~lsen (OSU), z. Geschäftsordnu

1
ng · · 1813 halb, weil sie falsch. ist. "". i e falsch sie ist, das fest-

Verwe1sung des Antrags an den Haushalts- zustellen werden Sie, meme sehr verehrten Damen 
ausschuß . . . . . ) . . . 1813 und Herren; genügend Zeit und Gelegenheit im 
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(Dr. Schwalber, Staatsminister) 

neugebildeten Unterausschuß des kulturpolitischen 
Ausschusses haben. 

Das Vorbringen der Frau Abgeordneten Dr. Brü­
cher ist für die Mitglieder des Haushaltsausschusses. 
keineswegs neu; die Erörterungen im Haushalts­
ausschuß haben aber die Unzulänglichkeit des von 
Frau Dr. Brücher vorgetragen.en Materials klar er­
geben, und es wurde deswegen für notwendig ge­
halten, dieses Material durch weitere Listen zu er­
gänzen. Diese sollen insbesondere Auskunft geben 
über die Zahl der Schüler an den einzelnen Schu­
len, die Zahl der Klassen - denn durch die Klassen 
entsteht ja in. erster Linie der Aufwand in den 
einzelnen Schulen -, die Zahl der Lehrkräfte, die 
Eigenleistungen der Schule und verschiedene an­
dere Gesichtspunkte, die für die Gewährung der 
Zuschüsse mit entscheidend maßgebend waren. 

Bevor jedoch die Debatte weiterläuft, möchte ich 
gleich jetzt feststellen, daß der Zuschußbetrag auf 
Landesebene für einen Schüler an klösterlichen 
Schulen im Jahresdurchschnitt 130 DM betrug, wäh­
rend für einen Schüler an gemeindlichen Anstalten 
180 DM aufgewendet wurden. 

(Hört, hört! bei der CSU) 

Die Zuschüsse an die gefährdeten gemeindlichen 
Schulen überschritten diesen Durchschnittsbetrag 
jedoch seit Jahren in ganz erheblichem Maß. So hat 
zum Beispiel ein Schüler in Murnau nicht 180 DM, 
sondern 228 DM, in Reichenhall 272 DM, in Berch­
tesgaden 305 DM und in Bad Tölz - ich bitte das 
dem Herrn Abgeordneten Dr. Lacherbauer auszu­
richten - sogar 344 DM bekommen gegenüber 
130 DM für den Schüler an einer Klosterschule. 

Zu welchen Irreführungen das bloße Verlesen 
'von Zahlen, deren jede auf einer großen Anzahl 

von Unterlagen, Finanzierungsplänen, Gesuchen, Er­
hebungen usw. beruht, führen muß, möge Ihnen 
je eine der von Frau Dr. Brücher vo~gelesenen 
Zal;llen aus dem Bereich der gemeindlichen und aus 
dem Bereich der klösterlichen Schulen zeigen. 

Die Klosterschule der Armen Schulschwestern am 
Mariahilfplatz in München ist zum Beispiel um 
40 000 DM aufgebessert worden. Das rührt aber 
daher, daß die Mittelschule des Angerklosters, das 
auch den Armen Schulschwestern gehört, in die 
Schule am Mariahilfplatz verlegt und deshalb auch 
der Zuschuß an das Angerkloster nicht nur um die 
40 000 DM gekürzt wurde, die der.Schule am Maria­
hilfplatz zugute kommen, sondern sogar um 50 000 
DM gekürzt wurde. 

(Hört, hört! bei der CSU) 

Der Kürzung des Zuschusses an die Stadt Bad 
Tölz liegt folgender Sachverhalt zugrunde: Tölz 
hatte 1950 zu spät Gesuch und Unterlagen für eine 
Zuschußgewährung eingereicht und konnte infolge­
dessen nicht mehr berücksichtigt werden. In seiner 
Loyalität hat nun das Kultusministerium dafür im 
Jahre 1951 den versäumten Zuschuß in Höhe von 
20 000 DM zusätzlich gewährt, und dafür behauptet 
man nun, weil wir jetzt im Jahre 1952 auf den 

normalen Zuschußbetrag zurückgegangen sind, Tölz 
wäre um 20 000 DM zu kurz gekommen. 

(Hört, hört!) 

In Wirklichkeit sind wir nur auf den normalen Satz 
zurückgegangen. 

Ich wollte damit lediglich zeigen, wie viel und 
wie wenig reine Zahlen zu beweisen vermögen. 

(Sehr richtig! bei der CSU) . 

Ich schäme mich nicht, für die Erhaltung unseres 
klösterlichen Schulwesens einzutreten. 

(Bravo! bei der CSU) 

Es kann sich mit seinen Leistungen in Gegenwart 
und Vergangenheit wahrhaftig.neben jeder anderen 
Schule sehen lassen. · 

(Sehr richtig! bei der CSU) 

Aber ich lasse mich auch in der Objektivität und 
Gerechtigkeit meiner Amtsführung von niemand 
Übertreffen. 

(Lebhafter Beifall bei der CSU) 

Präsident Dr. Hundhammer: Ich erteile nunmehr 
das Wort dem Herrn Abgeordneten Meixner. 

Meixner (CSU): Herr Präsident, Hohes Haus! Der 
Kultusetat 1953/54 ist wie seine Vorgänger mit 
äußerster Sparsamkeit aufgestellt worden. Drin­
gende Bedürfnisse sind nicht oder nicht genügend 
berücksichtigt worden. Trotzdem macht der Kultus­
etat sichtbar, daß der bayerische Staat in Erfüllung 
seiner kulturellen Aufgaben alles ihm Mögliche tut. 
Von 2,3 Milliarden gibt er mehr als 400 Millionen, 
also über ein Sechstel der Gesamtausgaben für kul­
turelle Zwecke aus. Der Kultusetat :tnacht sichtbar, 
daß. das bayerische Kultusministerium in den abge­
laufenen Jahren eine große Aufbauleistung voll­
bracht hat. Das Trümmerfeld, welches das Dritte 
Reich auch auf diesen 'Gebieten hinterlassen hat, ist 
zum großen Teil aufgeräumt. Wenn nicht alles wie­
der in Ordnung gebracht werden konnte, dann 
lediglich deshalb, weil die Katastrophe zu groß und 
der angerichtete Schaden zu umfangreich war. Ich. 
will hier 1und heute von dieser Aufbauleistung des 
Kultusministeriums sprechen, von dem äußeren und 
von dem inneren Aufbau, .der in diesem Etat wie,­
der sichtbar wird. 

Ich beginne mit den Universitäten. -Kein deut­
sches Land hat für seine Universitäten so viel auf­
gewendet wie Bayern, auch nicht - das hat uns 
gestern der Herr Kultusminister in seiner Etatrede 
gesagt - das reiche Land Nordrhein-Westfalen. 

(Hört, hört!) 

In der Tat, es ist viel für den Aufbau und die 
Wiederinstandsetzung der Universitäten geschehen. 
Von den 115 Millionen, die das Kultusministerium 
in seinem Bereich' für den Wiederaufbau zerstörter 
Gebäude aufgewendet hat, treffen 61 Millionen, 
also mehr als 50 Prozent, auf die Universitäten. Da­
bei ist der bereits genannte Betrag von 30 Mil­
lionen für den Wiederaufbau der Münchner Klini­
ken nicht eingerechnet. Man kann wohl feststellen, 
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daß der Wiederaufbau der Universitäten auch der 
Initiative der CSU zu danken ist. 

Ebenso wurde für die Technische Hochschule viel 
getan; auch sie wurde stark erweitert und geför­
dert. 

Um die Aufbauleistungen in das rechte Licht zu 
setzen, muß darauf hingewiesen werden, daß die . 
Universitäten in den vergangenen Jahrhunderten 
und Jahrzehnten langsam gewachsen sind. Im 
Laufe von Jahrzehnten wurde Professur zu Pro­
fessur, Fakultät zu Fakultät und Institut zu Institut 
gebaut. Dabei ist besonders zu berücksichtigen, daß 
die Einrichtungen früher viel einfacher und darum 
billiger waren und nicht zu vergleichen sind mit 
den Einrichtungen und Instituten besonders auf 
dem Gebiet der Naturwissenschaft, die den Fort­
schritt der Wissenschaften berücksichtigen müssen 
und zum Teil einen ungeheueren Aufwand erfor­
dern. 

Ein großes Aufbauwerk wurde auch geleistet bei 
den höheren Schulen. Noch herrscht hier vielfach 
großer Raummangel, und es konnte für den Wie­
deraufbau dieser Schulen nicht allzu viel getan 
werden. Aber der Studienbetrieb ist wieder völlig 
in Ordnung. Das Lehrpersonal wurde um 15 Pro­
zent vermehrt. Neue Oberstudienratsstellen und -
in den beiden letzten Jahren - 600 Stellen für 
Studienräte wurden geschaffen. Für die nichtstaat­
lichen höheren Schulen, für die höheren Schulen, 
die von Städten und Privaten, besonders Klöstern, 
unterhalten werden und die sich infolge der allge­
meinen Verteuerung, der wiederholten Gehalts­
erhöhungen, der Abschaffung des Schulgeldes in 
einer katastrophalen Lage befinden, wurde der 
staatliche Zuschuß in diesem Etat auf 18 Millio­
nen DM erhöht. 

Dfe Abgeordnete Frau Dr. Brüclier hat sowohl im 
Ausschuß wie gestern in der Vollsitzung mit großer 
Beharrlichkeit und mit leidenschaftlichem Eifer 
gegen die angebliche Bevorzugung der klösterlichen 
Lehranstalten bei der Verteilung der staatlichen 
Zuschüsse angekämpft. Frau Dr. Brücher kennt 
vielleicht zu wenig die bayerische Geschichte. 

(Klatschen bei der CSU - Abg. Elsen: Aus­
gezeichnet! - · Abg. Dr. Brücher: Nur das 

Ergebnis zählt!) 

Sie weiß vielleicht noch nicht, daß fast das gesamte 
weibliche höhere Bildungswesen in Bayern sich 
seit einem Jahrhundert in den Händen klösterlicher 
Lehranstalten befindet, daß diese Lehranstalten 
Vorbildliches geleistet haben, daß sie sich die Ach­
tung und das Vertrauen, ja, man kann es wohl 
sagen, die Liebe des bayerischen Volkes erworben 
haben, und das weit über die Grenzen der Kon­
fession hinaus. 

(Abg. Dr. Brücher: Aber auch die gemeind­
lichen Schulen haben sich die Liebe des 

Volkes erworben!) 

Frau Dr. Brücher hat gestern hier mit Zahlen 
operiert. 

Präsident Dr. Hundhammer: Herr Abgeordneter, 
es wird bei mir Protest dagegen erhoben, daß Sie 
ablesen. 

(Abg. Dr. Baumgartner: Daß nicht nur unsere 
Redner kritisiert werden, sondern alle!) 

Meixner (CSU): - Schön, ich werde mich daran 
halten. · 

(Abg. Dr. Baumgartner: So geht's nicht, daß 
immer nur die unseren oder die anderen 

kritisiert werden!) 

- Es ist aber manchmal eine Präzisierung not­
wendig; vielleicht ist es besser, wenn man genau 
präzisiert ·formuliert. 

Frau Dr. Brücher hat wohl für einen Teil der 
klösterlichen und städtischen Anstalten angegeben, 
wie sich der Zuschuß in den Jahren 1951 und 1952 
geändert hat. Obwohl ihr die Zahlen der Schüler 
zur Verfügung standen, hat sie nicht angegeben, 
wie hoch der Zuschuß je Schüler einer städtischen 
und einer konfessionellen Lehranstalt ist. 

(Zuruf der Abg. Dr. Brücher) 

Der Herr Staatsminister hat darauf ja auch hin­
gewiesen. Das ist doch maßgebend! Niemand wird 
behaupten können, daß die Klöster zahlungs­
kräftiger seien als die Städte, denen ja schließlich 
doch das Steue,·einkommen zur Verfügung steht. 
Niemand hat noch davon gehört, daß das Gast­
schulproblem bei den konfessionellen Lehranstal­
ten eine Rolle spielt. Wohl aber mehrt sich immer 
mehr die Zahl der Städte, die aus finanziellen 
Gründen die Aufnahme von Schülern auf ihren 
Stadtbereich einschränken wollen. Wenn man dies 
bedenkt, wenn man die Unmöglichkeit für c;Ue kon­
fessionellen Lehranstalten bedenkt, ihre Ausgaben 
aus Steuermitteln zu decken, wenn man bedenkt, 
daß sie sich bei der Aufnahme von Schülern nicht 
auf den Gemeindebezirk und das Umland beschrän­
ken, dann müßte man meinen, daß die konfessio­
nellen Lehranstalten einen hö;heren Zuschuß zu be­
anspruchen hätten. Aber gerade das Gegenteil ist 
der Fall. 

Ich gehe, wie Frau Dr. Brücher, einmal von 
Oberbayern aus und nehme die von ihr beanstan­
deten höheren Zuschüsse des Jahres 1952. Hier sind 
die Zahlen: An gemeindlichen höheren Lehranstal­
ten befinden sich in Oberbayern 12 867 Schüler. Für 
sie wird ein Gesamtzuschuß von 2 695 000 DM ge­
geben, also pro Schüler ein Zuschuß von 209,45 DM. 
An den konfessionellen höheren Lehranstalten in 
Oberbayern befinden sich 4773 Schüler. Sie erhal­
ten einen Gesamtzuschuß von 731 050 DM, also 
einen Zuschuß je Schüler von 153,17 DM. 

(Abg. von und zu Franckenstein: Hört, hört! 
- Abg. Dr. Brücher: So kann man doch gar 
nicht rechnen! - Abg. von und zu Francken­
stein: Das ist die einzig iogische Rechnung!) 

In Oberbayern werden also je S.chüler den Städ­
ten 56,28 DM mehr gegeben als den Bekenntnis­
anstalten. 

(Abg. Dr. Brücher: Es handelt sich um die 
relative Erhöhung, Herr Prälat!) 
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(Meixner [CSU]) 

Um die konfessionellen Lehranstalten den städti­
schen gleichzustellen, müßten sie noch 268 624 DM 
mehr erhalten. 

(Hört, hört! bei der CSU - Zuruf der Abg. 
Dr. Brücher) 

Bei den Mittelschulen ist es, ähnlich, wenn auch 
nicht so kraß. In Oberbayern sind an gemeindlichen 
Mittelschulen 3317 Schüler. 'Für sie wird ein Ge­
samtzuschuß von 389 000 DM gegeben. Der Zuschuß 
je Schüler beträgt also 117,28 DM. An den be­
kenntnl.smäßigen Mittelschulen befinden sich 4115 
Schüler. Für sie wird ein .Gesamtzuschuß von 
448 150 DM gegeben, also je Schüler 108,91 DM. 

(Zuruf von de.r CSU: Also! - Abg. Dr. Brü­
cher: Das ist doch ein ganz anderes Problem!) 

Die städtischen Schulen erhalten je Schüler 8,37 DM 
mehr als die bekenntnismäßigen Anstalten. 

(Abg. Dr. Brücher: Die dürfen auch kein 
Schulgeld erheben!) 

Um die konfessionellen Schulen den städtischen 
gleichzustellen, müßten sie noch 34 442 DM mehr 
erhalten. Dies sind nur die Zahlen für Oberbayern. 
Für die übrigen Regierungsbezirke ist das Bild 
ähnlich. Und bei diesen Zahlen wagt man nun, von 
einer Bevorzugung der Klöster. zu sprechen! 

(Abg. Dr. Brücher: Jawohl, man wagt!) 

Wir werden uns im Arbeitsausschuß des kultur­
politischen Ausschusses über dieses Problem mit 
allem Nachdruck unterhalten und werden dann 
dort feststellen, daß sich die Relationen für das 
gesamte ·Land von der Relation von Oberbayern 
wohl kaum unterscheiden. 

. Nun einiges zum Aufbau der sogenannten Mittel­
schulen: Die Mittelschulen - ob 3klassig oder nach 
dem Vorschlag des Herrn Kollegen Förster 4klassig, 
aufbauend auf der 6. oder der 7. Volksschulklasse-. 
sollen eine wesentliche Entlastung der überfüllten 
höheren Lehranstalten bringen. Sie sollen eine 
Schule sein für die Jugend, die von Haus aus nicht 
zum akademischen Studium strebt, also für die 
künftigen Unternehmer, Geschäftsleute, Werk­
meister„ Stadt- und Gemeinderäte, Bürgermeister, 
Abgeordnete, kurz für Leute, die dem akademi­
schen Studium nicht zustreben und doch später eine 
führende Stellung einnehmen sollen, auch für alle 
die, die später zu Post und Bahn, zur Bank und 
Industrie gehen wollen, sowie für aJle die, welche 
später in die sogenannte gehobene Beamtenlauf­
bahn bei Justiz, Finanz und Verwaltung gehen 
wollen und die heute auf den höheren Schulen, die 
sie nach der 6. Klasse mi.t der sogenannten mitt­
leren Reife verlassen, keine abgeschlossene, abge­
rundete Bildung erhalten können. ,Sie sollen an 
der Mittelschule eine ihrem künftigen Lebens­
beruf entsprechende klar abgeschlossene Bildung 
erhalten. Die Mittelschulen haben sich in privater 
Hand außerordentlich bewährt, und man hört auch, 
daß heute der Andrang auch zu den staatlichen 
Mittelschulen sehr groß ist. Wir bedauern deshalb, 
daß die Entwicklung der Mittelschule nicht wie 
vorgesehen durchgeführt werden kann Und daß es 
in diesem Jahr nicht möglich war, zehn Mittel-

schulen bis zum völligen Aufbau zu errichten, wie 
es für jedes Ja!hr geplant war. Aus finanziellen 
Gründen mußten wir uns der Notwendigkeit beugen 
und haben nicht auf unserem Antrag bestanden, 
die Mittelschulen auch in diesem Jahr weiter aus­
zubauen. Wir möchten aber bitten, die Entwicklung 
der Mittelschulen damit nicht als· abgebrochen zu 
betrachten. Der Herr Staatsminister hat in seiner 
Rede davon gesprochen, daß man an die Wieder­
einrichtung der sechsklassigen Realschulen denke. 
Gewiß soll diese Fr:age geprüft werden, aber wir 
sind doch der Meinung, daß mit dem Aufbau der 
sechsklassigen Realschulen erst begonnen werden 
sollte, wenn der Aufbau der Mittelschulen abge-

, schlossen ist und sie Beweise ihrer Erprobung 
haben geben können. 

Einen wesentlichen Schritt nach vorwärts hat 
unser Schulwesen durch das Berufsschulgesetz 
getan. Die Berufsschullehrer der landwirtschaft­
lichen und gewerblichen Berufssc..hulen haben 
dieses Gesetz als ein gutes Gesetz bezeichnet, das 
sich segensreich für unsere heranwachsende Ju­
gend erweisen werde. Auch wir haben diese Hoff­
nung. Die finanziellen und organisatorischen Ver­
hältnisse der Berufsschulen sind klar geordnet. 
Vor allem sind für die gewerblichen Berufsschulen 
leistungsfähige Träger geschaffen worden. Durch 
die Abzweigung von 25 Prozent der Zuschüsse für 
den Aufbau der Berufsschulen hoffen wir, daß die 
in der Entwicklung zurückgebliebenen Berufs­
schulen rasch nachkommen und wir in kurzer 
Frist im ganzen Lande ein leistungsfähiges ·und 
gutes Berufsschulwesen haben werden. 

Ein besonders großes Aufbauwerk hat das Kul­
tusministerium in den vergangenen Jahren hin­
sichtlich unserer Volkssc~ulen geleistet . 

•DeT Wiederaufbau der zerstörten · Vo1ksschulen 
ist nach der Verfassung Sache der Gemeinden. 
AJber der :Staat hat den notl:eidenden Gemeinden 
doch ,eine große Hilfe g,eled.stet, indem er Jahr für 
Jahr ungefähr 7 ,3 Millionen MaTk an Zuschüssen 
zur Errichtung von Schulgebäuden ge,g;etben hat. 
Besonders groß ist die Leistung hinsichtlich des 
Wiederaufbaus des Lehrlkörpers. Die Zahl der 
VoJiksschullehreT ist von 18 000 im Jahr.e 1945/46 
auf 2·6 700 im Jahre 1952/53 g;estiegen. Der Durch­
schnitt der Schülerzahl in den ,einzelnen Klassen 
beträgt !heute 39, wäihrend das Schulorganisations­
gesetz eine Klassenschülerzahl von 40 vorsieht. 

Noch nicht g•eordnet ist die Besoldung der Lehrer­
schaft. Wir w,issen, daß hieT große Unzufriedenheit 
herrscht. Ich ,glaube, daß vielleicht ·ein grundlegen­
der Feh1er die Ursach.e der Unzufü:iedenheit der 
Leh11erscha1:t ist. Die Lehrer sind in die so.genannte 
geihobene Beamtenlaiufba1hn eingereä.ht. Ich glaube, 
daß si!e auf Grund für.er Vorbildung nicht in diese 
Gruppe .gehören. [)ie .geholbene Beamtenlaufbahn 
setzt eine Zieihnjährig,e A'Usbildung - vier Jahre 
Volksschule und sechs Jahr,e höhere Schule - vor­
aus. •Der Volksschullehrer ihat aber eine dmi:zehn­
jährige Aiuslbildungsze~t - 7 Jahre Volksschule 
und 6 JahTe Lehreribi1dungsanstal t oder früher 
Leihr,erseminar - hinter sich. 

'(A:bg„ iPittroff: Meistens 14 Jah11e!) 
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(Meixner [CSU]) 

Hier ist vielleicht eine Quel1e der UI11zufriedenheit. 
Bei der kommenden Regelung sollte man das be­
denken und berücksichtigen. Wir haben eine Zwi­
schenregelung erntrebt, eine sogenannte klein~ Be­
soldungsreform. Wir wollten die zwei Eingangs­
stufen ;bei der LeJrnerbesoldung durch Zuschüsse 
auf die 3. Stufe iherauföeberi und so der Not vor 
allem d1er Jung1ehrr.erschaft ein 1Ende 1bereiten. Wir 
wollten auch ein Sechstel der gesamten Planstellen 
zu Beförderungsstellen als OiberleiJ:J.rer machen. Lei­
der ist dieses uruse:i;, Vorhabern wegen der Finanz­
lage, di:e uns der Herr .F.inanzminister sehr ein­
dringlich vor Augeri. gestellt und die auch der Ver­
tr·eter des F'inanzminist.eriums und der Herr Ober­
bürgermeister von München im [Haushalts.ausschuß 
außerordentlich ·eindrucksvoll dargestellt harben, 
nicht möglich geworden. Wir vertrauen aber darauf, 
daß diese Besoldungsreform im Rahmen der ge­
samten Besoldurigsr·eform nicht mehr lange auf 
sich warten läßt und zum mindesten im kommen­
den Jahre durchgeführt werden kann. 

Wir hoffen auch in nächster Zeit e·inen weiteren 
dringenden Wunsch der Lehrerschaft ·erfüllen zu 
können. Ich me.ine damit •das vielumstrittene Pro­
blem der Lehrerbildung. Es liegen dem Landtag, 
wi:e .Sie wi:ssen, v~er Gesetzentwürfe rvor. Drei for­
dern dre LeiJ:Irerbildung auf Uniyersitätsebene. Das 
Kultusministedum hat die Univ·eTsitäten Bayerns 
um ein Gutachten ersucht. Es steht zu erwarten. 
daß es in allernächster Zeit eingehen wird. Di~ 
Koalitionsparteien waren der Auffassung, die 
Frage der · Lehr·erbi1dung zurückstellen ·zu sollen, 
bis dieses Gutachten •eingetroffen ist, darnn aber an 
die Beratung der Frage heranzutr.eten. Für meine 
Fraktion kann ich er.klären, ·daß wir !bereit sind. 
den berechtigten Wünschen der Lehrerschaft i~ 
jeder uns möglichen We.ise entgegenzukommen. 

i(Zuruf: Tn z;ehn Jahren!) 

- Nicht in zehn J,aJhren. Ich habe gesagt, wir wer­
den unmittefüar nach dem Eintr.effen des Gut­
achtens der Univ.ersitäten an dJ•e Frage heran-
treten. · 

·0A!bg. Dr. :Baumgartner: Wir warten schon 
lanrge!) 

- Es ist aober rnoch nicht da. 

(Abg. Dr. ~aumga·rtner: Es iwird schwer 
sein, weil alle anderen im ·Hause nicht 
christlich sind außer Ihnen; ·es wird sehr 

schwer sein!) 
- Darüber, Herr Kollege, werde ich nachher noch 
ein Wo·rt r·eden. 

(Abg. •Dr. ßaumgartner: A!ber wir haben 
uns füre Bemerkungen sehr gut gemerkt, 

Herr Meixner!) 
- :Sie h:arben mich vollständig mißiv.erstanden. 

(Abg. iDr. Baumgartner: Ich ihabe nichts 
' mißverstaDJdern!) 

Ich .sage, wir werden gerne den Wünschen der . 
Lehrerschaft entg•egenkommen, arber wir werden 
auch unalbding.bar auf der Ausbildung -der Lehrer 
an Bekenntnisschulen !bestehen, die uns für unsere 

Bekenntnisschul,en Lehrer bringen, die nach dem 
Wortlaut der Verfassung und des Gesetzes geeignet 
und ge1willt si'l'l:d, im Geiste des Bekenntnisses zu 
unterrichten und zu erziehen - auch zu ·erziehen. 
Darauf :haben wir nach der Verfassung, nach cl:em 
Gesetz und nach den Krrchenverträgen •ein An~ 
recht. Wir .können uns nicht denken, daß der Baye­
rische Landtag eine :Entscheidung in ETwägung 

.zieht, di·e der Verfassung und dem Ges•etz, dem 
Konkordat unid dem Kirchenv.ertrag entgegen ist. 
Sovi·el zum äußeren A•ufbauwe11k. 

Nun noch ein Wort zum inneren Aufbau unseres 
Schulwesens. Es ist d:n den 1etzten Jahren s·ehr viel 
von der Schulreform g.esprochen worden. W"ir ver­
tr·eten die Auffassung, daß 1Schulreform nicht ·etwas 
Einmaliges, in kurzer .F:rist 1Durch·zuführendes und 
dann Abgeschlossenes ist, sondern etwas Dauern­
des, etwas Fließendes. Mit der fortschrnitenden Zeit 
und den sich wandelndem V:erhältnd.ssen wird auch 
da•s Schulwesen sich immer wreder wandeln und 
erneuern müssen. Man 1hat dem Kiultusministerium 
vorgeworfen, daß ·es in der 1Durchführung der 
Schulreform zu langsam, zu zög.ernd vorgegangen 
sei. Man hat füm rvorgewO"rfen, daß •es zu sehr der 
Vergangenheit verthaftet sei, daß es vom Geist der 
neuen Z·eit n~cht angerührt sei, daß es auch zu 
stark kirchlich gebunden sei. Meine Fraktion steht 
auf dem :Stanidpurnkt: Wir v·erschließen uns keinem 
echten Fortschritt, keiner ·wertvollen Neuerung, 
aber wir wollen auch das Altbewährte erhalten. Wir 
wollen vor allem die christlichen Grundlagen wie 
uns·eres Staates so auch unseres .Schul- und Er­
ziehungswesens festhalten. Wiir sollten nicht so 

~ schnell verg·essen: Vor 20 Jahren, rviel rbejubelt, 
viel gepriesen, ist eine lßewegung zur Macht ge­
kommen, di:e auch die christlichen Grundlagen un­
seres Staates und unseres .Schulwesens beiseite 
schielben, die alles, ·wie man heute wieder sagt, von 
Grund auf erneuern, neu beginnen wollte. Das Er-
. gebnis haben wir gesehen und sehen wir noch. Wir 
sollten daraus 1ernen; ,es ,gilt hier das Wort: 
„Discite moniti - Lernt daraus, ihr seid .g.ewarnt!" 
Wir wollen es ganz kfar aussprechen: Wir wollen, 
daß unsere Jugenrd nach christlichen Grundsätzen 
erzogen wil'd, wir wollen Menschen heranbilden. 
die sich g·ebunden wissen an das ewige Sittenge~ 
setz, an .die zehn Gebote Gottes, die wissen, daß 
sie für ihr Tun •und Lassen vor Gott Verantwor­
hmg tragen, die sich v·erpfi.ichtet wissen den · 
Grundsätzen der Wahrhaftigkeit, Gerec'ltigkeit und 
Redlich1keit, zur Liebe gegen die Mitmenschen, und 
die auch danach str,eben, ·di:ese Grundsätze ·in iihrem 
Leben zu verwirklichen. Man wird miT sofort ein­
wenden: Das wollen wir auch in den christlichen 
Gemeinschaftsschulen, dazu 1brauchen wir keine 
Bekenntnisschulen. Darauf möchte ich nur folgen­
des sagen: Es gibt kein allgemeines Chiistentum, 
sondern nur ·ein in der Konfession klar ausgepräg­
tes Christentum. Ein politisch führender Mann hat 
einmal deri Satz geprägt: „Religion oh:ri:e Konfes­
sion ist Konfusion." Beide christlichen Bekenntnisse 
lehnen jede Verschwommenheit und jeden Misch­
masch in religiösen Dingen aib. Sie wollen ·eine klar 
ausgeprägte Konfessio~. In.'diesem Geist wollen wir 
unsere Kinder .erzogen wissen. 

2 
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Meine v'erehrten !Damen und Herren! 97 ,5 Pro­
zent .aller Schufä.inder besuchen 'heute die Bekennt­
nisschule, 85 Prozent aller Eltern in dieser Stadt 
München melden von Jahr zu Jahr ihre Kinder in 
der Bekenntnisschule an. Spricht das nicht ·eine 
klare Sprache? Zeigt das nicht, daß es hier nicht 
um eine parteipolitische Frage geht? Müssen wir: 
nicht diesem üherwältigend !Zum Ausdruck kom­
menden Elternwillen ,:Rechnung tTagen? Es ist mir 
völlig unverständlich, wie Parteien, die sich Demo­
kraten nennen - seien ·es Sozialdemokraten, seien 
es Freie Demokraten - sich gegen den Willen die­
ser MehruJ:eit wenden wollen und die Bekenntnis­
schule 'beharrlich bekämpfen und die Eii.nführung 
der Gemeinschaftsschule betrefüen. Wir haben in 
Bayern für die Volksschu1en ein staatliches Schul­
monopol. Der Staat zwingt die Eltern, ihre Kinder 
in ·einem Alter, in dem noch die Erziehung im 
Vordergrund steht, in die .Staatsschulen zu schicken. 
Wäre es nicht eine ungeheure Verg•ewaltigung fast 
der ganzen E'1ternschaft in Bayern, wenn man sie 
zwingen wollte, ihre Kinder in eine .Schule zu 
schicken, die sie eben nicht haben wollen, da sie 
ihr keine Gewähr für die klare katholische oder 
evangelische Erziehung ihrer Kinder bietet. - -

{Abg. Dr. Brücher: Wieso denn nicht?) 

Das ist um so unverständlicher, als hier 'besonders 
für die Katholiken ·eine klare Gewissensbindung 
vorliegt. !Das kirchliche Gesetzbuch, das für alle 
Katholiken verpflichtend ist, schreibt in sei:i:iem 
Kanon 1374 vor: „Katholische Kinder sollen nicht­
katiholische, neutrale und simultane Schulen nicht 
besuchen. Ausschließlich 1Sache des Bischofs ist es,· 
nach den Regeln der apostolischen Vorschriften un­
ter gewissen Umständen und unter Anwendung der 
nötigen Vorsicht !ZU to'1erieren, daß katholische Kin­
der diese .Schulen besuchen." Si:e Wissen a'beT, daß 
die kathofüchen Bischö:De ·einhellig die Bekenntnis­
schule fordern. iSie ihaben in der letzten Zeit ge­
lesen, daß selbst der Papst in 1Rom sich besonders 
im Hinblick auf· di·e Verhältnisse im deutschen 
Südw:eststaat auch für d:i!ese Frage lebhaft interes­
siert und die Katholiken immer wieder zu äußer­
ster Wachsamkeit unid zur Standhaftigkeit aufge­
rufen hat. .Sie wissen auch, daß die evang~lische 
Landeskirche hier genau so denkt, daß der Herr 
evange1ische Landesbischof und der Lam±eskirchen­
rat ebenfalls klar für die Bekenntnisschule Stel­
lung genommen haiben. 

1(Abg. Dr. Brüch,er: Nur in Bayern!) 

- In Bayern! Wir reden ja nur von Bayern. Aber 
es ist völlig klar. Seien Sie versichert: Die katholi­
schen und auch die evangelischen Eltern werden 
darüber·wachen und es nicht zulassen - ich sage 
es noch einmal - daß gegen Verfassung, Gesetz 
und überkommene staatliche Verpflichtungen hier 
eine Änderung herbeigeführt wird. 

Bei dieser Gelegenheit, meine· sehr verehrten 
Damen und Herren, darf ich feststellen, daß immer 
wieder versucht wird, Mißtrauen zwischen Kirche 
und Lehrerschaft, zwischen Lehrerschaft und Geist­
lichkeit zu stiften. Welche Kräfte hier wirksam 

sind, möchte ich Ihnen an einem Brief zeigen, den 
ich mit Zustimmung des Herrn Präsidenten hier 
zur Verlesung bringe. 

(Zurufe: Sondergenehmigung!) 

Ein Lehrer aus dem Kreis Kitzingen schreibt mir 
einen Brief, den ich erst vor wenigen Tage er­
halten habe; er ist vom 12. Juli datiert: 

Der Herr Landtagsabgeordnete Rabenstein 

- ich freue mich, daß er im Hause ist -=-
sprach in der Juni-Konferenz des Bezirks­
lehrervereins Kitzingen ,!über kulturpolitische 
Gegenwartsfragen. In seinen Ausführungen 
und in der Diskussion stellte er folgende Be­
hauptungen auf, die Sie als Fraktionsvorsitzen­
der der CSU unmittelbar berühren: 
1. Die geistliche Schulaufsicht sollte wieder 

eingeführt werden; die FDP hat diesen Plan 
vereitelt. 

(Lachen bei der BP und bei der CSU) 

Herr Hauptlehrer .. „ 
- ich darf den Namen vielleicht weglassen -

der sich Notizen machte, fragte Herrn Raben­
stein, wer die geistliche Schulaufsicht wieder 
einführen wolle; er fragte nach der Frak­
tion und dem Antrag und inwiefern die 
FDP dies vereitelte. Rabenstein. antwortete, 
es habe keine Partei einen derartigen An­
trag gestellt. Es sei überhaupt kein Antrag 
gestellt worden, aber gelegentlich der Ver­
staatlichungsverhandlungen der Hochschulen 
Bamberg und Regensburg habe Prälat Meix­
ner -

(Abg. Rabenstein: Total falsch!), 

hier ist der Originalbrief; ich lese ihn genau 
vor -

habe Prälat Meixner davon gesprochen. Die 
scharfe Opposition der FDP habe ihn sofort 
zum Schweigen -gebracht. Herr Rabenstein 
schwang später auch eine schriftliche Infor­
mation, die hierüber Angaben seiner Partei 
enthielt, und versprach dem Herrn, er wolle 
ihm hiervon Kenntnis geben. Allerdings 
ging die weitere Behandlung dieser Frage 
schließlich in der Masse der übrigen Pro­
bleme unter, und ich glaube nicht, daß 
Rabenstein jemals die versprochene Aus­
kunft geben wird. 

2. Herr Rabenstein behauptete, nach 1945 
hätten Kreise der CSU ernsthaft an eine 
Trennung Süddeutschlands vom übrigen 
Deutschland gedacht und es wäre ein Staa­
tenbund bzw. ein Lateinstaat geplant ge­
wesen, der Süddeutschland, Österre.ich und 
Italien umfassen sollte. 

(Lachen rechts) 

Vereitelt wurde dieses Vorhaben durch die 
entschiedene Opposition, des württembergi­
schen Staatspräsidenten Dr. Maier. 

(Erneutes Lachen rechts) 

Diese Ausführungen Rabensteins beein­
druckten die Versammlungsteilnehmer .tief 
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und nachhaltig. Die Ausführungen lösten in 
der „Kitzinger Zeitung" einen Versamm­
lungsbericht aus, der die Kulturpolitik 
Bayerns als bewußte Volksverdummung 
charakterisierte und Herrn Staatsminister 
Dr. Schwalber der Lüge bezichtigte. 

Zum Abschluß schreibt der Lehrer: 
Zum Schluß möchte ich noch anfügen 
und ich lege Wert auf diese Feststellung-, 
daß ich weder Mitglied der CSU noch Partei­
gänger derselben bin, sondern ich bin partei­
politisch völlig neutral. Es geht mir aber 
dort, wo ich schon einmal bin, um das Recht 
und um die Wahrheit, und diese Einstellung 
veranlaßt mich zu diesem Bericht und den 
ihm angefügten Bitten. 

Er wollte darüber eine Antwort haben. 
(Abg. Dr. Brücher: Ich werde in Zukunft 
auch Briefe verlesen! - Abg .. Bezold: 
Hoffentlich wird er 'befördert! - Abg. 
Dr. Baumgartner: Ich nehme das nächste 

Mal auch Briefe mit!) 
- 'Ich mußte aber hier z{i diesen eindeutigen Vei·­
leumdungen Stellung nehmen. Ich möchte Herrn 
Rabenstein bitten, mir hier in diesem Hause Ant­
wort zu geben, wann und wo ich jemals bei den 
Beratungen über die Hebung der Hochschule Bam­
berg - es handelte sich ja nicht um eine Ver­
staatlichung - eine solche Äußerung getan habe. 
Dem Herrn Ministerpräsidenten Reinhold Maier h9-t 
ja die bayerische Staatsregierung bereits eine Ant­
wort gegeben. Das hindert aber nicht, daß auch in · 
Bayern diese Dinge immer wieder verbreitet wer­
den. 

(Abg. Bezold: Tun Sie es doch in der Wahl­
versammlung, nicht hier herinnen, Herr Prä­
lat! Das hat mit dem Landtag und mit der 
bayerischen Kultur nichts zu tun! - Unruhe 

- Glocke des Präsidenten) 

- Nein, durchaus nicht, Herr Kollege Bezold, das 
hat auch hier etwas zu tun. Wenn man uns vor­
wirft, daß wir die Wiedereinführung der geistlichen 
Schulaufsicht betreiben -

(Abg. Bezold: Das beweisen Sie mit einem 
Brief, dessen Verfasser Sie nicht einmal an­
geben! Hören Sie, da bleibt einem die Luft 

weg!) 
- Ich gebe Ihnen nachher sofort den Originalbrief 
in die Hand, dann haben Sie den Verfasser. Wenn 
ich Ihnen sage, es wird draußen im Lande be­
hauptet, daß die CSU und ich als ihr Fraktionsvor­
sitzender die Wiedereinführung der geistlichen 
Schulaufsicht betreiben, und dadurch ständig Miß­
trauen gesät wird, werden Sie nicht bestreiten, 
Herr Kollege Bezold, daß das in die Verhandlungen 
des Bayerischen Landtags über den Kultusetat ge­
hört und hier eine Rolle spielt. 

(Beifall bei der CSU - Abg. Bezold: Da 
müssen Sie erst nachweisen; daß wir das 

gesagt haben!) 
Lassen Sie mich zum Schluß noch einige Worte 

sagen - durch die Rechte des Hauses bin ich dazu 

veranlaßt worden - zur Frage des Verhältnisses 
von Staat und Kirche und auch über die Einstel­
lung der Kirche zur Politik und zu den einzelnen 
Parteien. Ich will darüber hier ganz offen und 
ganz klar reden, nachdem ich so herausgefordert 
werde. 

(Abg. Dr. Baumgartner: S i e haben uns doch 
herausgefordert! Das ist doch eine Ver­

drehung der Tatsachen!) 
Ich.möchte zunächst ein Wort über die finanziellen 
Leistungen des Staates an die Kirchen sagen. 

(Abg. Dr. Brücher: Hat uns schon der Herr 
' Minister gesagt!) 

Diese sind bei den Beratungen im Haushalts­
ausschuß Gegenstand lebhafter Auseinandersetzun­
gen gewesen. Ich glaube aber, die dankenswerten 
Ausführungen des Herrn Kultusministers von 
gestern haben die Situation klar gezeichnet und 
man braucht ihnen eigentlich nichts hinzuzufügen. 
Sie haben gezeigt, daß die staatlichen Leistungen 
an die Kirchen, besonders an die katholische Kirche, 
zwar freiwillige Leistungen heißen, aber keines­
wegs in Wirklichkeit solche sind. Dreimal in der 
Geschichte der letzten zwei Jahrhunderte hat der 
Staat der Kirche den größten Teil ihres Vermögens 
genommen, 

(Abg. Bezold: Das geht schon bei den Mero-
wingern an!) · 

1803, 1923 und 1948. 
(Abg. Bantele: Sie sind nicht die Kirche!) 

- Ich spreche aber hier für die Kirche. - Es ist 
eine klare Tatsache, die niemand bestreiten kann 
und sollte, daß die Kirche· im Jahre 1803 vom 
Staat ausgeraubt worden ist. Damals hat der Staat 
- das hat der Herr Minister herausgestellt - un­
geheure Vermögenswerte an sich gezogen, 

(Abg. Dr. Baumgartner: Richtig!) 
Vermögenswerte, deren Nutzung und Rente er 
.heute noch hat. 

(Sehr richtig! bei der CSU) 
Das ist ganz klar. Damals hat der Staat auch Ver­
p:('lichtungen auf sich genommen im Reichsdeputa­
tionshauptschluß und vor allem im sogenannten 
Inkorporationsgesetz, hauptsächlich für die Er­
haltung der Klosterpfarreien und der Kloster­
schulen, der inkorporierten Pfarreien und Schulen, 
zu sorgen. Hier liegt also eine klare Verpflichtung 
vor. Es ist äußerst dankenswert, daß hier in diesem 
Bayerischen Landtag fast alle Mitglieder schon bei 
den Beratungen im Haushaltsausschuß und - so 
hoffen wir - auch bei den Beratungen im Plenum 
daraus die Folgerungen gezogen haben und den 
Leistungen des Staates an die Kirche, insbesondere 
nach Titel 139 der sogenannten Seelsorgereinkom­
mensergänzung, zugestimmt haben. 

(Abg. Dr. Baumgartner: Dennoch müssen wir 
uns erst würdig erweisen nach Ihrer Auf­

fassung!) 
.:_ Warten Sie noch einen Augenblick, seien Sie 
nicht so heftig! 

(Abg. Dr. Baumgartner: Trotzdem müssen 
wir uns würdig erweisen, weil wir der Kirche 
das alles zugestehen! -..,... Abg. Dr. Brücher 
zur BP: Ihr werdet nie für würdig befunden!) 
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- Ich komme noch auf das, was Sie hier sagen, 
zurück, nämliCh auf die Stellung der Kirche zur 
Politik. Ich will hier grundsätzlich folgendes sagen: 
Die Kirche mischt sich nicht in die Parteipolitik. 

(Andauernde Oho-Rufe und Unruhe) 

Lassen Sie mich nur fortfahren, Sie werden gleich 
das Weitere hören! Die Kirche will auch nicht 
Parteipolitik auf der Kanzel sehen. 

(Beifall, besonders bei der FDP und BHE -
Bravo-Rufe) 

Auf die Kanzel gehört das Wort Gottes - -

(Sehr richtig! - Beifall bei der FDP und 
BHE - Abg. Dr. Strosche: Das möchten wir 
einmal erleben'! - Abg. Dr. Brücher: Kein 

Beifall bei der CSU?) 

Auf die Kanzel gehört das Wort Gottes und sonst 
nichts, das ist die klare Weisung der Kirche. 

(Sehr richtig! - Sehr gut! - Starker 
Beifall) 

Das war immer die Meinung der Kirche und sie ist 
es noch. Aber, meine Damen und Herren, Sie ver­
wechseln etwas, sie verwechseln Parteipolitik und 
Grundsatzpolitik. 

(Starker Beifall bei der CSU - Abg. Dr. Baum­
gartner: Die CSU hat das verwechselt, wir nicht!) 

Die Kirche beurteilt und bewertet die einzelnen 
Parteien nach ihrer Stellungnahme eben zu diesen 
Grundsatzfragen. 

(Beifall bei der CSU - Zuruf von der SPD: 
Siehe Ochsenfurt!) 

Die Kirche wird sich immer für Parteien aus­
sprechen, die ihre Grundsätze im öffentlichen Leben 
und politischen Raum vertreten. 

(Abg. Dr. Strosche: Vor allem in der Praxis 
vertreten! - Abg. Dr. Baumgartner: Sehr 

gut, Herr Prälat!) 

- Sie wird sich immer gegen die Parteien wenden 
müssen, die diese ihre Grundsatzforderungen be­
streiten und bekämpfen. 

(Abg. Dr. Baumgartner: Das· hat sie über­
sehen, die Kirche, weil sie CSU-Versamm-

lungen hält! - Heiterkeit - Unn1he) 

- Herr Dr. Baumgartner, lassen Sie sich von Ihrer 
Leidenschaft nicht zu törichten Äußerungen hin-
reißen! ' 

Abg. Dr. Baumgartner: Nein, Sie haben uns 
sehr herausgefordert mit Ihrer Arroganz! -
Große Unruhe ~ Glocke des Präsidenten) 

Präsident Dr. Hundhammer: Herr Abgeordneter 
Dr. Baumgartner, dieser Zwischenruf muß zurück­
gewiesen werden! Eine solche Äußerung ist nicht 
zulässig. 

(Abg. Dr. Baumgartner: Ich werde das be­
weisen, Herr Präsident; wir sind nicht christ­
lich in seinen Augen, aber wir helfen ihm 

dauernd!) 

Meixner (CSU): •Die Kirche wird immer gegen 
eine iPartei Stellung nethmen müssen, die Z'U1Il Bei­
spiel - ich ibitte, mir zuzuhören - die Aufhe1bung 
des § 218 fordert. 

{Sehr gut! ibei der OSU - Abg. Dr. Baum­
gartner: Haben wrr nie gefordert!) 

- Von Ihnen ist auch ni,cht die Rede. 

(.A!bg. Dr. Baumgartner: Aber wir sind nicht 
„christlich"! Wir lassen uns diese Unver­

schämtheiten nicht bieten!) 

Präsident Dr. Hundhammer: lHerr Dr. LBaumg.art­
ner, ich rüge zum zweitenmal den Ausdruck! Das 
Wort „Unverschämtheit" ist hier .nicht zu gebrau-
chen. 

~.A!bg. Dr. Baumgartner: Ich werde jetzt 
nichts mehr sag·en!) 

Meixner '(CSU): .Sie wird immer g.egen eine Par­
tei .SteUun.g neihmen müssen, ·die •die Eihescheidun­
gen erleichtert wi:ssen will. .Sie wird immer gegen 
eine Partei Stellung nehmen müssen, die die Ord­
nung in Ehe und ·F:an:iilie umstürzt und ·damit di:e 
~amilie an der Wurzel bedroht. 

Präsident Dr. Hundhammer: Herr Abgeordneter 
Dr. Baumgartner, ich mache Sie wegen der letzten 
Bemerkung auf die Folg·e ·einer dritten Rüge auf­
merksam. 

{Aibg. ODr. Baumgartner: Ich ihahe g·esagt, 
daß ich nichts mehr sage!) 

Meixner '(CSU): Sie wird immer g.egen eine Par­
·tei .Stellung nehmen müssen, die die Bekenntnis­
schule ibekämpft und die Zwangseinführung ·der 
Simultanschule fordert. 

(BeifaH bei der C'S:U) 

Sie wird sich auch d.mmer g·egen eine Partei wenden 
müssen, di:e die Her.anbildung von Lehrern für die 
Bekenntnisschuren praktisch unmög1ich machen 
will. 

'(Zuruf von der 1SlPD: Die V.erfassung!) 

- In der Verfassung steht klar .... 

•(Abg. Dr. Brücher: Sowohl Bekenntnis- als 
auch christliche Gemeinschaftsschulen!) · 

- Hier ist die Verfassung des bayerischen Staates, 
'Uilld dort stelht der •Standpunkt der Kirche, Fr.au 
Dr. Brücher. <Das s~nd schlteß'lich zwei verschiedene 
Dinge. 

(Abg. Kiene: Wir stehen doch auch auf der 
v.erfassung!) 

Richti.g. Ich kann mich .aber für. die eine oder 
andere Alternatiive entscheiden. :Das ist doch ganz 
klar. 

Herr Kollege Dr. Baumgartrier, nun komme ich 
zu Ihren heftigen Kontroversen, und da•s alleii.n, 
Herr Kollege Dr. Baumgartner, habe ich gesagt, 
und S1e werden mir nicht sagen können, daß darin 
eine Arroganz Hegt, wenn Sie mich nicht falsch 
verstehen! iEs steht nun bei d!en einz·elnen Pal'teien, 
oib sie sich entsch'eideR für ·eine Politik, die den 
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Widerspruch und den Widerstand oder die Zustim­
mung und den Heiif.a'11 der Kirche herbeiführt. Das 
aillein halbe ich .gesa•gt. Wie soll darin eine Arro­
ganz liegen? 

(Abg. Dr. ißaumgartner: Dazu werde ich 
öffentlich !Stellung nehmen!) 

Wenn nun - ich wHl jetzt ganz praktisch reden -
die ißayern1partei eiine Politik ibetriei'bt 

{•Abg. Dr. Baumgartner: Das lhat sie!) 

- gut! Davon habe ich aber nicht geredet -, die 
den Beifall der Kirche fi.ni;l:et, ·und wenn sie es tut 
und - füge ich hinzu - je mehr Parteien eine 
so'lche Po1itik betreiben, desto mehr - das sage ich 
g.anz offen - können wir uns darüber freuen. 

'(Lebhafter Beifall bei der CSU) 

Nichts weiter halbe ich g1esagt. Was ich seinerzeit 
g•esagt habe, ist von Ihnen durchaus fa1lsch verstan­
den worden. Ich halbe ein Werturteil, Tatsachen­
urteil überhaupt nicht gefällt. 

1(Abg. 1Dr. Baumg.artner: Lesen Sre die P11esse!) 

- Was die·Pr-esse schreiJbt, ist nicht beweisend; was 
ich gesagt habe, ist entsclrerderud. 

(.A:bg. Dr. Baumgartner: Die iPresse kann nur 
schreiben, was Sie gesagt haben!) 

0 

- Oih guter Gott! Wie oft haben Si 1e behauptet, 
daß d:as, was Sie gesagt haben, 1etwas ganz anderes 
war, als geschrierben wurde. 

10Beif.all ·bei deT CSU. - .AJbg. Dr. ißaumgart­
ner: Dann ihabe ich ·es 1berichtigt!) 

Ich komme zum Schluß. Meine sehr geehrte_n Da­
men und Herren, weil das derzeitiig.e Kultusminiiste­
rium das Bestreben hat, mit der Kirche in. Frieden 
und Freundschaft zu ilelben, und weil ·es das Be­
str·eben hat, dre Kräfte des Staates und der Kirehe 
in einträchtigem Zusammenwüken zum Wohl des 
Volkes ·einzusetz.en, und weil ers bemüht ist, eine 
christliclre KulturpolitiJk zu betreiben und die chriist­
Hchen Grundlagen unser.er Erziehung zu erhalten, 
deshalb gend,eßt •es unser v;ertTauen und ihat es un­
sere Zustimmung. Desha1'b werden wir auch dem 
Etat ·zustimmen. 

Ein 1etzt·es Wort darf ii.ch noch sprechen. Es soll 
ein Wort der Anerkennrung sein für das Wirken 
und Arbeiten des Kultusministers und seiner Be­
amten im Ministerium, für ihre rastlose und er­
fofLgreiche Aufrbaiuar!beit im Dienste der bayerischen 
Jugend und damit im (Dienste des gesamten baye­
rischen Volkes. 

(ißeifaH bei der CSU) 

Präsident Dr. Hundhammer: Als nächster Redner 
folgt der Herr Abgeordnete Beier. 

Beier ·0SiPD): !Herr Pa:-äsi>dent, meine Damen und 
Herren! lDie Sozia1demokriatische Partei erstrebt die 
wirtschaftliche und soziale Besserstellung aller der­
jenigen, die auf d:e1r Schattenseite dieses Daseins 
leiben, damit sJe an allen Ki!rlturgütern vollen und 

gleichberechtigten Anteil nehmen können. Sie wid­
met deshalb den vieig•estaltigen und wichttgen Auf­
gaben des rStaatsminillsteriums für Unterriicht und 
Kultus füre ganze Aufmerksamkei't und unterstützt 
al'1e Maßnahmen, ilie im Geiste der Verfassung, 
aber auch im Geiste deir 1Duldsamkeü und des 
geg·enseitigen Verstehens durchgeführt werden. 

iDa nachrher meiine beiden KoJrlegen Pittroff und 
Förster :zu schulpädagogischen und schulischen 
aktuellen Problemen SteHung 'l:l!ehmen weTden, 
seien mir nur ·ein1.ge allgemeine Hinweise gestattet, 
18 Prozent aller Staatsausgaben entfallen auf den 
Kultusetat, dessen Personalaufwand 74 Prozent sei­
ner Haushaltsausgaben ausmacht. Seit 1948 ist eine 
ständige Vermehrung des Pel'Sonafatandes zu ver­
ze,ichnen, und zwar von 35 742 im Jaihr·e 1948 auf 
49 115 im Jahre 1953. [)as sind 1955 Stellen mehr 
als 1952, und trotzdem sind noch Lange nicht alle 
personellen Bedüdnisse •erfüfü. 

Von den g·esamten •Dienstkräften, die im 1bayeri­
schen Staatsministertum für Unterricht und Kultus 
wJrksam sind, gehören 29 724 zu denjenigen, die in 
den Vol!ksschu1en tätig sind. Mit den Personen, die 
an den staafüchen Mittelschulen und höheren Schu­
len, an den Lehreribil!dungsan:stalteh, staatlichen 
Fach1schu'len, Uni•ve1rsitäten und Hochschulen e.in­
schließilich der Kliniken und Nebenanstalten tätig 
s1nd, ergi:bt sich •eine Gesamtzahl von 42 347 das 
sind 86 Prozent aller Dienstkräfte. Info'J.gedessen 
entsteht die berechtigte Frag·e: Wird im Rahmen 
dieses Staatslbereichs jede dritte freiwerdende Stelle 
unbe·setzt ·bleiben, w1e es der Voirschlag des Staats­
ministeriums der FinanZJen für den ,gesamten Haus­
halt vorsieht? Ich stelle dies•e Frag·e bereiits jetzt 
zur e.ingehenden Prüfung. 

Insg·esamt sind in Bayern l 1647 858 Schüler an 
den Vofässchulen, an den m~tt1eren und höheren 
Schulen. Davon besuch~n d1e Volksschule 1100 000 
Schüleir. 

Welcher Zu.schuß entfällt nun auf den Kopf des 
Schülers? Auf denjenigen, der die gewerblich·e Be­
rufäschu1e besucht, entfallen 31 DUVI Zuschuß des 
bayerischen Staates, auf denjenigen, der die land­
wirtschaftliche Berufsschule ·besucht, 32,5 DM, auf 
den Volksschüler 150 DM, auf den •SChüler an den 
staatlichen höheren Lehranstalten 563 DUVI, auf den 
Studenten .an den Unive!l.'sitäten und son:stigen wis­
senschaftlichen Hochschu'1en 1523 DM, auf den Mit­
telschfüer 400 DUVI, auf den ·Besucher der Lehrer­
bildungsanstalten 1000 DM und auf ·den Schüler an 
den staatlich·en Fachschulen 1175 DUVI. Daraus er­
sehen Sie, wie unterschiedlich die Zuwendungen 
und Aufwendungen des Staates für d1e eiinzelnen 
Schüler sind. 

Sie ha1ben daraus auch entnommen, welche Be­
deutung die Volksschule einnimmt. Nach unserer 
Auffassung ist sie das Fundament und das Kern­
stück unseres Bildungswesens. Irhr kommt bei allen 

.Maßnahmen eine überragende Bedeutung zu. Sie 
werden mir iinfolgedessen gestatten, daß ich einige 
Bemerkungen zur gegenwärtigen Situation auf dem 
Ge1b1et des Volksschulwesens mache. Mit großem 
Ernst sehen w:i>r der Fortentwicklung. der Volks­
schule entgegen. Die ersten Klassen sind zwar voll 

3 
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besetzt, im weiter,en aber seihen wir eii.ne Dezimie­
rung der Vo'lksschul:k1assen dadurch, daß die Schü­
ler auf die Mittel- und Fachschu~en gehen. Das 
bedeutet eine Entwertung der '11ed.lnahme an den 
Volksschulen. 

~Sehr :richtig! bei der CSU) 

Es besteht eine große Gefahr, daß d:tej-ernigen, die 
dann aus der Volksschule iheräuskommen, über­
haupt keine Unterkunft als Lehrling oder im son­
stigen beruflichen Leben mehr fin!den, weil das Ab­
g.angsz,eugnis von der...Yolksschu'le Üiberhaupt nichts 
mehr bedeutet. Es besteht aber auch die Gefahr, 
daß die Volksschullehrer sel!bst auf die Mii.ttel- und 
Fachschulen abwandern" und an die iBerufsschulen 
gehen, so daß auch dadurch rdd:e Leistungsfä:hlgkeit 
der Volksschulen .ganz g,ewa:11rig leiden muß. Ich bin 
infolged:essen der Auffassung, daß das bayerische 
Vo'l'ksschulleben sich d.n einer aktuellen Krise, in 
einer gefahrvollen Situation befindet. 

•üSehr richtig! hei der :siPID und ibeii der BP) 

Es gibt für uns 1daiher nichts anderes .als den Ruf: 
Rettet die Volksschulen aus ihrer gefahrvollen 
Krise, heseJtigt .ihre Zersplitterung, die idlie Lei­
stungsfähigkeit wesentlich 1beeinträchtigt! 

·(Lebhafte Zustimmung bei der SPD und 
ü.n d:e:r Mitte) 

Berechtigte Tatbestände gelben mir V,eranlassung, 
darauf hinzuweii.sen, daß das Schulorganisationsge­
setz ohne Verfassungs- und Gesetzesiverletzung bei 
Anerkennung des 1einrdeutig geäußerten ·Elternwil­
lens durchgeführt werden muß. Wir haben Beweise 
dafür, daß 1der Wtl.Ue der EJ.tern nd.cht immer klar 
Anerkenrnmg findet, 

'(.A:hg. Dr. Brücher: Sehr richtig!) 

sondern daß verwaltungsmäßige 'Schwillerigkeiten 
entstehen, wenn der Elternwfil1e denjenigen nicht 
paßt, rdife in deT IRegi!erung oder auch d.m Staats­
mi:nisterium für Unte:rricht u'D!d Kultus beschäftigt 
sind. 

(Lebhaftes Sehr richtig! bei der SPD und 
der FDP) 

Es scheint mir aber besonders wichtig, die Auf­
merksamkeit des Hohen Hauses auf den äußerst 
schwierigen Dienst der Volksschullehrer zu lenken, 
der sehr oft bei räumlichen Unzulänglichkeiten: und 
Mangel an richtigen Arbeitsmitteln geleistet wer­
den muß. 

Eine traurige Bilanz sehen die Volksschullehrer, 
wenn sie in die Kreise der Schüler blicken. 5,5 Mil­
lionen deutscher Kinder verloren bei Kriegsende 
ihre Heimat und sind damit nunmehr ohne die Ver­
bindung mit dem heimatlichen Gedanken. 1,25 Mil­
lionen verloren den Vater und sind damit auf die 
Unterweisung nur ihrer Mutter angewfesen. 200000 
Jugendliche sind allein in der Bundesrepublik Voll­
waisen und finden infolgedessen von den Eltern 
überhaupt keine Unterstützung mehr. 190 000 Ju­
gendliche leben in Baracken. Tausende sind mit 
den Gerichten in Berührung gekommen. Meine 
sehr verehrten Damen und Herren, unter diesen 

Umständen können nur Frauen und Männer mit 
hervorragenden pädagogischen F'ähigkeiten, mit 
innerer Ausgeglichenheit und mit besonderem Ein­
fühlungsvermögen Leistungen mit Erfolg in der 
Volksschule erbringen. 

(Sehr gut! bei der SPD) 

Wie steht demgegenüber nunmehr die wirt­
schaftliche Sicherstellung der Lehrer? Lassen Sie 
mich hier folgendes sagen! Das Besoldungsdienst­
alter des Junglehrers kann frühestens mit Vollen­
dung des 26. Lebensjahres in der Gruppe A 4 c 2 
mit 280 DM brutto festgesetzt werden. Der junge 
Lehrer kann 'erst mit Erreichung des 30. Lebens­
jahrs auf Lebenszeit verbeamtet werden. Er hat 
die Aussicht, bei Vollendung des 65. Lebensjahrs 
seine Laufbahn in der gleichen Gehaltsgruppe 
A 4 c 2, also in der Inspektorgruppe, abzuschließen. 
Er bleibt damit 35 Jahre in der gleichen Gruppe. 
Wo ist das in irgendeiner anderen Gruppe noch .. 
der Fall? Das ist eine diffamierende Ausnahme­
stellung dieser Junglehrer. 

(Zuruf des Abg. Dr. Fischbacher) 

Insbesondere weise ich noch darauf hin, daß auch 
die Lehramtsbewerber besonders ungünstig ge~ 

stellt sind. Sie erhalten im ersten Jahr 120 DM als 
Ledige und 168 DM als Verheiratete, im zweiten 
Jahr 135 DM als Ledige und 189 DM als Verhei­
ratete, im Höchstfall 150 DM als Ledige und 210 DM 
als Verheiratete. Eine alsbaldig~ Regelung ist not­
wendig. Der Arbeitsausschuß des kulturpolitischen 
Ausschusses wird mit der größten Beschleunigung 
diese Frage und die Schaffung von 4000 Ober­
lehrerstellen in Angriff nehmen müssen und ebenso 
auch wiederum dafür einzutreten haben, daß die 
Hilfsschullehrer wie, früher als Mittelschullehrer 
anerkannt werden. 

(Abg. Euerl: Aber auch Wort halten!) 

Sie müssen uns unterstützen, Herr Kollege 
Euerl! 

Bei diesen Schwierigkeiten des Unterrichts und 
bei den hervorragenden Eigenschaften, die ein 
Lehrer mitbringen muß, ist für uns die akade­
mische Lehrerbildung auf der Universität äußerst 
dringend, ja unaufschiebbar. Wenn es ganz selbst­
verständlich ist, daß in den Gemeinden ein Tierarzt 
zur Behandlung von Tieren aller Art Akademiker 
ist, so sollte es für jedermann, insbesondere auch 
für die Mitglieder dieses Hohen Hauses außer 
Zweifel stehen, daß auch diejenigen akademisch 
gebildet sind, die das höchste Gut eines Volkes, 
unsere Kinder, die künftigen Staatsbürger, zu be­
treuen und zu unterrichten haben. 

Nun will ich noch einiges zu den Mittel- und 
höheren Schulen, und zwar zu den staatlichen und 
nichtstaatlichen Schulen sagen. Wir hatten gehofft, 
daß wenigstens 10 neue Mittelschulen im Haus­
haltsplan geschaffen würden. Wir sind hier zweifel­
los sehr enttäuscht und wir bedauern, daß ihre 
Schaffung infolge der finanziellen Zwangslage nicht 
möglich war. Wir müssen immer wieder darauf 
hinweisen, daß die Eltern von großer Sorge erfüllt 
sind, daß ihre Kinder nunmehr von den Mittel­
schulen zurückgewiesen werden, weil nicht die er-
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förderlichen Lehrkräfte vorhanden sind oder die 
Raumverhältnisse es nicht gestatten. Das trifft 
sowohl für die mittleren staatlichen als auch für 
die nichtstaatlichen Schule'n zu. Der Bestand dieser 
nichtstaatlichen mittleren und höheren Schulen 
ist gefährdet, weil die Schulträger das Defizit nicht 
decken können. Die Erhöhung des Staatszuschusses 
auf 18 Millionen beziehungsweise im nächsten Jahr 
auf 20 Millionen ist zweifellos beachtlich, aber be­
stimmt unzureichend. Es ist wie eine Dosis Medizin, 
die den Patienten zwar vor dem Sterben bewahrt, 
i'hn aber auch nicht gesund werden läßt. 26 nicht­
staatliche Schulen schließen mit einem Fehlbetrag 
von 2 714 500 DM ab. 

In Verbindung damit steht die Frage der Ver­
staatlichung dieser nichtstaatlichen Schulen. Wir 
haben mit Freude davon Kenntnis genommen, daß 
der Herr Staatsminister für Unterricht und Kultus 
seine ursprüngliche grundsätzliche Gegnerschaft 
gegen die Verstaatlichung aufgegeben hat und daß 
er bereit ist, in besonderen Fällen auch einer Ver­
staatlichung zuzustimmen. Ich denke hierbei ins­
besondere an die Oberrealschule in Haßfurt, an die 
Oberrealsehulen in Schrobenhausen und Füssen 
und an andere, wobei es sich gerade bei Haßfurt um 
eine Schule handelt, die früher länger als 400 Jahre 
bereits Staatsschule war. Infolgedessen wird sich 
ebenfalls der Arbeitsausschuß des kulturpolitischen 
Ausschusses mit Beschleunigung an die Lösung 
dieser Frage begeben müssen, 

(Sehr richtig!) 

weil sie dringend ist und weil sie in Verbindung 
mit der Gastschülerfrage unbedingt alsbald ge­
regelt werden muß. 

(Abg. Elsen: Sehr gut!) 

Soweit die Universitäten und Kliniken in Frage 
kommen, will ich nur auf die unzureichendrn 
Raumverhältnisse hinweisen sowie auf die unge­
nügende Ausstattung, aber auch darauf, daß es 
insbesondere an den Universitäten liegen muß, die 
Freiheit der Forschung zu sichern und damit auch 
die Freiheit der Selbstverantwortung zu erhalten; 
denn sie dient der sittlichen Bildung und dem Geist, 
der als Ganzes unmittelbar wie die Wahrheit ist. 

Bei den Beratungen im !Hausihaltsausschuß wul'de 
.auf eine Äußerung eines Münchner Pro:ßessors Be­
zug genommen, diie er ihinsichtlich der Freiheit sei­
ner Betätigung getan hatte. !Bei dieser Gelegenheit 
hat geTad:e Herr Abgeordneter Elsen geäußert: 
Wenn der Betreffende gla'U!be, hter in München 
nicht genügend. Freiheit ·zu besitzen, dann bestehe 
ja die Möglichkeit, edne ancl:ere Universität für 
seiine berufliche Tätigkeit .aufzusuch·en. Das ist nach 
meiner Meinung der Geist, den wti.r nicht verstehen 
und den wdr 1bekämpfen müssen. 

(1Sehr richtig! bei der SPD und bei derr FDP) 

Das ist der Geist der Undu}dsamkeit. _ 

l(Erneute Zustimmung 1bei SPD, iBHE und FDP) 

Wär haben den Geist der „Freiiheit" auch auf den 
Universitäten. 

(Sehr richtig! und Zurufe) 

Bei den Universitäten wird vor allem die Förde­
rung des studium ~enerale unbedingt erforderlich 
sein. 

Einiges noch zu den Staatsth_!=atern und zu den 
nichtstaatlichen Theatern. Der Gesamtzuschuß an 
die Staatstheater beträgt 7 Millionen und ist gegen­
über dem Vorjahr wiederum um 3/4 Millionen ge­
stiegen. Angesichts der großen Notstände im Woh-

. nungsbau und auf anderen Gebieten entsteht tat­
sächlich die Frage: Kann ein Zuschuß in einer 
solchen Höhe noch verantwortet werden? Weiter 
entsteht die Frage: Kommt der Provinz, also kommt 
dem gesamten Land Bayern, die Leistung der baye­
rischen Staatstheater zugute oder kommen diese 
Zuschüsse nur einigen wenigen zugute? Sowohl im 
Senat als auch bei anderen Gelegenheiten wurde 
darauf hingewiesen, daß die Wirtschaftlichkeit der 
bayerischen Staatstheater geprüft werden muß, 
daß große Sparsamkeit obwalten muß. Daraufhin 
wurde geantwortet: Das ist Sache des Intendanten. 
Wenn es sich um öffentliche Steuermittel handelt, 
müssen auch die Intendanten ihre Maßnahmen so 
treffen, daß die Wirtschaftlichkeit gewährleistet 
ist! 

Während bei den Staatstheatern gegenüber dem 
Vorjahre eine weitere Erhöhung der Ausgaben ein­
getreten ist, war beabsichtigt, die Zuschüsse zu den 
nichtstaatlichen Theatern zu kürzen. Erfreulicher­
weise ist dieser Posten wieder um 100 000 DM er­
höht worden. Die nichtstaatlichen Theater erfüllen 
,draußen eine ;große kulturpolitische Aufgabe. Es 
darf nicht sein, daß das Land draußen kulturell 
verödet und v~rsandet und München allein eine 
kulturelle Oase darstellt. 

(Sehr richtig! bei der SPD) 
Mit besonderer Genugtuung können wir sagen, 

daß die Zuschüsse zur Förderung der Erwachsenen­
bildung erhöht wurden. Ich möchte vor allem die 
hervörragende Grenzlandarbeit der Volkshoch­
schulen anerkennen, die Vorbildliches geleistet 
haben. Es handelt sich um ein Stück Persönlich­
keitsbildung, um die Sammlung aller produktiven 
Kräfte auf kulturellem Gebiet. 

Mit Freude können wir die Erhöhung der Zu­
schüsse für die Jugendherbergen und Jugendheime, 
für die Förderung der Volksmusik, für die Förde­
rung und Unterstützung des Orchesters Hof, des 
Fränkis'chen Landesorchesters und des Orchesters 
in Bad Reichenhall und nicht zuletzt die Erhöhung 
der Zuschüsse für die Haushaltungsschulen und 
hauswirtschaftlichen Fachschulen feststellen, ein 
Beweis, daß die Männer tatsächlich sehr frauen­
freundlich sind. 

(Abg. Dr. Brücher: Aha!) 
Zuletzt möchte ich noch einiges sagen zu dem,. 

was der Herr Prälat Meixner über das Verhältnis 
von Kirche und Staat .ausgeführt hat, zumal der 
Herr Staatsminister dieser Darstellung in seiner 
Rede auch einen breiten Raum gewidmet hat. Vor­
weg ist festzustellen: Die Sozialdemokratische 
Partei hat der bayerischen Verfassung zugestimmt, 
sie besteht infolgedessen auch darauf, daß die Ver­
fassungsbestimmungen in jeglicher Hinsicht be­
achtet werden. 

(Abg. Dr. Brücher: Wir auch!) 
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Sie erkennt auch die Bestimmungen des Konkor­
dats und der Kirchenverträge an. 

(Abg. Dr. Brücher: Wir auch!) 

Es handelt sich zweifellos zum Teil um Pflicht­
leistungen, daneben aber auch um sogenannte frei­
willige Leistungen. Die freiwilligen Leistungen be­
stehen bei der katholischen Kirche in den Dienst­
zulagen für die Dekane, der Ergänzung des Ein­
kommens der Seelsorgegeistlichen, in den Woh­
nungsgeldzuschüssen für die eines konkordats­
mäßigen Anspruchs auf eine Dienstwohnung ent.J. 
behrenden Kanoniker und Domvikare und in den 
Bezügen für die hauptamtlichen bis~öflichen Se­
kretäre. Bei der evangelischen Kirche handelt es 
sich um die Dienstzulagen für die Dekane, um die 
Ergänzung des Einkommens für die Seelsorge­
geistlichen, um die Zuschüsse für die synodalen 
Organe und um die Zuschüsse für die Prediger­
seminare. Der Gesamtzuschuß des bayerischen Staa­
tes für die kirchlichen Zwecke macht 28 764 700 DM 
aus, davon entfallen auf freiwillige Zuschüsse für 
die katholischen Seelsorgegeistlichen 13 200 000 DM 
und an die evangelischen Gemeinden 4 785 .OOO DM, 
also insgesamt 17 985 000 DM. Dazu kämen noch 
freiwillige Leistungen, die in .anderen Etatposi­
tionen steh.en: Die Studentenseelsorge und die Lei­
stungen für Kirchengebäude, für die eine Bau­
pflicht des Staates nicht besteht. 

Das Verhältnis der Kirche zum Staat un<l 
zu den politischen Willensträgern ist also von 
großer Bedeutung und Wichtigkeit. In Bayern, 
meine sehr verehrten Damen und Herren, hat keine 
Partei eine Mehrheit, jede Pa~tei ist eine Minder­
heitspartei. Aber etwa 97 Prozent der bayerischen 
Bevölkerung gehören einer Kirchengemeinschaft 
an. Damit sind auch die Angehörigen der Kilchen-· 
gemeinschaften Wähler solcher politischer Parteien, 
die für ihre kirchlichen und christentumsmäßigen 
Grundsätze kein Vorrecht beanspruchen. 

(Beifall bei der SPD) 

Wir sind der Auffassung, daß diejenigen, die außer­
halb einer bestimmten politischen Partei einer 
Kirchengemeinde angehören, nicht schlechter be­
handelt werden und als etwas Schlechteres gelten 
dürfen. 

(A.bg. Dr. Brücher: - und gemacht werden!) 

Aber wir sehen leider, daß ein großer Unterschied 
gemacht wird. 

Mit Freude, Herr Prälat, haben wir gehört, daß 
das Gotteshaus nur der Verkündung des Wortes 
Gottes dienen, aber nicht durch parteipolitische 
Auseinandersetzungen entweiht werden soll. Wir 
haben aber Fälle, in denen doch etwas anderes 
vorgekommen ist. Wir wollen infolgedessen unsere 
Auffassung hervorheben: Auf der Kanzel ist nur 
das Wort Gottes zu predigen! Wenn politische Aus­
einandersetzungen stattfinden, sollen sich auch die 
Geistlichen als Staatsbürger unter das gesamte 
Volk mischen und so bei den Auseinandersetzungen 
den gleichen Start und die gleiche .. Chance ge-

währen. Dadurch würden die Grundsätze bewahrt, 
wichtige Entscheidungen wären aber doch möglich. 

Die Säkularisation war schon im Jahre 1803. 
Damals war noch nicht einmal ein embryonaler 
Anfang der Sozialdemokratischen Partei zu er­
kennen. 

(Abg. Meixner: Das ist sicher wahr!) 

Denn wenn das so wäre, würde man wahrschein­
lich auch heute noch die Sozialdemokratische Partei 
als Erbe dafür verantwortlich machen. 

(Abg. Donsberger: Aber ihre geistigen Vor-
läufer hat sie gehabt!) 

Der Herr Kultusminister hat darauf 'h.iingewiesen, 
wieviel damals säkularisiert wurde. Es ist aber auch 
darzustellen, welche Verpflichtungen der Staat 
übernommen hat für die Güter, die er bei der 
Säkularisation erhalten hat. Angesichts der großen 
sozialen Notstände habe ich schon im Haushalts­
aiusschuß die F·riage gestellt, ob die Kirchen nicht 
ein freiwillig.es Stillhalteabkommen mit dem Staat 
treffen könnten, um zunächst einmal den freiwilli­
gen Staatszuschuß von 2 DM pro Kopf bestehen zu 
lassen. Wir haben· doch heute noch viel zu wenig 
Wohnungen, können sie aber nicht schaffen, weil 
kein Geld vorhanden ist. Infolge der unzureichen­
den Wohnungen geht oft die Ehrfurcht der Kinder 
vor den Eltern verloren. Mit der Förderung des 
Wohnungsbaues erfüllen wir eine große sittliche 
Aufgabe. Wenn die Kirchensteuereinnahmen der 
katholischen Kirche von 25 Millionen im Jahre 1949 
auf 40 Millionen im Jahre 1952 gestiegen sind, die 
der evangelischen Kirche von 15 auf 28 Millionen 
im Jahre 1952, so haben die Kirchengemeinschaften 
doch bestimmt die Möglichkeit, auch ihre besonde­
ren großen Verpflichtungen zu erfüllen. Ang~siChts 
der großen sozialen Notstände entsteht deshalb die 
Frage, ob nicht zunächst einmal ein Stillhalte­
abkommen geschlossen werden könnte. Wir beur­
teilen diese Fragen vom Standpunkt der Toleranz, 
der gegenseitigen Duldsamkeit, der Achtung vor 
der Überzeugung des anderen aus. Wenn unsere 
Vorstellungen Allgemeingut wären, wäre der be­
dauerliche Vorfall in Ochsenfurt, der das religiöse 
Empfinden tief verletzt hat, nicht möglich gewesen, 
sondern es hätte zweifellos zu einem· Ausgleich 
kommen können. Aber ich betone, wir stehen auf 
dem ~oden der Freiheit für den Staatsbürger, aber 
auch für die Religionsausübung, und jeder, der für 
die Freiheit eintritt, lehnt damit die Diktatur und 
die Unterdrückung ab. Wo Diktatur herrscht, da 
werden auch die Kirchengemeinschaften unter­
drückt; wo aber Freiheit herrscht, da haben auch 
die Kirchengemeinschaften die Möglichkeit, ihre 
Aufgabe frei zu erfüllen. 

(Bravo·! bei der SPD und FDP) 

Infolgedessen glaube ich, daß alle diejenigen - ich 
nehme an, damit auch die Zustimmung unseres 
hochverehrten Herrn Präsidenten zu finden; er ist 
leider nicht da -, die wirklich für diese Freiheit 
eintreten, überhaupt nicht religionsfeindlich sein 
können. 

(Sehr gut! bei der SPD) 



Bayerischer Landtag - 154. Sitzung. Donnerstag, den 16. Juli 1953 1777 

(Beier [SPD]) 

Ich möchte aber auch darauf hinweisen, daß wir 
die Vorgänge in der Sowjetzone mit ihrer allge­
meinen Unterdrückung bedauern und daß wir auch 
dort nur freiheitliche Zustände wünschen. Aber 
unter dieser Unterdrückung leiden auch die katho­
lische und evangelische Kirche und es sind die 
Arbeiter gewesen, die in Ostberlin für die Freiheit 
ihr Blut gegeben haben, für die Freiheit nicht nur 
in staatsbürgerlicher Hinsicht, sondern auch für die 
Freiheit in religiöser Hinsicht. Wenn nun die Ar­
beiter das größte Kontingent der Sozialdemokrati­
schen Partei stellen, dann kann man ganz allgeµiein 
die Sozialdemokratische Partei nicht als kirchen­
feindliich und r·eligionsfeindlich ansehen, sondern 
wir sind der Überzeugung, daß wir durch unsere 
freiheitliche Erfüllung der Aufgaben mit dazu bei­
tragen, daß auch die Kirchen ihre Aufgaben erfül­
len können. 

1Es sind noch viele Wunden blutend, die der Krieg 
geschlagen hat, und ein Katalog v.~n berechtigt:n 
Forderungen bleibt nach unserer Uberzeugung m 
ui1serem Kultusetat unerfüllt. Trotzdem sehen wir 
den Etat als ein gutes Beweisstück für den Lei­
stungswillen Bayerns auf kulturellem Gebiet in 
einer großen Notzeit an. Diese anzuerkennen.den 
Leistungen dürfen auch im Interesse des Ansehens 
Bayerns nicht geschmälert werden. 

(Abg. Meixner: Sehr richtig!) 

Wir werden infolgedessen dem Kultusetat zustim­
men und hoffen, daß alle Kräfte mit dazu beitra­

. gen, daß die kulturelle Hoheit des Landes .er~;;i.lt~n 
bleibt und daß wir in Frieden und Fre1he1t die 
weiteren kulturellen Aufgaben lösen können. 

(Beifall bei der SPD und einem. Teil der FDP) 

Vizepräsident Hagen: Als nächstem Redner er­
teile ich das W o.rt dem Herrn Abgeordneten 
Dr. Strosche. 

Dr. Strosche (EHE): Herr Präsident, meine Damen 
und Herren! Die Aussprache zu diesem zweifellos 
gewichtigen Etat hat weithingehend - und mit 
Recht - kulturpolitischen Charakter, ja sogar kul­
turpolitischen Vorlesungscharakter angenommen. 
Gestatten Sie daher auch mir einige einschlägige 
grundsätzliche Ausführungen. Ich glaube, daß im 
allgemeinen bei der Betrachtung unserer Situation 
sehr oft der Gedanke zu Jkurz kommt, dn welch 
katastrophaler Lage wir uns als Volk untl. damit 
auch als Land Bayern seit 1945 überhaupt befinden. 
Am ehesten kommt ·es im rein Materiellen dem ein­
zelnen noch zum Bewußtsein. Hier spürt füe Größt­
zahl der Staatsbürger, daß mit diesem 8. Mai 1945 
weithingehende wirtschaftliche, soziale und damit 
politische Ordnungen zerstört wurden, ja die Meist­
zahl der Statsbürger fühlt zumindest, daß infolge 
dieser geschichtlich so tief eingreifenden Kata­
strcipih.e soziale Spannungen erwachsen sind, die 
der Anstrengung aller Kräfte bedürfen, um ge­
meistert zu werden. 

Zu wenig aber fühlt der einzelpe das Ausmaß 
cler Zerstörung auch in geistig-seelischer und kul-

------------

tureller Beziehung. Der Herr Kultusminister 
Dr. Schwalber hat in seinen Ausführungen mit 
Recht gerade auch auf diesen Gedankengang hin­
gewiesen. Erlauben Sie, daß ich gerade von unserer 
Seite aus auch diese kulturellen, geistig-seelischen 
Notstände beleuchte, wie sie nun einmal 2 Mil­
lionen heimatvertriebener Menschen, heimatver­
triebener Deutscher und Christen in Bayern emp­
finden, 9 Millionen im Bundesgebiet - und noch 
viele andere, die sich des Ausmaßes unserer Kata­
strophe auch auf diesem Gebiete bewußt sind! 

Mit dem Katastrophenjahr 1945 sind kulturelle 
Lebensräume, die im Laufe der Jahrhunderte histo,.. 
risch gewachsen und vorbildlich gestaltet und ge­
formt waren, eingegangen, gesunken und verloren 
gegangen. Durch die Zersplitterung der Träger die­
ser Lebensräume, der einzelnen Volksgruppen, sind 
kuiturelle Kräfte und Mächte zu Bruch gegangen. 
Dadurch ergibt sich eine nicht nur materiell-räum­
liche, sondern eben auch existentielle Schrumpfung 
unserer gesamten deutschen kulturellen Wirkungs­
möglichkeiten, unserer kulturellen Stärke und Wir­
kungsbasis, insbesondere nach dem Osten und Süd­
osten hin. Es ist ja - und das muß man immer 
wieder ins Gedächtnis zurückrufen! - mit dem 
8. Mai 1945 die deutsche Kulturbrücke zum slawi­
schen Osten und nach dem Südosten hin einge­
stürzt, eine Brücke, auf der nicht nur deutsche 
Kulturgüter, sondern vor allem auch christlich­
abendländische Gedankengänge hinübergeleitet 
wurden, um diese Brücke sozusagen zur festen 
Klammer Europas zu machen. 

Aus diesen Erkenntnissen heraus sind wir der 
Auffassung, daß Erziehung und Volksbildung, die 
bekanntlich vom Kind über die Familie in das Volk 
hineingreifen, daß Kunst und Wissenschaft, Seel­
sorge und Unterricht sich auch in Bayern vor allem 
dieser Erkenntnisse bedienen müssen und daß alle 
diese kulturellen Betreuungssparten auch unter ge­
samtdeutscher Verantwortung zu sehen sind, nicht 
zuletzt eben im Hinblick auf die Folgeerscheinun­
gen der Katastrophe von 1945. All diese kulturellen 
Gebiete sind daher auch auf ausgesprochen neue, 
zusätzliche Aufgaben abzustimmen, die wir im 
Grenzland Bayern nun einmal zwangsläufig erhal­
ten haben, auf Zukunftsaufgaben gesamtdeutschen 
und auch gesamteuropäischen Charakters, nicht zu­
letzt im Hinblick auf den deutschen Osten und Süd­
osten. Das heißt für uns aber, daß eine gesamt­
deutsche und gesamteuropäische Verpflichtung 
neuer Art gerade auch in Bayern gegenüber der 
Jugend, der Familie, dem kulturellen Erbe und der 
zukunftsträchtigen Bildung und Erziehung besteht. 
/Diese Aufgaben aber erfordern eine Vielzahl neuer 
Synthesen, d!i:e gebildet werden müssen, damit 
diese Aufgaben auch gelöst werden können. Eine 
solche Synthese ist unserer Auffassung nach zum 

·Beispiel der Zusammenklang unabdinglicher kultu­
reller Stammes- und Länderautonomie, die ja be­
sonders in Bayern stark betont wird, mit der Mei­
sterting abendländischer gesamtdeutscher Auf­
gaben, die vielleicht nur unitaristisch zu lösen sind. 
Diese Einstellung gegenüber neuen Aufgaben er­
fordert ferner ·eine Synthese von, ich möchte sagen, 
ererbte~1, liebgewordenenVorstellungen von gestern 

4 
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- manchmal hat man das Gefühl, daß sie sogar 
von vorgestern sind - und wahrhaft fortschritt­
lichen, den Zeitumständen und der sozialen Struk­
tur angepaßten Forderungen unserer Zeitläufte, die 
nun einmal Ausnahmezeiten, Notzeiten, wie wir 
hoffen: Übergangszeiten, jedenfalls aber Kata­
strophenzeiten darstellen. Dabei soll in dieser Syn­
these weder der echte Konservativismus von einem 
Pseudofortschritt, noch ein echter Fortschritt von 
einem Pseudokonservativismus vergewaltigt wer­
den. 

Kulturpolitik, meine Damen und Herren, - die­
ses Bekenntnis lasseri Sie mich ablegen, nachdem 
jede einzelne Partei gleichsam ihren kulturpoliti­
schen Standpunkt in diesem Hohen Hause fixiert 
hat - ist für uns kein Tummelplatz für .eine hek­
tische Stammes- und Konfessionspolitik, aber auch 
nicht für eine gemeinschafts- und geschl.chtsferne 
Fortschrittsexpetimentiererei. Vor allem aber mei­
nen wir, sollte sie kein Turnierplatz für einen Kul­
turkampf sein. l\:ulturkampf ist immer zwangs­
läufig mit Intoleranz und jenem Fanatismus ver­
bunden, dessen Auswirkungen wir nicht zuletzt 
gestern abend und heute früh in diesem Haus 
zweifellos merklich· gespürt haben. Ich darf Ihnen 
ganz offen gestehen, daß uns Grenzland- und Aus­
landsdeutschen von einst diese Art des Kultur­
kampfes sehr fremd und auch sehr peinlich ist. Wir 
stehen hier - ich möchte sagen - binnendeutschen· 
Komplexen und Altreich.komplexen gegenüber, die 
wir nicht recht verstehen. Vielleicht lernen wir es 
noch. 

(Zuruf von SPD und FDP: Besser nicht!) 

Uns e r Kulturkampf einst in den sprachlich und 
kulturell bedrohten Gebieten des deutschen Ostens 
und Südostens war ein Kampf, den wir alle g e -
mein s am geführt haben: um die deutsche Schule, 

(Abg. Bezold: Um die Kultur!) 

um die deutsche Kanzel - das Wort Gottes in 
deutscher Sprache in der Kirche! -, um unsere 
Büchereien, unsere Theater, unsere Orchester, 
unsere Volksbildungsvereine, kurz· und gut: um 
die deutsche Kultur schlechthin und damit - wir 
sehen es am heutigen Status jenseits des Eisernen 
Vorhangs! - auch um die christlich-abendländische 
Welt schlechthin. 

(Beifall beim BHE und bei der FDP) 

Darum muß unseres Erachtens die Kulturpolitik 
von heute ein neues Bemühen sein, vor allem um 
eine' geistig-seelische Wiedergenesung. Diese tut 
uns bitter not _nach all den politischen und auch 
kulturpolitischen Irrwegen der Vergangenheit so­
wie im Hinblick auf eine noch unabschätzbare Sub­
stanzminderung, eine weithin spürbare Schrump­
fung unserer Forschungs-, Lehr-, Lern- und Bil­
dungsbasis, vor allem auch im Hinblick auf eine 
innere kulturelle Krisis, der das deutsche Volk im 
Augenblick noch unterliegt, indem wir Deutsche 
von einem Extrem ins andere zu schwanken dro­
hen, so daß wir es wahrhaftig 1bitter nötig haben, 
wiederum eine geistig-seelische Mitte in uns selbst 
zu finden. Aus diesen Gesichtspunkten heriaus sind 

wir der Auffassung, daß man gutes Altes mit 
gutem Neuem aufs beste in neuer Mitte zu be­
festigen hätte. Wir sind ferner der Meinung, daß 
wir kulturelle Weltoffenheit, geistigen Austausch 
- auf der Grundlage der Gegenseitigkeit! - mit 
dem Schutz unserer Kultur vor einer gewissen 
Überfremdung in Einklang zu bringen hätten. Wir 
sind sodann der Auffassung, daß die Sicherung der 
religiösen Erziehung, der religiösen Bildung und. 
des religiösen Unterrichts aus dem Geist der abend­
ländisch-christlichen Tradition heraus· - in echter, . 
sinnvoller Zusammenarbeit zwischen Kirche und 
Staat! - mit dem Schutz der geistigen Freiheit 
vor jeglichem Zwang, also mit dem Prinzip der 
freien Kunst, Forschung und Wissenschaft in eine 
bestmögliche friedvolle Übereinstimmung gebracht 
werden müßte, Dabei ist - auch das kann gesagt 
werden - die unentgeltliche Schul- und Berufs­
ausbildung aller begabten Kinder und Jugendlichen 
aus wirtschaftlich schwachen und sozial gefährde­
ten Familien mit den Notwendigkeiten gesteigerter 
Hilfeleistungen seitens Staat, Gemeinde und besitz­
starken Einzelpersonen wie Körperschaften in eine 
halbwegs vernünftige Relation zu bringen. Dabei 
ist - das muß gerade auch hier in diesem Hause 
ausgesprochen werden - die kulturelle Länder­
autonomie mit gewissen gesamtvölkischen Forde­
rungen und Notwendigkeiten in Einklang zu brin­
gen. Ich denke da etwa an die Notwendigkeit, 
unsere Schulsysteme nun endlich einmal halbwegs 
zu vereinheitlichen, 

(Abg. Bezold und Abg. Dr. Brücher: 
Sehr richtig!) 

da die Differenzierung von Land zu Land in die­
sem Bereich langsam chaotische und skandalöse 
Formen anzunehmen droht. 

(Beifall bei der FDP) 

Dabei ist die Pflege und die Förderung des Kultur­
guts eines Landes und seiner Stämme auf die 
Pflege und Erhaltung, ja Mehrung der Kultur­
schätze, -kräfte und -mächte a 11 er deutschen 
Stämme - einschließlich der aus ihrer Heimat 
verjagten Deutschen - auszuweiten. Dabei ist 
sChließlich und endlich auch im Felde der Kultur­
politik nach einer gewissen Dringlichkeitsskala ans 
Werk zu gehen, welche nicht zuletzt von sozialen 
Momenten, von der Tatsache der weithin gestörten 
Sozialstruktur auch dieses Landes bestimmt sein 
und die vor allem entschieden nach all den Ge• 
fahren Ausschau halten muß, die gerade durch 
soziale Notstände in Richtung Vermassung, Ver­
proletarisierung und damit Gefährdung jener 
Grundauffassungen, welche gerade von der rechten 
Seite dieses Hauses so stark betont werden, herauf­
beschworen werden. 

Von all diesen Gesichtspunkten aus, meine sehr 
verehrten Damen und Herren, erscheint uns die 
Kulturpolitik dieses Landes - gestatten Sie mir 
ein offenes Wort! - oft recht fremd und unver­
ständlich, ja manchmal sehr eng, zui:n Teil partiku­
laristisch, und sehr oft auch etwas zeitfremd zu 
sein. 

Fremd und unverständlich erscheint sie uns -
ich habe es bereits angedeutet - hinsichtlich der 
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immer wieder auftauchenden Kulturkampfspan­
nungen, jener Kulturkampffrontenbildung, welche 
die „heißen Eisen", etwa das der Lehrerbildung, 
auf der langen Bank weiterrutschen lassen, sowie 
hinsichtlich gewisser historischer Gegebenheiten, in 
die wir uns erst langsam einfühlen müssen. Der­
artige verzwickte historische Voraussetzungen sind 
uns etwa bei der Beratung des Berufsschulgesetzes 
vor Augen geführt worden, so daß wir uns in sie 
erst eindenken mußten. Diese verzwickten histol'.!i­
schen Entwicklungen leuchten auch im Problem­
kreis der nichtstaatlichen höheren und mittleren 
Schulen auf. Eng, ja sogar partikularistisch er­
scheint uns diese Kulturpolitik bezüglich ihrer Ab­
stimmung oder besser gesagt: Nichtabstimmung auf 
andere Länder sowie gewisse gesamtdeutsche Ziel­
setzungen, die wir für notwendig halten, um auch, 
wenn wir wieder einmal die Brüder und Schwe­
stern der sowjetisch besetzen Zone in den Schoß 
des gemeinsamen Vaterlandes aufnehmen, gewisse 
Voraussetzungen und Bedingungen zu haben, diese 
Wiedervereinigung möglichst reibungslos zu gestal­
ten. 

Zeitfremd erscheint uns die bayerische Kultur­
politik oftmals bezüglich der sozialpolitisch be­
stimmten Dringlichkeiten und - das möchte ich 
dieses Jahr wieder zum Ausdruck bringen! - im 
Hinblick auf die kulturelle Eingliederung - wohl­
gemerkt: Eingliederung, nicht Verschmelzung! -
der Heimatvertriebenen, also in Bezug auf jene 
Forderung, die ich mit dem Worte „kultureller 
Lastenausgleich" zu bezeichnen pflege. 

(Abg. Dr. Lippert: Warum nicht Ein-
schmelzung?) 

- Herr Kollege Dr. Lippert; über den Unterschied 
zwischen Eingliederung und Einschmelzung können -
wir uns gelegentlich unterhalten. Ich kann ihn 
Ihnen bloß kurz andeuten: Gerade S i e würden 
sehr unangenehm berührt sein, wenn an Sie die 
Forderung gestellt würde, sich kulturell etwa im 
Sinne eines „Einheitsdeutschen" preußischer Fär­
bung „einschmelzen" zu lassen. Ebenso könnte ich 
mir sehr gut vorstellen, daß sich ein Preuße da­
gegen wehren würde, kulturell in bayerischem oder 
süddeutschem Sinne „eingeschmolzen" zu werden. 

(Zuruf des Abg. Donsberger) 

- Ja eben, wir wollen die Vielfalt und Buntheit 
der deutschen Stämme auch kulturell bewahren 
und gerade Sie werden uns zweifellos die Forde~ 
rung zubilligen, daß die kulturelle Form der Volks­
gruppen des deutschen Ostens zum '.Nutzen des gan­
zen Volkes in ihrer Struktur erhalten und bewahrt 
bleiben ·muß. -

Im Haushaltsausschuß fiel einmal das Wort von 
den „moralischen und kulturpolitischen Verpflich­
tungen des ·staates". Wir stehen zu diesem Wort! 
Aber, sehr verehrter Herr Prälat Meixner, diese 
moralischen und kulturpolitischen Verpflichtungen 
des Staates erstrecken sich nicht nur auf historische 
Abläufe, deren Ursprungsdatum 50 oder 100 oder 
gar 150 Jahre zurückliegt, sondern sie erstrecken 
sich vordringlich auf jenes Datum, das all die Fol-

gen sozialer Ordnungsstörung nach sich gezogen 
hat, an der wir insgesamt schwerstens tragen, also 
vor allem auf die Katastrophenfolgen der. Jahre 
1945 und 1946! 

(Zustimmung bei der FDP) 

Dies gilt gerade auch im Felde der Kulturpolitik 
und bezüglich der finanziellen Dotierungen in die­
sem Bereich. 

(Beifall bei der FDP) 

Hier und jetzt !aber ist zu sagen: iDer VeTlust wo'hl­
gefügter, organisch .gewachsen1er rkultureller Le­
!bensräume von Millionen deutscher Heimatvertrie­
·bener aus dem 1Sudetenl.and, .aus .Sch·1esien, aus 
Ost- und WestpTeußen, aus dem deutschen Süd­
osten, ja j•etzt sogar auch .aus Mitte1deutschland, 
·der d:mmer auch ·eine FüB.•e vo:µ. Verlusten materiel­
ler, ·kultureiJ.len Zwecken dienender Werte ein­
schheßt, ist zweifel1os ein iDri.nglichkeitsproblem 
erster 0Tdnung. Ich möchte auch in diesem Hohen 
Hause - da gerade Her·r Kollege Drr. Lippert in 
dankenswerter Wefae den ner~s har.um rerum 
angestochen ihat - daTauf J:rinweis·en, was diese 
kulturelle Entwurzelung und Verstreuung deut­
scher Volksgruppen durch die - wohl Im.um ver­
meidbare - Str.euung ·cder ersten Nachkrifegsj ahre 
ilrnrau:lföe,schworen. hat. Es ist doch sicher, daß für 
diJese millionenstarken Volksgruppen ganz bedeut­
same Gefahren bestehen. Ich möch:te bei dli:eser Ge­
legenhed.t darauf hinweisen, daß 1ciiese Volksgrup­
pen ihrer Zahl nach immerhin so stark sind· wie 
einzelne Länder :in Europa - ich denke etwa an 
Dänemark -, •drl!e als Staaten se1ibständig 1eben. Es 
besteib.t für diese Volksgruppen einmal die Gefahr 
des Ve·rlustes ;ihrer kulturellen Geschlossenheit. Es 
besteht zum anderen die Gefahr einer Einschmel­
zung und Verei:niheitI.ichung, und damit 1eine:S VeT­
lusts. [ihrer kulturel1en IStruktll!r. nach ·deT Richtung 
eiruer F1ariblos:igkeit und einer Vermischung - alles 
Dinge, dte 1einen Niveauverlust auch ~m Geistig­
Seelischen nach sä.eh ziehen könnten! Stagnation, 
Vermassung im kultureUen F0e1d, kultur·elle Un­
:frtichtbaT,keit usw. drohen allerwege. Es !besteht die 
Gefahr, daß diese Vo'Lksgruppen ihre ikultur.elle 
Trafütion verHeren und - was noch entscheidender 
ist! - ,in Hinkunf.t die traditionsgebundenen, 
schöpferischen, auf die Zukunft g,erichtete:q. Auf­
gaben gar nicht me:hr wahrnehmen .können. Vor 
aHem aber besteht die Gefahr, daß der besonders 
lebendig,e - und das darf ich .betonen: !besonders 
lebendige - kulturelle, ged.stige Hunger der aus 
ihren kulturellen Räumen Ge'1'1ssenen nun nicht 
meihr .gesitillt wel'den kann. Herr Staatsminister 
Dr. Schwaliber 'hat das meiner Ansicht nach sehr 
schöne Wort g•eprägt, daß das kulturei'1e Niveau 
und die .kulturel1e Leistung eines Staates, über­
haupt der kulturelle Status an der .Bered.tschaft ge­
messen werden soll, sich für kultur.elle Güter 
etwas vo~ Munde abzusparen. 1Ich daTf bei diieS'er 
Ge'1egenheH sagen, daß diese ·Bereitschaft - ins­
besonde:ve im HinMick auf 1Erziehung und Ausbil­
dung der Kinder - ·die Heimatverj.agten und 
Kriegsopfer im weitesten !Sinne des Wortes ein­
wandfr.e~ edüllt haben. 

(Bei.fall heim :BIHiE) 
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E:ine neue Erhebung de:S ,Statistischen Bundesamtes 
Ü!ber die Ifeimatvertrie1benen beweist gerade· wie­
der, •daß :sich die iheimatvertriebenen Menschen 
seJ:bst uniter Not und in E1endsumständen die Er­
ziehung und Bildung ihrer KindeT, ·das Letzte„ was 
sd.e in dieser Zeit der nachrückenden Generation 
von sich sellbst aus zu g0eben vermögen, tatsächlich 
vom Munde absparen. 

Aus der lßetrachtunig dieser 1Giefaihrenmomente 
erlheben wdir unsen Ruf nach Ausschöpfung vorhan­
dener oder noch auszuschöpfender kultureller 
Krä:lite, erheben wir unsere Forderung nach Einbau 
der Ostkunde in Lehrerbildung und Schuhmter­
richt, erheben wir unserie ·Forc3!erung nach Erfül­
lung bes<,mderer Aufgaben dieses Grenzlandes Bay­
e:r;n im Hirnblick auf zukünftige g·emeinsame Auf­
g.a!ben bezüglich des Neuaufbaus. - und darauf 
hoffen war doch arUe! - der deutschen und damit 
christlich-.aibendländischen Kulturräume im Osten 
und ,Südosten in ·einem neuen Europa. 

t(.AJbg. •Donsberger: Trotzdem schmelzen sich -
die Menschen md.t der Länge deT Zeiit ·ein!) 

- Das kann passieren, daß sich Menschen „•e1in­
schmelzen"; dies würde w.ahrschein1ich auch vor­
kommen, wenn aUe Bayern nach .Schlesd.en oder ins 
S'Udeten1and .gekommen wären. E:s ist nun .einmal 
die Aufgabe einer, sagen wd.r, .auch .kulturpoliti­
schen Führung dieser Volksgruppen, die besonders 
in den Landsmannschaften vier.ankert !ist, ·einen 
Proz;eß z-u verhindern, an dessen ·Ende viielleicht 
eine völ'lige Einschmelzung und damit auch keine 
r.echte Bereitschaft mehr stehen würde, diese kul­
turellen Lebensräume •einmal in alter Tr.adition 

, wieder .aufzuhauen. 

'(Abg. Dorusberger: Eine Nichteinschmea:zung 
·erfolgt durch dlie Herheiführung des dauern­

den Gegensatzes!) . 

Herr Prälat Meixner ihat einma'l, ich glaube bei 
den ·eirueiitenden Worten :zur IHaus'haltsdeb.atte, von 
„neuralgischen Punkten" dieses Etats gesprochen. 
Ich darf. sagen, daß die neura'lglischen Punkte für 
uns samt und 1sonders dort liegen, wo wir eine Ge­
fahrenzone ä.n dem •eben angedeuteten Sinne sehen: 
letztlich die Gefahr einer Mi:nderlbewertung unserer 
kulturpoliitischen Grundauffassung•en und Forde­
rungen - auch ·im Haushaltspian! 

nr Kultusetat - das !ist :kein Geheimnis - ist 
nahezu der •einzige '.Lande1sstäindige HaushaltspLan, 
wenn ich so sagen darf. Er ist, lekLer Gottes, we-it­
gehend ein Personaletat und bietet, trotz der Ver­
doppelung gegenüber 1946, nur einen seih:r g·erin­
gen Spielraum für finanzieHe Förderung und Fun­
roerung kulturpolitischer Angefog.enheiten. Aber 
eiben deshalb ist es um so notwendiger, die Schwer­
punkte klar herauszustellen und ·eine richtige Ge­
wichtsvertei'lung herbeizufühTen. He·rr Staatsmini­
ster, hier steht es nicht limmer so, w;Le wir es wün­
schen möchten. Sie dürfen sich da nich.t wundern, 
wenn zw:angsläufig - wie gestern abend - Vor­
würfe ents1Jehen und laut werden, di·e von so·zi.aler 
Ungerechtigkeit und 1einseitiger K'U'lturpol.rl.tik srpre-

chen. Auch wir haben dais Gefühl, daß die Schwer­
punkte und Akzente nich.t so gelegt s!i.nd, daß die 
gewandelte sozial.e und damit auch kulturelle 
Struktur dieses Landes durchgreli.fend beachtet ist. 
Für uns liegen nun einma:l die Schwerpunkte ·bei 
der Beiheibung der geismg.en Katastrnpihen, bei dem, 
was ich kulturellen Lastenausgleich nenne, bei der 
besonderen kulturiellen Betr·eiuung der Heimatver­
triebenen, beii der Rettung ,gefährdete:r kultureller 
Substanz ganzer Vol.ksgruppen, bei der Eingliede'­
rung 1der lheimatvertriebenen Ku'lturschaffenden 
und bei der .Stärkung und Fö1rderung ·einer, wenn 
ich ·es einmal :so nennen darf, geistig.:.seelischen 
Wtiedemu:früstung, dre besonders ibei den sozial 
Schwachen und Schwächsten und damit den sittlich 
Gefährdetsten einzusetzen hat. Ich will hier gar nicht 
ein Idealbi'1d en tweden, wie wiT •es uns· vorsrt:ellen 
würden, daß 'ZiUm 1Beispiel wrurklich eine ·behördliche 
Betreuung der LEfoimatvertrieibenen auf Regierungs­
und Kreiselbene 1bestehen könnte. „Wanderhe­
trieuer" hieß ·es 1einma'l, ich glaube, in .einem ETlaß, 
der aus dem J,aihre 1949 datie['t. iEs müßte möglich 
selin, mit W:ander:büchereien auch das heimatge­
bundene Lese- und K'U'liturgut an diejenigen Men­
schen iheranzubdngen, die nun draußen auf den 
Dörfern sitzen und in den Büch1ereien, so dankens­
wert derien Inilrnlt sein mag, nicht das finden kön­
nen, was :s.ie in 'Erinnerung an ihre Hed.mat und 
ihre kulturelle Wesensart ansprechen °muß und 
wird. Wir ;könnten uns .ger.ade hinsichtlich des 
Volks:büchereiwesens manche gesetzliichen Regelun­
gen vorstellen, die •elinschneidend sein könnten. Vor 
al'.Lem a1ber 'halite ich ·es - das muß ich 1einmal 
sagen - für 'beschämend - und Hel1r Staatsmini­
ster, ich 1bitte, rzu sehen, ob WÜ'r nicht ir.g·endeinen 
Weg der Abhilfe finden könnten-, daß die Lands­
mannschaften der heimatvertriebenen Deutschen 
aus dem Osten und Südosten so wend.g hezuschiußt 
und kultureJil ges.tützt weir:den, d·aß sie zur Erilial­
tung kultureller Güter und Notwendigkeiten bei 
Veir·anstaltung•en mit dem Sammeltel'ler in Erschei­
nung treten und dem zweifellos Armen und Ärm­
sten auch noch die Groschen wegnehmen müssen 
und daß man immer wieder vom ·ein:fiachen .Staats­
bfuger - ich sage 1diies offen, da wir ja hier dJe 
Meinung 1de1s Staiatsbür,gers Wli1edeTgeben soLlen! _: 
hört: · „Ja, für uns· hat der lbayerische Staat und 
seiin Kuiltusministerium a:ber •auch nichts übrig; wir 
müssen halt fechten und schnorren!" 

Meine Damen und Herren! Zum Kapitel Wissen­
schaft möchte lieh ganz kurz folgendes sagen: Die_ 
Hochschulen und Kliniken, deren Aufbau zweifel-

. los, wie wir da,~enswe-rterweise :ßestste1len müs­
sen, vorang·etrd:eiben wurde, :beinhalten für uns 
einen WUD'den Punkt. Das ist der Anteil unserer 
Schicksalsgefährten an der Dozenten- und Assisten­
tenschaft der Hochschullen. Ich wedß, Herr Staats­
minister, daß föe lhie~auf keinen primären, unmiit­
tellbaren !Einfluß haben. Wenn 1ich nun aber das 
Zahlenmateria'l überseih:e, das mir :zur V:e;rfügung 
steM, so ,fällt mir auf, daß in Bayern •etwa nur 
8 Prozent - 1bei :zirka 11 Prozent der nach Arti­
kel 131 des G~ndg.e:setzes .Ang:esteUten - heimat­
vertriebene Dozenten und Assistenten sind. Das ist 
sehr ·bescheiden, sehr gering und JJiegt unter dem 
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Gesamtbundesdurchschnitt von etwa 18 Prozent .. 
50 Prozent dieser Dozernten und .A!Ssiistenten sind 
ohne VePbindun:g zu unser·en bayerischen Landes­
hochschulen, 50 Prozent etwa mit Lehraufträgen 
kärgster Vergütung, zum TeH auch ohne Vergü­
t'Uilg tätig. Ich muß vor .allen iDingen den Appell 
an die Sachwalter der Hochschulautonomie, also die 
Professoren, Dekane und Fakultäten richten, ins­
besondere in München und Erlangen, sich einmal 
klar zu 1sein, daß es möglich sein müßte, auch diese 
ibriachliiegenden lm1turellen Kräfte .auszuschöpfen 
und in di1e Hochschulen herelinzuziehen. Es wird 
immer wtl.eider ivon der Qualität dieser Dozenten 
gesprochen. Ich glaube auch dazu etwas sagen zu 
müssen: Wir wol'len sdoch nicht vo1rweg behaupten, 
daß die Qualiität 1der Hochseheulen ,etwa in Königs­
berg, in Danzö.g, Br·eslau, Prag und Hrünn ·geringer 
wäre, 1aLso unter dem Qual:itätsni'Veau, das wir in 
diesem Lande !haben, ge}eg1en wäre. Hi1er wäre es 
einmal notwendig, daß diese hochschulautonomen 
Stellen die notwendige kulturpolitiische Gesinnung 
wa'lten ließen. Insoweit es Ihnen :inöglich dst, Herr 
Staatsminister, tdiese Ged.an!ken.gänge irr diese Gre­
mien hlineinzuitragen, wäre ich Ihnen dankbar, 
wenn diies in verstärktem Maße geschähe. 

Wias die" Betreuung von außerbayerischen Hoch­
schullehrern ·anliangt, so hoffen auch wir auf eine 
gewisse finanzieHe Sich1erunig ~dieses Personenkrei­
ses durch die ißundesnoive'1le zum Gesetz zu Ar­
tltkel 131 des Grundgesetzes. Lassen Sie mich in 
diesem Zusammenhang ·z·wei ·Bitten ·ausspr·echen! 
Wir hielten 1es für notwendig, IHeir,r :Staa:tsminister, 
daß eine größere personehle-untd sach~iche Ausstat­
tung 1de9'."jeniigen Disziplli.nen unserer Hochschulen 
Platz greift, die im Hinblick 1auf den deutschen 
Osten und Südosten fUilSeres Kontinents von Be­
,tj.e.utung sind. !Das gilt insbesondere ·auch für die 
Lehrkanzeln der Slawistik. Lassen S:Le mich ein 
offen1es Wort sagen! Ich .gl.au'be, daß wir als Volk 
hier sehr große Sünden beigiangen haben. In bez·ug 
auf 1Spriachkernntnisse, ~ulturkenntnisse usw. ist 
man im deutschen Volk nach dem Westen und Sü­
den hin :sefha:' wohil 1ausgerüs•tet. Ich fr.age Sie aber, 
wer in diesem Land - das ·gilt iim üb!rig1en nicht 
nur für dieses Grenz'lanid, das an dem Eisernen 
Vorharug, 1an dfo s1awi\Sche Welt .anstößt - be-. 
herrscht slawisch1e Sprachen? Wer die russische? 
Wer d:Le serbo-kro.attische? Wer die polnische, wer 
die tsch,echi\Sche? Ich meine; daß wir hier in un­
ser1er Schul- ulJ'd 1Erwachsenen1bildung in der Ver­
g.angein:heit sehr viele Sünden begangen haben und 
daß di!e Kenntnis slawischer Kultim und Sprachen 
und damit 1auch de9'." Vo1iksseelen des s1lawischen 
Ostens uns keineswegs schaden könnte .. 

{Zuiruf: Sehr richtig!) 

Wir haben weni1g.e Kilometer von hier ein Heer 
und ein Meer von il.Vlli.'llionen slawischer Völker vor 
uns stehen, die biologisch star.k und damit auch 
kulturpolitisch äußerst aktiv sind. Ich frage Sie: 
Wie si:JJ'd wir dar.auf vorbere!itet? Wie sind wir 
darauf ·eingerichtet? Wenn 1a1so· eiin gewisser Ein­
fluß genommen, ein gewiJSSeil Nachdruck auf 1diese 

Ding1e .gelegt· werden könnte - und das wäre 
Kulturpofü:!ik des GrenzlaJJ'des :Bayern am Eisernen 
Vorhang --.:, dann wäre '4i:es nach unserer Meinung 
hier sehr am P1atze. 

In diesem Zusammen'harng freue d.ch mich, daß 
der Herr Regierungs·vertretea:' - ich g1auhe, es war 
Herr Sta,ats!'at Dr. Meinzol.t - im Haushalts.aus­
schuß so warme und 1anerkennende Worte fü.r das 
Osteuropa-Institut in München gefunden hat. Ich 
darf S!i.·e 1bitten, meine Herren vom Staiaitsministe­
rium für Unterricht und Kultus, im Zusammen­
wiril~en mit dem Bund im nächsten .J,a:hre viel­
leJcht 1einen werl.teren Aushau und damit -eine 
stärker1e finianzie1lle Dotatiion dieses :Instituts in 
Kapitel 05 02 A Titel 610 vorzus1ehen. 

Hinsichtlich Kunst und Volksbildung grl.lt es, den 
Mitgt1iedern des 1Hausiha1tsausschusses zweifellos 
Dank 1abzustatten. Durch dli.e erhöhte Bezuschrus­
sung der nichtsta.a:tl1ichen Tiheateir, der Bambrerger 
Symphoni:ker, !des Orchesters in ißaid Reich1enhall, 
des Sta1dtorchesters dn Hof ·und des F.ränkischen 
Landesorchesters in Nürnberg halben ste großes 
Verständnis gezeigt. Ich möchte nur den Wunsch 
p,nfügen, daß das Pil.en'l.lIIl dJesem Ausschußbeschluß 
zustimmt. Ebenso gebührt den Damen urnd Herren 
des Ausschusses 'UilSer Dank für dö.e verstärkte 
finanzielle Unterstützung im F·elde deir Förderung 
der Erw.achsenenlbiltdung, des Volksbildungswesens, 
·i:l:er Volksmusik und tder Eirhaltung von Kunst- 1Und 
Geschich tsdenkmä'lern dieses Landes. Aluch hier 
mög.e ldas Plen'lim leg.alister0en, w1as der Aussch·uß 
vorbeschlossen hat; denn all diese Inter•essenkreise 
rulJ'd Gebiete, die ich eben .angezogen habe, s!i.nd 
künstle!risch-volksbiJdnerisch1e Belange der „Dring-
1ichkeitsstufo I" 1auch in sozialer und, wenn Sie 
wöNen, in g1esamtvöl:kiischer Beziehung. 

Eine Bitte für den nächsten Etat: Vielleicht 
könnte man in.Kapitel 05 79 den Titel 301, Unter­
haltung . und Ergänzung der. Wanderbüchereien, 
und Titel 601, Beihilfen für Volksbüchereien, ver­
stärken. 

Nun zum Kapitel der Kirchen! Dieses Kapitel 
. hat heute, ausgelöst durch gestrige Ausführungen, 
einen recht bedeutsamen Raum eingenommen und 
manche Unruhe im Hause hervorgezaubert. Dazu 
möchte ich das wiederholen - weil im Pfenum 
wiederholt werden muß!-, was ich bereits in einer 
Art politischen Zwiegesprächs mit dem sehr ver­
ehrten Herrn Kollegen Prälat Meixner im Aus­
schuß zum Ausdruck gebracht habe. Die deutschen 
Kulturräume des Ostens und Südostens, aus denen 
die meisten von uns gekommen sind, waren nicht 
nur rein deutsche kulturelle Schutz- und Schirm­
wälle und Brücken, sondern sie waren vor allem 
christlich-abendländische Wälle und Brücken, so­
wohl katholischer wie evangelischer Prägung. Ich 
bitte zu bedenken, daß wir - und nicht nur wir 
Heimatvertriebene - deutsche Dome, eine Unzahl 
deutscher Kirchen und Bethäuser, Friedhöfe, Bil­
dungsanstalten, auch eine Unzahl kirchlich-konfes­
sioneller Institutionen, Verbände und Vereine in 
der alten Heimat. verloren haben. Ich glaube; daß 
die Menschen des a·eutschen Ostens und Südostens· 
den Beweis dafür erbracht haben, daß sie auch 

5 
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vordringlich christliche und damit auch konfessio­
nelle Aufgahen erfüllten. Der Beweis dafür liegt 
ja vor allem darin begründet, daß in dem Augen­
blick, als diese Menschen jene Heimatgebiete ver­
lassen mußten, auch die Grundfesten der Kirche, 
des Abendlandes und damit der einzelnen Konfes­
sionen und Religionen ins Wanken geraten sind. 
Darum betonen wir namens des Gesamtdeutschen 
Blocks/ BHE ganz eindeutig, daß es ·auch unser 
vordringlichstes Interesse ist, daß unsere Kirchen 
fest bestehen und i!hre zweifellos erhöhten Auf­
gaben meistern können. Ich möchte dazu aber auch 
einmal sagen, daß die Linderung der Not der Ärm­
sten der Armen, der vom Schicksal weitaus am 
meisten Geschlagenen, der der Verzweiflung, der 
Vermassung, der Verproletarisierung, der Ent­
wurzelung und damit dem geistig-sittlichen Ab­
rutsch am meisten zu unterliegen Drohenden eine 
wahrhaft christliche politische Aufgabe ist, eine 
Aufgabe, die wir betont für vordringlich halten, 
weil nämlich - denken Sie an das Wahlergebnis 
in Italien! - noch immer der Beweis erbracht 
wird, daß soziale Spannungen vom Weltanschau­
lich-Religiösen her nicht vollauf gemeistert wer­
den können. In einem Lande, das als vorbildlich 
katholisch zu bezeichnen ist, und in einer Stadt 
wie Rom, die döch zweifellos als die katholischste 
Stadt bezeichnet werden darf, gibt es am Wahltag 
immer noch 40 oder 50 Prozent Menschen, die sich 
politisch für eine gottlose Weltanschauung und für 
Herrn Stalin, beziehungsweise Herrn Malenkow 
entschließen, und nicht für die christliche Welt! 
Darum haben wir - Sie wissen das sehr wohl, 
verehrter Herr Kollege Meixner - auch unsere 
Zustimmung zu dem Kapitel 05 85, den Titeln 124 
bis 236, insbesondere zu der Erhöhung des 
Titels 139 - Zuschuß zur Besoldung der Seelsorge­
geistlichen - auf 13,2 Millionen DM unsere Zu­
stimmung gegeben, weil es auci). in unserem Inter­
esse liegt, ·daß die Kirchen als Ausprägung der 
christlich-a.>bendländischen Welt- und Lebensauf­
fassung lebensfähig sein müssen. Aber ich muß 
auch hier, was ich im Haushaltsausschuß bereits 
getan habe und was auch hier schon zur Debatte 
anstand, dagegen energisch protestieren, daß auch 
auf der Kanzel, Herr Prälat, wieder langsam. der 
Usus - vielleicht angesichts. der bevorstehenden 
Bundestagswahlen? ---'- einreißt und sich einzu­
bürgern pflegt, daß die politischen Parteien dieses 
Landes nach „christlich" und „nichtchristlich" ein­
gereiht und klassifiziert werden. 

(Sehr richtig!) 

Im Augenblick scheint der Status so zu sein, wie 
ich von den Kollegen der Bayernpartei gehört 
habe, daß . es überhaupt nur ,, ein e „christliche 
Partei" zu geben scheint und eine zweite sich sozu­
sagen im Anwärter- oder Bewährungsstadium be­
findet. 

(Heiterkeit - Beifall - Unruhe). 

Ich möchte aber sagen, daß diese eigentümliche 
Klassifikation, sehr verehrter Herr Prälat, doch 
letzten Endes ein beschämendes Armutszeugnis für 
die christliche Seelsorge in diesem Land darstellt; 

denn wenn man hier von vornherein feststellt, daß 
nahezu 50 Prozent der christlichen S"taatsbürger 

' und Wähler offenkundig nichtchristliche Parteien 
wählen, also ihr Christentum nicht in die Tat 
umsetzen, so scheint hier in der Apparatur dieser 
Seelsorge, wenn ich so sagen darf, etwas nicht ganz 
in Ordnung zu sein. Aber so liegt es ja nicht! 

(Abg. Meixner: Wirklich nicht!) 

Wir haben. das (}efühl, daß hier eine von politischer 
Seite mitgesteuerte Diffamierung von mehr denn 
50 Prozent bayerischer Wähler und Staatsbürger 
- Wählern der SPD, FDP, unserer Partei und 
gegebenenfalls der Bayernpartei - vorliegt. Wir 
würden doch sehr energisch bitten, daß derartige 
Auslassungen - ich gestehe zu, daß man in christ­
lichen Grundsatzfragen von der Kanzel aus Stel- · 
lung nehmen kann! - nicht jenen skandalösen 
Charakter annehmen. Wir könnten auch dafür, 
Herr Prälat, Stöße von Briefen beibringen, deren 
Beweiskraft so weit geht, daß die Wahlergebnisse 
am Wahlsonntag von 6 Uhr früh bis 12 Uhr auf 
cfer Kanzel bestimmt werden. · 

(Abg. Meixner: Wo ist das geschehen? Das 
müssen Sie uns schon genau sagen! - Zuruf: 

Mit Stenogramm!) 

- Das kann ich Ihnen einmal ganz genau aufstel­
len. Ich glaube, Herr Prälat, wir werderi noch eine 
Fülle derartiger Beweise in den nächsten Wochen, 
vielleicht auch nach den Bundestagswahlen, bei­
bringen und sie gegebenenfalls in einem Koffer· 
hier arischleppen. Ich möchte also darum bitten, 
daß Politik Politik bleibt und daß hier vor allen 
Dingen auch die Kanzel weiß, daß sie sich in Fra­
gen, bei denen es sich tatsächlich utn die Grund­
sätze und die Lebensnotwendigkeiten unserer 
abendländisch-christlichen Welt und deren Kirchen 
handelt, auf die Zustimmung und die Unterstützung 
aller Christen in diesem Hohen Haus verlassen 
kann. 

Wäre es nicht möglich - ich habe das auch schon 
im Haushaltsausschuß ausgesprochen-, gerade im 
Hinbli~k auf diesen Titel 139 in Kapitel 05 85 etwas 
kürzer zu treten? Ich habe schon dort gesagt, daß 
die vox populi hier oft sehr rüde und ich möchte 
sagen, oft sehr übel ist. Es entsteht kein guter Ein­
druck, wenn hier Sonderlastenausgleiche und Son­
derwiedergutmachungen, die zweifellos historisch 
begründet sind, die aber 15Ö Jahre zurückreichen, 

(Abg. Meixner: Nicht nur!) 

vorzüglich vorgenommen werden. Es wäre wohl 
besser, wenn diese durchaus anerkennenswerten 
Ausgleiche und Wiedergutmachungen auch der 
kulturellen Wiedergutmachung und Existenzsiche­
rung der Kriegs- und Nachkriegsopfer in Tempo 
und Ausmaß weitestgehend angepaßt würden. Sonst 
entsteht nämlich, ich sage das ganz offen, der Eiu­
druck, daß gerade diejenigen, die für diese Not 
leider der Ärmsten und Armen vordringlich ein­
treten sollten 

(Abg. Meixner: · Und eintreten!) 

- und zweifellos eintreten, Herr Kollege Meixner, 
das wird alles anerkannt! -, so handeln, als ob 
sie für sich selbst zu allererst einträten. 
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Betreffs Erziehung beschränke ich mich auf einige 
wesentliche Punkte, da meine Fraktionskollegen 
Schreiner und Riediger· noch im einzelnen dazu 
Stellung nehmen wollen. Dank den Erhöhungen 
der Zuschüsse für Jugendwandern und Jugend­
herbergswesen, für Jugendpflege und Jugendfür­
sorge, für Kindergärten und für Zwecke der Leibes­
übungen. Wir bitten, daß diese echt neuralgischen 
Punkte des jährlichen Haushalts vielleicht in Zu­
kunft entneuralgisiert werden könnten. „Neural­
gischer Punkt Nummer 1" ist, das wissen Sie, das 
Problem der höheren und mittleren nichtstaat­
lichen Schulen. Hier ist so viel gesagt worden, daß 
ich nicht gerne etwas wiederholen will. Es handelt 
sich hier um ein altes Problem, das sich zeit- und 
umständebedingt verschärft hat. Jeder von Ihnen 
hat ja ein Heer von Not- und Hilferufen, von Ein­
gaben betreffs Verstaatlichung höherer und mitt­
lerer Schulen. Jeder kann eine gewisse Beunruhi­
gung der Öffentlichkeit feststellen. Dieses Problem. 
hat einen Stand erreicht, daß es lösungsbedürftig 
geworden ist. Die Gründe für die Verschärfung 
sind uns allen bekannt. Es sind der verstärkte Run 
auf die Schulen, die Gehaltserhöhungen, die Schul­
geld- und Lernmittelfreiheit und die finanziellen 
Schwierigkeiten einzelner kommunaler Schulträger. 
Dazu möchte ich ein Wort sagen. Manche dieser 
kommunalen Schulträger haben sich verdammt 
wenig dabei angestrengt. Ich weiß zum Beispiel 
eine Kurstadt-ich will den Namen nicht nennen-, 
die zweifellos als Kurstadt allerhand an Kurtaxen 
und -abgaben im Jahr einnimmt, aber nur lumpige 
5000 DM für ihre höhere Schule einsetzt und den 
Staat 150 000 bis 170 000 DM berappen läßt. · 

(Abg. Bezold: Beschämend!) 

Ich muß hier schon sagen, man kann da nicht mehr 
von einer gemeindlichen Schule sprechen, sondern 
die ganze Geschichte ist ein etwas fragwürdiges 
,.gemeindliches" Unternehmen. 

(Abg. Dr. Lippert: Auch auf anderem Gebiete!) 

Das Gastschülerproblem hat diese Angelegenheit 
weiter zugespitzt. Es ist nicht zuletzt eine Folge der 
Streuung der Heimatvertriebenen. Die Versuche, 
diesen Notstand zu beheben, haben ein Maß er­
reicht und zu Auswüchsen asozialer Art geführt, 
so daß ich nochmals in Erinnerung rufen möchte, 
was auch der Ausschuß als seine Meinung ver­
dolmetscht hat, nämlich daß man die weitere Ge­
währung von staatlichen Zuschüssen an diese kom­
munalen Verbände davon abhängig machen muß, 
daß die Schulträger hier ein soziales Einsehen und 
auch ein Verständnis für unsere kulturpolitischen 
Forderungen walten lassen. Es geht nicht, daß Ge­
meinden und Orte, die ganz gern bei Festen vom 
~lachen Land her Gelder schlucken, dann einfach 
bildungshungrige junge Menschen aussperren, die 
auf Grund unserer Verfassung das Recht haben, 
derartige Ausbildungsstätten zu besuchen. Wir 
werden bei der Meisterung dieses Problems auf 
eine grundsätzliche, dauerhafte Regelung bedacht 
sein müssen und auf Sofortmaßnahmen zur Ver­
hinderung einer Schulkatastrophe. Diese grundsätz-

liehe, dauerhafte Regelung soll vor allem ein Privat­
schulgesetz sein. Ich begrüße die Initiative, dieses 
Privatschulgesetz zu erstellen. Es wird der histori­
schen wie funktionellen Bedeutung dieser Privat­
schulen zweifellos angepaßt sein müssen. Wir wer­
den aber vor allem eine Zuschußskala festzusetzen 
haben, die alle sozialen und wirtschaftlichen Mo­
mente prüft, also einen möglichst einfachen, halb­
wegs gerechten Schlüssel zu ers.tellen haben, und 
zwar ohne allzu viele Ermessensfaktoren, aber auch 
ohne eine stur-schematische Handhabung. Hier 
möchte ich etwas sagen, Herr Staatsminister: Auch 
wir sind von der bisherigen Verteilung der Mittel, 
wie sie uns im letzten Augenblick vorgelegt wurde, 
besonders bezüglich der relativen Mehrbezuschus­
sung - und darauf kommt es ja an; das hat Frau 
Dr. Brücher mehrmals mit Recht und Mut be­
tc)nt! -, nicht vollauf und restlos entzückt. Es wird 
nun Aufgabe des Arbeitsausschusses des kultur­
politischen Ausschusses sein - der übrigens ebenso 
wichtig ist wie etwa der Unterausschuß zur Prüfung 
der Landarbeiterfrage und Landfluchtfrage -, hier 
einen entsprechenden Sch,lüssel festzusetzen und 
alle Faktoren, die-•zug·egeben, Herr:Staatsminister! 
- nicht hier aus dem Handgelenk beachtet werden 
können, generell zu betrachten und somit eine best­
mögliche Lösung herbeizuführen. Es wird auch 
eine Teilverstaatlichung in den dringendsten Not­
fällen, vor allem der überregional bedeutsamen 
Schulen, Platz greifen müssen. Im Augenblick aber 
geht es darum, Soforthilfemaßnahmen zur Verhin­
derung der Schulkatastrophe zu treffen. Wir alle 
im Hohen Hause wissen, daß dazu mindestens 25, 
vielleicht 30 Millionen notwendig sind. Wir mußten 
uns aus haushaltspolitischen Überlegungen, leider, 
mit diesem kärglichen Mindestansatz von 18 Mil­
lionen DM einverstanden erklären, der vorgriffs­
\Neise zur sofortigen Verteilung faßbar sein muß. 
Diese Entscheidung ist uns wahrhaftig nicht leicht 
gefallen. Nun sind aber - denken Sie an die Aus­
führungen des Herrn Staatsministers der Finanzen! 
- die Dinge im Augenblick hinsichtlich der bayeri­
schen Finanz- und Haushaltslage so kompliziert, 
daß hier Entschetdungen nicht nach 'bi1liger Propa­
ganda, sondern eben auch auf Grund unpopulärer 
Verantwortung gegenüber der Gesamthaushalts­
lage gefällt werden müssen. Wir hegen aber, wie 
gesagt, feste Hoffnung auf positive Ergebnisse des 
Arbeitsausschusses und auf die Erarbeitung einer 
grundsätzlichen Regelung auf Dauer. 

Weitere neuralgische Punkte auf dem Erziehungs­
sektor wären die Begabtenförderung, die Ausbil­
dungsbeihilfen für würdige und bedürftige Schüler, 
die Fortbildung der Volksschullehrer, die Versor­
gung der Schulen mit Lehrmitteln, zum Beispiel 
optischen und akustischen, usw. Im Falle der höhe­
ren Schulen gibt es eine Fülle von diskussions­
reifen Fragen: die Mitwirkung der Elternbeiräte 
bei Schulentlassungen, das neue Notensystem, das 
Probevierteljahr als Ausle~eprinzip, die sechsklas­
sige Realschule und natürlich die ·Frage, wie man 
die Schulraumnot meistern könnte. Es gibt aber 

·auch speziell uns interessierende Fragen, zu denen 
so manches zu sagen wäre, zum Beispiel eine ge­
wisse Vernachlässigung heimatvertriebener Lehr­
kräfte bei der Besetzung von Beförderungsstellen 
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im höheren Schuldienst, Probleme, die sich ja ähn­
lich auch bei den Schulräten widerspiegeln. 

(Sehr richtig! beim BHE) 

Hinsri.chtlich der Mittelschulen sin!d wir etwas be­
troffen, daß der Aufbau unseres Mittelschulwesens 
in Stagnation geraten könnte und zu kommen 
droht. 

Wir sind, Herr Staatsminister, für eine Schul­
erneuerung, das heißt: eine echte Schulreform von 
innen heraus. Auch wir glauben, daß hier manches ' 
von innen heraus w1achsen muß, vielleicht mehr 
wachsen, als von oben her organisiert werden sollte, . 
zumal die Schule eine echte Erziehungsstätte und, 
leider, heutzutage eine Ergänzung, ja einen Ersatz 
der oft und weithin gestörten Familienordnung 
darstellen muß. Voriaussetzung dafür wird aber 
eine gute Lehrerbildung und gute Lehrerfortbil­
dung sein. In dieser Hinsicht sind im Augenblick 
die vom Herrn Minister dargestellten Lehrgänge 
als Notlösung zweifellos gut und richtig. Ich würde 
aber eines erbitten, Herr Staatsminister: Könnten 
Sie nicht einmal als nächsten Programmpunkt eines 
solchen Lehrerfortbildungslehrgangs im ganzen 
Land zur Diskussion stellen, inwieweit man einen 
Ostkundeunterricht in sämtlichen Schultypen ins 
Leben rufen und intensivieren könnte? Denn ich 
glaube, daß auch in dieser Hinsicht die Ausbildung 
der Lehrkräfte einer Ausbildung der Schülerschaft 
vorangehen muß. 

föe Sicherung der Quantität und Qualität :des 
Lehrernachwuchses ist auch unser Anliegen. Bei 
dieser Gelegenheit möchte ich einmal darauf hin­
·weisen, daß wir gerade im Grenzland des deutschen 
Ostens und Südostens den Lehrer viel höher - das 
darf ich Ihnen sagen - eingeschätzt haben, .als es 
leider im Binnendeutschland der Fall ist. Der Leh­
rer hatte dort eine Position in jedem Dorf und in 
jeder Stadt, die Hand in Hand mit der des Geist­
lichen oder der kommunalen Würdenträger ging. 
Daher ist es auch interessant und verständlich, daß 
sich die Heimatvertriebenen. verhältnismäßig sehr· 
stark zum Lehrerberuf drängen; in Bayern ist dies 
nicht einmal so fühlbar, in Schleswig...,Holstein aber 
machen die heimatvertriebenen Lehreranwärter 51 
bis 52 Prozent aus. Ich bin endlich auch dafür, daß 
das Lehrerbildungs- und Lehrerbesoldungsproblem 
nun einmal angepackt wird und daß wir uns nicht 
scheuen sollten, Uills iauch im Raihmen derr Koalition 
diesbezüglich vielleicht endlich einmal richtig „zu­
einanderzuraufen". 

Ich komme zum Schluß, meine sehr verehrten 
Damen und Herren! Wir vom Gesamtdeutschen 
Block!BHE sind durchaus bereit, zum weiteren 
steten Aufbau aller kulturellen Bereiche beizutra­
gen. Er muß allerdings sinnvoll sein und bayerische 
wie gesamtdeutsche Belange in Einklang bringen; 
er muß vor allem aber auf die :q.eue, auch geistig­
seelische Struktur des Landes entsprechend Rück­
sicht nehmen und darf insbesondere - und hier, 
glaube ich, ist der wundeste Punkt - den Kultur­
frieden nicht gefährden. 

(Abg. Bezold: Sehr richtig!) 

··-

Denn, ich glaube, wir haben es angesichts auch 
des geistig-kulturellen Trümmerfelds am wenig­
sten notwendig, Kulturkämpfe der Vergangenheit 
aufzugreifen. 

(Lebhafter Beil:ßall in der Mitte) 

Angesichts des zweifellos merkbaren Willens, in 
diesem J.mltuvellen Aufbau, tr-otz ,aJ.ler zeitbedri.ngten 
und finanziellen Schwierigk!eiten Schritt um Schritt 
voranzugehen, versagen wir diesem Haushalt un­
sere Zustimmung nicht. Aber, Herr Staatsminister, 
ich möchte bei dieser Gelegenheit noch einmal ein­
dringlich die Bitte und Aufforderung vorbringen, 
daß den Gedankengängen, die wir hier und über­
all im Lande zum Ausdruck bringen und hinter 
denen Milionen oder zumindest Hunderttausende 
von Heimatvertriebenen und auch Heimatverblie­
benen stehen, im Bereich Ihres Ministeriums mehr 
Rechnung getragen wird, und zwar in der verant­
wortlichen Führung der Kulturpolitik, in der 
exekutiven Praxis, kurz: in der grundsätzlichen 
und praktischen Gestaltung von Erziehung, Bildung 
und Unterricht sowie der Betreuung von Kunst, 
Wissensch1aft und Kultus. Ich könnte mir zium Bei­
spiel ganz .gut vorstellen, Herrr Staatsminister, daß 
es in Ihrem Ministerium eine eigene, nicht nur mit 
einem oder zwei, sondern allenfalls auch mit meh­
r1eren Herren besetzte .A!bteilung .geben ikönnte, die 
sich eiben:fialls mit diesen, von uns. iher.ausgesitellten 
kulturpolitischen Fragen zu beschäftigen hätte. 
Denn sie sind für das ganze Land von Bedeutung, 
und hinter diesen Forderungen stehen- das möchte 
ich auch zum Ausdruck bringen - nicht nur wir, 
die wir unzählige kulturelle Lebenswerte verloren 
haben, sondern auch viele hunderttausende, die 
eines guten Willens sind und aus der Katastrophe 
von 1945 etwas gele:rmt haben und vor allem wis­
sen, daß hier zusätzliche Aufgaben im Grenzlande 
Bayern, am Eisernen Vorhang und angesichts der 

·gottlos-bolschewistischen Welt bestehen. Diesen .An-
schauungen nicht zu widerstreiten, sondern ihnen 
Raum zu geben, wird Bayern, dessen kulturelle 
Tradition wir hoch schätzen und dessen kulturellen, 
geistig-seelischen Bestand wir mit zu hüten, ja zu 
mehren bereit sind, - so meinen wir - nicht von 
Schaden, sondern eher von Nutzen sein. 

(Beifall in der Mitte) 

Präsident Dr. Hundhammer: ~Es folgt der Herr 
Abgeordnete Dr. Lippert. 

Dr. Lippert (BP): Herr Präsident, meine Damen 
und Herren! So kurz wie irgendwie möglich will 
ich meinen .Abänderungsantrag begründen. 

Vorher bin ich aber veranlaßt, mich zu einer 
Ausgabe des „Bamberger Volksblatts" vom Sams-. 
tag, den 4. Juli, zu äußern. Hier ist nämlich über· 
eine Haushaltsausschußsitzung bezüglich des Zu­
schusses an die Bamberger Symphoniker objektiv 
unwahr berichtet worden. Vielleicht darf ich ganz 
kurz wiederholen, daß wir uns im Ausschuß von 
unserer Partei aus in keiner Weise gegen die Bam­
berger Symphoniker gestellt, daß wir im Gegen­
teil ihre Qualität, ihren Ruf, ihre Förderungswür­
digkeit betont hervorgehoben haben. Wir wissen, 
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daß der Zuschuß im Lauf der letzten 6 Jahre um 
das Zehnfache und im Laufe der letzten 3 Jahre 
um 100 Prozent gestiegen ist. Jedesmal haben wir 
zugestimmt. Es könnten natürlich Bedenken auf­
tauchen, weil drei Fünftel der Aufführungen der 
Bamberger Symphoniker sich außerhalb der Gren­
zen unseres Landes abspielen, ob der Steuerzahler 
das 1a1les ganz allein hestreiten soll; denn Nutznießer 
dteses Orchesters !ist doch ;in ·erster Linie Bambevg, 
nicht unsere bayerische Heimat, sondern die 
S t a d t Bamberg. Deshalb habe ich gemeint, man 
müßte die Stadt Bamberg dazu veranlassen, auch 
ihrerseits etwas Übriges zu tun, um die Bamberger 
Symphoniker über Wasser zu halten. Um gar nichts 
anderes ist es gegangen. Wir haben gerade gehört, 
wie sich Herr Kollege Dr. Strosche darüber beklagt 
hat, daß die Gemeinden vielfach" auf kulturellem 
Gebiet zu wenig tun, weil sie dazu übergehen, sich 
auf den Staat zu verlassen. Es gibt heute Städte 
genug, die auf kulturellem Gebiet noch große Opfer 
auf sich nehmen. Aber wenn das' Verhalten von 
Bamberg Schule macht, dann werden sie sich sagen, 
das können wir auch. Es war mir also nur darum 
zu tun, einen Weg zu finden, um die Stadt Bam­
berg ·etwas unter Druck zu setzen, und ich habe 
vorgeschlagen, die Erhöhung des Zuschusses von 
100 000 DM auf 150 000 DM davon abhängig zu 
machen, daß auch die Stadt Bamberg ihren Zu­
schuß angemessen erhöht; denn es ist mir bekannt, 
daß in der Beratung des Stadtrats. Bamberg sogar 
davon die Rede war, ·ob man den bisherigen Betrag 
von 60 000 DM nicht streic;:hen oder mindestens 
verkürzen sollte. Aber dem Staat mutet man zu, 
daß er von 100 000 DM auf 150 000 DM hinaufgeht. 
Herr Prälat, darum ist es nicht richtig, wenn in 
Ihrer Zeitung dann geschrieben wird, ich hätte 
mich dagegen ausgesprochen und mein Antrag sei 
glatt durchgefallen. 

(Zuruf des Abg. Dr. Baumgartner) 

Davon kann gar nicht die Rede sein. Mein Antrag 
wurde nämlich von dem Herrn Kollegen Beier als 
Mitberichterstatter nur dahingehend abgeschwächt, 
die Staatsregierung solle ersucht werden, mit der 
Stadt Bamberg in irgendwelche Verhandlungen zu 
treten, um das zu erreichen. Aber weiter heißt es 
in der Zeitung: Verhindern konnte ich es nicht, 
daß der Zuschuß gewährt wurde. Das war niemals 
meine Absicht. Das ist eine ganz positiv falsche 
Berichterstattung, eine ausgesprochene Brunnen­
vergiftung. 

(Abg. Dr. Baumgartner: Sehr richtig!) 

Ich empfinde es als eine persönliche Beleidigung, 
wenn in der Zeitung steht, ich hätte aus Ver­
ärgerung darüber, daß der Antrag abgelehnt 
wurde, dagegengestimmt. Ich habe erstens nicht 
dagegengestimmt, sondern mich der Stimme ent­
halten, weil das die normale Konsequenz ist. Zwei­
tens habe ich noch niemals aus Laune und Ver­
ärgerung abgestimmt, sondern nach Überzeugung 
und Gewissen, nicht anders. Es ist eine Beleidi­
gung, einen Kollegen wegen eines rein örtlichen 
Erfolges zu diffamieren 

(Sehr gut! bei der BP) 

und ihm zu unterstellen, daß er seine Stimme nach 
Laune abgibt und nicht nach seiner Aufgabe als 
Abgeordneter. 

(Zuruf von der CSU: Was hat das mit Herrn 
Prälat Meixner zu tun?) 

- Das hat insofern etwas mit dem Herr~ Prälaten 
zu tun, als er der Herausgeber der Zeitung ist. 

(Abg. Meixner: Sie wissen aber genau, daß 
ich darauf keinen Einfluß habe. Das ist der 
Bericht eines Münchener Berichterstatters. 
Das wissen Sie genau so gut, wie ich es weiß. 

Ich war doch gar nicht in Bamberg!) 

- Dann wäre ich dankbar, wenn Sie aus Gründen 
der Fairneß bei der Abstimmung über den Etat 
das insoweit berichtigen würden, daß wir nicht 
dagegen waren, sondern daß ich nur die Stadt 
Bamberg unter Druck setzen wollte, in irgendeiner 
Weise dem Staat zu helfen. Das ist auch meine 
Aufgabe als Oppositionsangehöriger. Ich hätte ge­
nau so gut sa,gen können: Warum nur 150 000 DM, 
warum nicht 200 000 DM? Die Bamberger Sym­
phoniker sind uns das wert. Aber als Oppositions­
angehöriger habe ich doch die Aufgabe, sparen zu 
helfen beziehungsweise einen Hinweis zu geben, 
wo eventuell in irgendeiner Form eine Gemeinde 
noch zur Mithilfe herangezogen werden kann. 

(Abg. Meixner: ICh verstehe Ihre Aufregung 
nicht. Ich werde sofort Weisung geben! -
Abg. Dr. Baumgartner: Wir haben eine Be­
richtigung verlangt, sie ist bisher nicht er­
schienen! Es ist System in der Sache! -

Oho-Rufe bei der CSU) 

- Es genügt mir vollkommen, wenn berichtigt 
wird, daß wir nicht dagegen gestimmt haben. Meine 
Kollegen haben dafür gestimmt, aber ich habe mich 
der Stimme enthalten, weil das die ganz normale 
Konsequenz ist. 

Nun darf ich kurz zu dem Abänderungsantrag 
kommen. Die Not der Künstler ist es, die mich 
veranlaßt hat, diese Abänderung zu beantragen. 
Wir haben heute eine zweifache Not der Künstler: 
die materielle Not, weil die Künstler wenig Aus­
stellungsmöglichkeiten haben, weil wenig Käufer 
da sind, weil es an früheren Mäzenen fehlt,. an 
Fürstenhäusern, Bürgergeschlechtern usw. Aller­
dings muß man sagen, daß mancher, der das Geld 
für ein Bild hätte, sich von der heutigen Kunst 
nicht so überzeugen läßt, daß er sich veranlaßt 
sähe, derartige Bilder zu kaufen. 

Aber zunächst einmal ein Wort zu der Haushalts­
rede des Herrn Staatsministers. Auf Seite 1745 
heißt es: „Der Vorrang Bayerns unter den deut­
schen Ländern auf dem Gebiete der Kunst ist eine 
besondere Verpflichtung für den Staat." Das be­
gann außerordentlich verheißungsvoll, und es war 
anzunehmen, daß wir nun grundsätzliche Aus­
führungen oder eine Stellungnahme zur Frage der 
heutigen Kunst hören würden. Aber leider: hat der 
Herr Staatsminister trotz dieses Anfangs, dem die 
richtige Erkenntnis zugrunde liegt, für die Kunst 
nicht einmal 25 Zeilen übriggehabt. 

(Abg. Dr. Brücher: Das ist doch ein Ver­
waltungsbericht gewesen!) 

6 
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Dabei habe ich den Herrn Staatsminister im Haus­
haltsausschuß ausdrücklich gebeten und ihm auf 
die Seele gebunden, auf die Fragen .. der Kunst be­
sonders einzugehen, weil das eine kulturell bedeu­
tungsvolle Frage ist, mit der sich heute weiteste 
Kreise beschäftigen. 

·{Abg. Bezold: Wer es nicht fühlt, der wird es 
nie erjagen!) 

Mir ist es bei diesem Antrag zunächst einmal 
darum zu tun, den Künstlern zu helfen; denn wie 
gesagt, das Mäzenatentum ist heute in der Haupt­
sache auf den Staat übergegangen. 

Allerdings muß auf eines hingewiesen werden: 
Diese Not der Künstler ist ja auch eine geistige. 
Wir befinden uns i.n einem Gärungsprozeß, einem 
Tasten und es fehlt das Ziel, das früher die Aus­
bildung der Künstler allein schon wesentlich er­
leichterte. Herr Senator Unold hat im Senat dar­
auf hingewiesen, daß vom Osten zwar verlockende 
Angebote kommen, daß aber diese Vorteile mit der 
Unfreiheit des künstlerischen Bekenntnisses er­
kauft werden müßten. Dem kann ich nicht ohne 
weiteres folgen; denn so, wie bei uns im Augen­
blick die Verhältnisse liegen, kann man auch nicht 
von einer absoluten Freiheit des künstlerischen Be­
kenntnisses sprechen, weil die Intoleranz mehr um 
sich gegriffen hat, als es vor 1933 jemals der Fall 
gewesen ist. 

Den Herrn Staatsminister habe ich darum ge­
beten, auch zum Ausstellungswesen Stellung zu 
nehmen, zumal durch Beschluß des Landtags das 
Haus der Kunst in die Verwaltung des Kultus­
ministeriums übergegangen ist. Das Ausstellungs­
wesen liegt bei uns .ebenfalls im argen; es soll 
durch diesen Antrag mit gefördert werden. Wir 
dürfen nicht vergessen, daß die Möglichkeit, auszu­
stellen, das Brot des Künstlers bedeutet. E i n m a 1 
im Jahr hat er im Haus der Kunst die Chance, sich 
der Öffentlichkeit zu zeigen, und diese Chance muß 
mehr Künstlern eröffnet werden, als es heute der 
Fall ist. Natürlich sagen die jetzt Ausstellenden, 
daß die „Konventionellen" überwunden und totge­
sagt sind. Wenn Sie aber hingehen, werden Sie 
sehen, daß auch der moderne Künstler schon wie­
der konventionell geworden ist. Sie sehen nichts 
anderes als im vorigen Jahr, vielleicht um einen 
Grad schlechter. So beurteilen es auch Fachleute. 
Das Haus der Kunst gibt nicht, wie die dort Aus­
stellenden immer sagen, ein umfassendes Bild über 
den lebendigen Stand der Kunst in Deutschland. 
Lesen Sie die Kataloge durch, dann können Sie be­
urteilen, wie das übrige Deutschland dort vertreten 
wird. Das Ausstellungswesen ist - und darum 
möchte ich den Herrn Kultusminister bitten, dar-­
auf vielleicht in seinen Schlußausführungen noch 
einzugehen - zweifellos änderungs- und reform­
bedürftig. Drohungen von irgendwelchen Künstler­
gruppen sollten das Ministerium nicht veranlassen, 
von seinem richtig gefundenen Weg abzugehen be­
ziehungsweise dem Willen des Landtags nicht zu 
entsprechen; denn der Landtag hat beschlossen, und 
zwar einstimmig, im Haus der Kunst Schöpfungen 
der v e r s chi e den s·t e n Kunstrichtungen der 

Bevölkerung zugänglich zu machen. D a s ist die 
Pflicht und Aufgabe des Staates. Der Herr Staats­
minister hat ganz richtig gesagt: Die Kunst ist nicht 
an den Staat gebunden, sondern an die Gesell­
schaft. Die Ausstellungsmöglichkeit muß allen ge­
geben sein: dann wird man sehen, . wer sich einen 
Kundenkreis erwirbt, dann wird man sehen, wohin 
der Käufer seine Schritte lenkt. Ich kenne soundso 
viele, die so'gaT den modernen Surrealismus anprei­
sen; wenn Sie aber in ihre Wohnung kommen, 
sehen Sie Bilder, die sie in der Öffentlichkeit als 
„alte Schinken" bezeichnen. Es wäre sehr erfreu­
lich, wenn der Herr Staatsminister zu der moder­
nen Kunst einmal klar Stellung beziehen würde. 

(Sehr gut! bei der BP - Abg. Dr. Brücher: 
Der Arme!) 

Auch der Landtag hat Stellung bezogen, das Haus 
der Kunst in dfo Verwaltung des Kultusministe­
riums verwiesen und außerdem gewünscht, daß 
dort sämtliche Künstlergruppen ausstellen können, 
so wie es vot 1933 der Fall gewesen ist. Aufgabe 
des Staates ist· es nun, diese Möglichkeit zu schaf­
fen, sei es durch Verhandlungen oder auf einem 
anderen Wege. Es muß dazu kommen, daß die 
Künstlergruppen ihre Schöpfungen dort n i c h t 
gegen einander, sondern n e b.e n einander aus­
stellen. 

Ich habe beantragt, den Titel für die Zuschüsse 
zur Förderung und Pflege der bildenden Kunst auf 
den ursprünglichen Ansatz von 175 000 DM zu er­
höhen; es sind· 20 000 DM gestrichen worden. Zur 
Deckung werde ich mir dann noch einen Vorschlag 
erlauben. 

(Zuruf der Abg. Dr. Brücher) 

Der zweite Teil meines Aiitrags lautet: 

Bei Kapitel 05 02 C Titel 621, „Zuschüsse zur 
Förderung des Volksbildungswesens im allge­
meinen", wird der Ansatz von 45 000 DM auf 
55 000 DM erhöht, um dem Bayerischen Volks­
bildungsverband einen Betrag von minde~tens 
10 000 DM zu gewährleisten. 

Der Bayerische Volksbildungsverband besteht seit 
dem Jahre 1906. Er wurde seinerzeit von dem be­
kann'ten Geheimrat Professor Kerschensteiner be­
gründet. Er steht natürlich in einer gewissen Riva­
lität zur Volkshochschule. Ich habe nichts gegen die 
Volkshochschulen und im Ausschuß schon darauf 
hingewiesen, daß ich selber sieben Jahre ehrenamt­
lich mitgearbeitet .habe. Wir dürfen zugeb~n: Die 
Erhöhung von 100 000 auf 220 000 DM ist immer 
noch eine große Überraschung selbst für die größ­
ten Optimisten unter den Befürwortern der Volks­
hochsch u.le. 

(Abg.Beier: Das ist nicht wahr, Herr Doktor! 
- Abg. Op den Orth: Wir hatten ja mehr 

beantragt!) 

Es ist doch eine Überraschung; denn es waren 
nur 100 000 DM vorgesehen. Daß die Volkshoch­
schulen Mittel brauchen, wird von mir gar nicht 
bestritten. Aber daß wir den Volksbildungsverband 
nicht veröden lassen können, wird doch von ihnen. 
auch nicht bestritten. 

(Abg. Beier: Der ist auch erhöht worden!) 
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Ich 1btln überzeugt, daß sein Hil:fler.uf auch Ihnen 
allen vor:Hegt. tEr ist von Mitg1ie1dern raller .Fraktio­
nen dieses Hohen Hauses 111nterz.eichnet. Leider 
halbe ich ii.hn ,erst .gestern abenid bekommen; sonst 
hätte ich r,echtzeitig dB.Turn gebeten, daß auch noch 
andere Mitglieder rden Antriag unterschre:ihen, hoffe 
aber, daß Sie sich anschHeßen. Der Koalitionsrbe­
schl111ß .hindert mich, einen Erhöhungsrantrag zu 
steHen; weil wir aber dem VolksbiJdungs1V1erbrand, 
derr unter dem •Eihrenvor.sitz unseres Her.rn Präsi­
denten 1Dr. Hundhammer steht, helfen so1len, wird 
ein Ausweichvo:rsch1a.g notwenldig. Mir scheint, daß 
die Volkshochschulen rdrie 10 000 DM noch am besten 
V'erkriaften könnten; sie spüren dtese 10 000 DM 
nicht. Wenn .die Volkshochs{!hulen dazu übergeihen, 
auch •etwas r.ationeller zu arberiten, zum Beispiel 
nicht kleine Kurse mit nurr drei oder 'Vlier Personen 
ürber den ganzen Winter durchzusch'1eppen, kom­
men sie mit den 220 000 (DM schon aus. Ich kenne 
rdi1e VolkshochschuJen aus meiner eigenen Mitarbeit 
sehr genau und rgla:ube, auch !der Veriband der 
Vol:kshochschulen wird ,es Tl!icht übelnehmen, wenn. 
wir dem Volksbildungsveribiand 10 000 1DiM zukom­
men .Jassen. Es solJen beide nebeneinander in einem 
gesunden Wettstreit ihre Arbeit fortsetzen. Die 
Volksbildung 'läßt sich Tilicht gen er ·e .11 organi­
sieren. Wir können meihr,ere Organisationen neiben­
,einander bestehen 1assen und :sie 1werden sich in 
erinem gesunden Wettei:ßer DUT .ge.genseitrl.g befruch­
ten und :in ithren Leistungen steigern. Mein Vor­
schl8!g richtet sich also nicht gegen di,e Volkshoch­
schulen und ich 1bd.n >der Auffassung, daß bei einem 
um 110 000 DM erhöihten Zuschuß :immer noch 
aUerhand geleistet werden kiann. Der Bayerische 
Volkslbi1dungsverband :unterscheidet sich in seiner 
Ehirichtung erheblich von der Vor1kshochschule; 
letztere vermittelt posd.tives Wö.ssen, ider Volksbil­
dungsverhand dagegen wi11 d:i<e schönen Künste 
pflegen u:nJd dte kultureHe Trndition raufrechterhal­
ten. Ich .glaube, wk sol'lten bei den Vo:lkshochschu­
,len ~ugunsten des Vol:ksbildungsverbands auf die 
10 000 DiM vexzichten, rdamö.t wir iberi uns in Bayern 
auch weiterhin die schönen Künste pfieg,en können. 
Der Sinn für das Schöne - Herr .Bund!espräsi!dent 
Heuß hat es vor 'einigen Taigen ein Landshut zu mir 
g1esagt - gehört nun ,einmal zum :braye['rischen Volk. 

'(.Beifall hed. BP .lind F:DP) 

Präsident Dr. Hundhammer: Im Rahmen der Aus­
sprache nimmt das Wort der Herr Staratsminister 
für Unterricht und Kultus. 

·(Abg. J3ezoJid: Zur Geschäftsordnung, bitte!) 

Das Wort ist schon erteilt. 

{Abg. Bezo1Jrd: Dann ibitte ich g'lreri.ch nachher!) 

Dr. Scl1walbe:r, Staatsminö.:ster: Hohes Haus! Ich 
ha1be nich,t die ,Absicht, in die Debatte •einzugreifen,. 
Ich möchte lediglich feststellen, daß sii.ch der Herr 
Abgeordnete Dr. Lippert in 1eänem Irrtum befindet, 
wenn er g·lraubt, aus dem Titel 604 des Kapi­
tels 05 02 C würden Gelder zum Ankauf von Kunst­
wel'lrnn Z'Ur Verfügung gestellt. Darum han!delt es 

sich 1bei rdiesem Titel nicht, auch nicht um Aus­
steiUungen. ner TU.tel ist ledi:ghlch für die Bezu­
schussung von Kunstwerken :bestimmt, die von 
Privaten ran Künstler in Auf.trag geg,eben wer,qen. 

- Soweit im vergangenen Jahre Gesuche an uns ge­
steU t wurden, wurden sie arus diesem Titel 'be­
zuschußt. Wir werden mit di:esem Titel auch in 
Zukunft so ver:flahren. 

{Abg. 1Dr. Lippert: Alber eine Erhöhung kommt 
doch auch den ausübenden Künstlern 'zugute!) 

- Nur 111nter 1der Voraussetzung daß sich auch Auf­
traggeber finden, die· den Kün~tJern Aufträge er­
teilen. Sonst ist •es mir nicht mög'Hch. Es müßten 
andere 'Ditel 1e11höiht werden, wenn Ankäufe von 
Kunstwerken ·in größerem Maße 'ermöglicht wer­
den sollen. 

Präsident Dr. Hundhammer: Zur Geschäftsord­
nung fftei11re ich das Wort dem Herrn Ab.geordneten 
Bezolrd. 

Bezold {FIDiP): Herr !Präsident, meine Damen und 
iHjerren! Ich darf den Landtag -bitten, sich einmal 
folgende Frag•e zu überlegen: Nach der Geschäfts­
ordnung ist die Debatte wieder ,eröffnet, wenn der 
Minister währen1d der Debatte sprö.cht. Das ,ist ides­
hralb bestimmt worden, damit Mitglieder dieses 
Hohen Hauses die iMöglichke!i.t haben, a1uf die Worte' 
des Ministers zu antworten, res seri denn, der Mini­
ster hält die Schlußred!e zu seinem Etiat. Ich kann 
nicht recht verstehen, wie damit !die Beschränkung 
der Redezerit übereinstimmen soll. Man kann über 
d,ie:se Beschränkung !bei der Beratung rdes Kultus­
etats denken, wö.,e man w111. Aber ,es l<;;ann doch 
prassi!eren, daß der Minister spricht und dann aus­
gerechnet der Abgeordnete, dessen Rede rder Herr 
Minister .korrigiert hat, ,keine Redez,e!i.t mehr zur 
Verfügung hat. rDer L1andtag müßte sich als'O schon 
einmal überlegen, wie die ll.Y.föglichkeit der Staats­
regier.unrg, jederzeit das Wort ~u ergreii.fen, damit 
in Einklang zu bringen ist, daß 1die rDebatte für dte 
Prarteien auf eine bestimmte Redezeit beschränkt 
wird. 

Präsident Dr. Htmdhammer: Herr Abgeordneter, 
ich möchte a1ber d1a1"auf verweis1en, daß die Redezeit 
noch nicht abge1aufen und daß idie Debatte noch 
nicht gesch'lossen war. Wir h.arhen di:e Bestimmung, 
daß dd:e Staratsregierung j,ederzieit das Wort er~ 
grerifen kann. 

(Abg. Bezolrd: Und daß •tliann die Delbatte 
wieider .au:ßgenommen ist!) 

- Aber si:e war noch nicht geschlossen. Die letzte 
Bestimmung über das Wi:ederarufleben der Debatte 
tritt dann in Kraft, wenn di'e Al\l:Sspnache an sich 
ab.geschlossen gewesen wäre. 

Nächster Redner d.st der Herr Abg·eordnete Be­
zo1d. 

Bezold (F1D!P): Herr Präs~dent, meine .Damen und 
Herren! Es ist immer wierder damuf hingewiesen 
'worden, die T,atsache, daß die verschiedenen deut­
schen ,Länder verschiedene >Kulturatmosphären 
haben, ist mit der Grund, draß wir in Deutschlrand 
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einen förderialistischen Aufbau halben. iEs ergibt sich 
daraus eines: die !Rede des \Herrn E:Jultusministers 
ist ·eine Visitenkarte der Eigenstaatlichkeit unseres 
Landes und ida:s ·Recht auf dies·e iE1genstaratld.chkeit 
wird um so unbestrittener sein, j·e mehr es dem 
Herrn Kurltusminister .g.elingt, e~ne Vdsitenkarte 
darzru!bleten, Jdie entsprechend gewürdä.gt werden 
wird. Wenn ich mich nun frag·e, wie die Visd.ten­
kiarte des Herrn Kultusministers aJUss~eht, so muß 
ich 1ihm dazu •eines sagen. Es ist schon vom Herrn 
KoHegen Dr. Üppert !Und von Frau Kollegin 
Dr. Brücher diariauf hing.ewiesen worden, daß in 
dieser K!U~tusredte außerordentlich wenig von jenem 
Willen zur Kultur zm spüren war, den wir uns 
g·ewünscht hätten, und der nach dem vorigen Ge­
danken notwendig g·ewesen wäre. A!Uch drl!e De­
batte in diesem Hohen Hause ihat ergeben, diaß be~ 
uns in Bayern •der •erste und fast aJ.leinig•e Akzent 
der Kulturpolitik offensichtlieh aruf der Schulpoli­
tik tUnd ä.m Zusammenh1ang damit auf der Kirchen­
politik·Hegt, Icii glaiube, daß UIJJS ·damit seib.r wenig 
gedient ist gegenüber dem Ansehen im gesamten 
Westdeutschiland und !in 1der ganzen Welt. 

Zunächst ist ·es a'Ußerordent1i.ch merkwürdig, 
wenn der -Herr Staatsmä.nister als Vertreter des 
Staates s1eine Rede dramit geschlossen bat, daß er 
zur Säkularisation gesprochen und dabei Gedanken 
v·orgetra.goen ha:t, diie zumiTIJdest nicht ganz unge­
fährl!i.ch sind und diie hier ·einen Streri.t ·verrursacht 
haben, 1der, wie ich 1g1aube, mit der 1bayerischen 
Kultur und ihren BeiJJangen r·echt wenig ZJU tun hat. 
Schließlich ist der Herr Staatsminister Vertreter 
des :Staates, Viertreter d •es Staates, metine Damen 
und Herren, von dem nicht nur d!i.e Kirche, sondern 
a:uch andere Bevölkerungskreise nicht g:anz zu 
unrecht erklärt ihiaben, daß sei:~1e verkehrte Politik 
und sein Verhailten die Schuld •dafür trifft, daß 
ithnen wesentliche Vermögensteri.1e verJoreng1egan­
gen sind. Ich .glaUJbe, es ä.st nicht 1Sache ·eines Ver­
treters 1föeses Staates, nun ausgesprochen von einer 
Wiedergutmachung hinsichtliGh einer bestimmten 
.Sphäre ZJU reden; dias •um so wenig.er, wenn man in 
der Geschichte und in der Grundfag1e dieser Dinge 
nicht ganz gena:u ist und dri.e Grundsätze verkennt. 
Der Herr .Straatsminister hat vergessen, bei der 
Ang.elegenheit zu erwähnen, daß zwei Jahre vor 
dem Reichsdeputationshaiuptsch1uß der J?1apst sel!bst 
im Frti.eiden von Lrunevilie mit Napoleon •etin Säku­
laris1ationsabkommen g•etroffen hat, und er hat 
weiter vergessen ZJU sagen, w.as •einem Staatsmini­
ster ·eines demokratischen iSiJaates wohl .angestian,.. 
den hätte, daß wahrhaftigen Gottes die demokrati­
schen un!d liberalen Kräfte dli!eses Sta1ates - icli 
rechne ·zu 1den d •e m ok rat ·i s c ih. e n Kräften zu­
mindest alle - mit diesen [)ingen 1a1ber .auch. nicht 
das mindeste ·zu tun haben, 

·~Se'hr richtig! beü. der FDiP) 

sondern daß di:e Fürstengier rurud RJaf:Dgier es war, 
die diese Säkmfaris·ation •ermögiJ.icht bJat. · 

'(Sehr richtig! beti •der FDiP) 

Meine namen und Herren! Ich nehme es ihm nicht 
übel, er weiß es •vd!elleicht n[cht UD!d ·es hätte in 

sein Konzept wohl gar nicht gepaßt, wenn er aus­
geführt hätte, diaß ·es ausgevechnet die erste de1Ut­
sche dem ok rat i s c ih. e Verfassung war, jene 
Verfassung von 1919 nämlich, di:e in ihrem Ar­
tikel 138 A!bsatz 2 - expressis verbtis - einer wei­
teren Säku1arii.sation einen Rie.geil vorgeschoben 
hatte; jene Verfassung e'.i.ner deutschen Republik 
also, Herr 1Staatsminister, der dte Kräfte, von denen 
Sri.e hier sprach·en rund diie Sie durch die 'Säkulari­
satio'.ll 1als ibernachte.i!1igt bezeichnen, nicht immer 
gerade die größte Freundlichkeit entg.egengebracht 
haiben. Das,. glaube ich, gehöi;t schon dazu, um die 
geschichtliche Wahrheit richtigzustellen. 

(Staatsminister Dr. Schwialber: Das ist ein 
Werturteil!) 

Herr Staiatsminister, ich darf Sie ibitten, vom 
Minä.stersitz aus keä.ne .Zwischenrufe zu machen. 

·~Sehr richtig! be.i. der FDP) 

Sie haben dri.e Mögil.ichkeit, j1ederzeit das Wort zu 
ergreifen. Es ist längst im Ältestenriat festgestellt 
worden, daß das -unz;ulässig ist; rdenn .Sä.e stören 
damit. 

(Zrumf von der CSU: Das ikann er jederzeri.t!) 

- Nein, das kann er ·eben nicht; nur 1als Abgeorid­
neter kiann ·er 1es, 1aher n!i.cht als Miillisteir-! 

{W.1derspriuch 1bei rder CSU - A!bg. 'von und 
zu .Franckenstein: Wo steht das geschrieben?) 

Meline [)!amen und Herren! Ich hätte es verstehen 
können, daß der iHerr Minister rdi·e:se bewegliche 
Säku1arisationsk1age geführt .hätte, wenn ihm die 
A:ribeit dieses Liandtiags selbst vom Standpunkt der 
Kirch·enpolitik •a:us dazu Recht und Ver1an1assung 
gegeben hätte. 

'(Sehr richtig! •beti der FDiP) 

Ich rg•l.aU!be, es wri.rd kein Mitglied dieses Hohen 
Hmses - ·es mög1e sitzen, wo es will - beweisen 
können, 1diaß in diiesem oder im vorigen Landtag 
der Kirche 01der •einer rder Kirchen von irgendeiner 
P.arte!i. v1ernagt worden wäre, was den Klirchen zu­
kommt. Damit wäre, Herr Stiaiatsmtinister, diese 
De1batte überhaupt nicht no·twendig gewesen. 

Und noch eines, Herr Staatsminister! Sie werden 
nicht bestreiten können - und niemand wird es 
bestreiten können -, daß zu Beginn des neunzehn­
ten Jahrhunderts nach der Französischen Revolu­
tion der Einzelmensch, der Staatsbürger eben ein 
anderes Subjekt im Staate wurde, als er das im 
Mittelalter und zu einer Zeit war, wo übrigens 
auch den Kirchen ab und zu von den raffgierigen 
Fürsten Besitzungen abgenommen worden sind. 

Es wäre die Aufgabe Ihrer Kulturrede gewesen, 
Herr Minister, uns zu sagen, wie Sie im Zusam­
menhang mit Ihren Gedankengängen den Wieder­
aufbau und die Entwicklungsmöglichkeiten der 
Kultur in Bayern sich vorstellen. Das hätten Sie 
um so mehr tun müssen als Sie auf einem aller­
dings sehr schweren und verantwortungsvollen 
Posten stehen, und als die Tatsache nicht weg­
geleugnet werden kann, daß dieses Bayern, daß 
diese Stadt München gerade zu Beginn und in der 
Mitte des neunzehnten Jahrhunderts, aber auch in 
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seinem Auslauf, in kultureller Hinsicht eine Be­
deutung hatte, die die ganze Welt anerkannt hat; 
daß München neben der Lichtstadt Paris eine Stadt 
war, die schlechthin die· Kultur und die Kultur­
atmosphäre des neunzehnten Jahrhunderts mitge­
schaffen hat. Ich glaube, man darf nicht vergessen, 
daß in dieser Stadt Maler wie Piloty, Kaulbach und. 
Lenbach gelebt haben. Man darf nicht vergessen, 
daß in dieser Stadt an der Schwelle zum zwanzig­
sten Jahrhundert in der Literatur eine vollständig 
neue Auffassung und ein vollständig neuer Geist 
erkämpft wurden, wobei damals der Staatsminister 
für Kultus und Unterricht meistens auf seiten der 
Künstler gegen den eingreifenden 'Staatsanwalt 
stand. Man darf nicht vergessen, daß in dieser 
Stadt zwei Zeitschriften - „Simplicissimus" und 
„Jugend" - entstanden sind, deren eine der letz­
ten Stilphase des Abendlandes, von der wir heute 
noch sprechen können, nämlich dem Jugendstil, 
ihren Namen gegeben hat. Man darf endlich nicht 
vergessen, Herr Staatsminister, daß in dieser Stadt 
- wieder zu Beginn des zwanzigsten Jahrhun­
derts - die ersten Ansätze einer Buchkunst und 
einer. Dmcktechnik entstanden sind, die die •baye­
rische und die deutsche Buchkunst weit über die 
Grenzen unseres Landes hinaus bekannt gemacht 
haben. 

Wir hätten gewünscht, daß Ihre Rede, Herr 
Staatsminister, uns gesagt hätte, wie Sie. es sich 
vorstellen, daß die Stagnation und die Grabesruhe, 
die auf allen diesen Gebieten heute offensichtlich 
herrscht, überwunden wird, und wie München 
wieder in den Glanz eines Ansehens durch seine 
Kulturleistungen kommt, die auf unser gesamtes 
Volk ausstrahlen, und ihm die Geltung in der Welt 
verschaffen würden, auf die es .bestimmt Anspruch 
hat. Sie hätten uns sagen können, Herr Staatsmini­
ster, daß Sie glauben, in konservativem Sinn an 
bestimmte Kulturphasen anknüpfen und die Kultur 
in diesem Sinne weiterentwickeln zu sollen. Sie 
hätten uns sagen können, daß Sie eingesehen haben 
und mit mir des Glaubens sind, daß die Kunst 
heute etwas Bürgerliches, etwas Staatsbürgerliches 
geworden ist und sich damit weitgehend aus den 
Fittichen der Kirche gelöst hat. Ich habe in Ihrer 
Rede jede sokhe Äußerung vermißt. Ich bin mir 
nicht klar geworden, wie Sie es sich vorstellen, in 
Bayerrn eine Kultur zur Blüte zu bringen, die 
einigermaßen jener Kultur1blüte gleichen würde, die 
ich h1er 1angede:utet habe. 

Wenn Sie sich in Ihrer Rede und wenn sich auch 
die Diskussionen hier hauptsächlich mit schulpoliti­
schen Fragen befaßt haben und sich noch dazu so 
sehr auf das Sachliche beschränkten, daß es sich 
stellenweise bis zur Langeweile gesteigert hat, 
dann kann ich dazu nur eines sagen: Dieses Fach­
lich-Technische könnte auch von einem. Bundes­
kultusministerium erledigt werden, vielleicht besser 
als heute in Bayern; denn dann würde das wenig­
stens die Gleichheit fachlich-technischer Normen 
nach sich ziehen, die sich so viele Redner gewünscht 
haben. Was selbstverständlich ein Bundeskultus-

.. miri.isterium nicht erledigen könnte, wäre das 
Herausheben und die Piiege bayerischer Eigenart, 

-----------~ 

bayerischen Könnens und bayerischen Kultur­
willens innerhalb der Kultureinheit des gesamten 
westdeutschen Staates. Und darüber zu sprechen, 
Herr Staatsminister, das zu begründen und uns in 
dieser Richtung ganz bestimmte Linien und Ziele 
aufzuzeigen, das hätte man, glaube .ich, von Ihrer 
Rede verlangen dürfen. 

(Zuruf des Abg. von und zu Franckenstein) 

Sie werden mir erwidern: Du verlangst zuviel; 
wenn man sich an diese Gesichtspunkte hält, kann 
man nicht wissen, wie man dieses Ministerium 
überhaupt führen soll. - Herr Staatsminister, ich 
habe in diesem Hause schon einmal Gelegenheit 
gehabt - ich glaube, es war Ihrem Herrn Vor­
gänger gegenüber; es hat sich ja seitdem, wie mir 
scheint, nicht allzu viel .geändert -, 

(Zuruf von der CSU: Gott sei Dank!) 

zu sagen, daß nach unserer Auffassung ein Kultus­
minister nicht mehr sein soll als ein Katalysator, 
der die Kräfte frei macht, deren Verbindung dann 
Kulturwerte schaffen. 

Präsident Dr. Hundhammer: Herr Abgeordneter, 
die Redezeit Ihrer Fraktion ist abgelaufen. 

Bezold (FDP): - Ich bin am :Schluß meiner 
Rede. - Der Kultusminister sollte jener Moses 
sein, der mit dem Stab an den Felsen schlägt und 
das Quellwasser der Kultur mit seiner Kraft und 
seinen Segnungen sprudeln läßt. Ich muß Ihnen 
aber sagen: Nach Ihrer Rede habe ich das Gefühl, 
daß es sich bei dem Felsen wieder einmal um einen 
Theaterfelsen aus Gips und Asche handelt und daß 
all das, was entstanden ist, nur Schall und Rauch 
ist und uns wenig nützen kann. 

(Abg. von und zu Franckenstein: Oder Ihre 
Rede! - Beifall bei der FDP) 

Präsident Dr. Hundhammer: Ich erteile weiter 
das Wort der Frau Abgeordneten Zehner. 

Zehner (CSU): Hohes Haus, meine Damen und 
Herren! Es wurde bisher sehr viel für und gegen 
den Kultusetat gesprochen. Ich glaube aber, die . 
Debatte wäre nicht in dieser Schärfe geführt wor­
den, wenn die Frau Kollegin Dr. Brücher gestern 
nicht so unsachliche Ausführungen gemacht hatte, 
die der Herr Kultusminister heute früh entspre­
chend widerlegt hat, die aber auch der Arbeits­
ausschuß - nicht der Untersuchungsausschuß, wie 
gestern gesagt wurde - des kulturpolitischen Aus­
schusses widerlegen wird. Auf die Arbeit dieses 
Ausschusses wird das ganze Halls sehr gespannt 
sein. Dort wird klar dargelegt werden, wie die 
Gelder für die privaten höheren Schulen, deret­
wegen das Kultusministerium so sehr angegriffen 
wurde, verteilt wurden. Es wird festgestellt wer­
den müssen, daß sie sachgemäß gerecht vergeben 
wurden. Darüber aber werden sich wohl sämtliche 
Fraktionen einig sein, daß die für den Kultusetat 
festgelegten Mittel, die zum allergrößten Teil ge­
bunden sind, im Verhältnis zu den großen Auf­
gaben des Kultusministeriums viel zu wenig sind. 
Es war im Ausschuff immer sehr bedrückend, vom 

7 
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Vertreter des Finanzministeriums bei Erhöhungs­
forderungen zu hören, daß keine Position erhöht 
werden dürfe, weil eben die Mittel nicht vorhan­
den seien. Ich glaube auch, daß' die Vorbesprechun­
gen im Ministerrat den Kultusminister sehr, sehr 
beeinträchtigt haben. Es muß zum Ausdruck ge­
bracht werden, daß der Kultusetat auf das spar­
samste zusammengestellt ist und auch bisher auf 
größte Sparsamkeit eingestellt war. 

Nach meiner Auffassung wurde viel zu wenig 
beri.icksichtigt, daß wir durch den Krieg sehr viele 
Ausbildungsstätten verloren haben, die wieder auf­
gebaut werden müssen, daß sich aber auch auf der 
anderen Seite wegen der Heimatvertriebenen die 
Schüler- und Kinderzahl bedeutend erhöht hat. Die 
Schüler müssen aber unbedingt irgendeine Mög­
lichkeit haben, sich für ihren späteren Beruf aus­
bilden zu lassen. Dabei kann und darf man nicht 
von dem Standpunkt ausgehen, daß das erst in 
einigen Jahren geschehen könne~ Die Kinder und 
die Schüler sind nun einmal da und es müssen 
ihnen Ausbildungsmöglichkeiten gegeben werden. 
Ich wünsche und hoffe, daß der Kultusetat im Jahre 
1954 bedeutend erhöht wird, damit das Kultus­
ministerium alle ihrh gestellten Aufgaben auch 
durchführen kann. 

Deshalb kann ich - ich spreche das ganz offen 
aus - nicht begreifen, daß wir angesichts so vieler 
Notstände im Kultusministerium heute noch die 
Schulgeld- und die Lernmittelfreiheit haben und 
daß man diese Frage gewissermaßen zu einer sozia­
len .Frage macht, 

(Sehr gut! bei der CSU) 

obwohl doch die gut gestellten Eltern bestimmt in 
der Lage wären, für die Ausbildung ihrer Kinder 
einen Beitrag zu leisten. 

Wegen der Kürze der Zeit kann ich nur auf einige 
Probleme eingehen. Ich habe es sehr bedauert, daß 
gestern Frau Abgeordnete Dr. Brücher in ihrer 
Rede gerade das Problem der Kindergärten und 
der Frauenberufe nicht berührt hat. Mir ist es 
darum zu tun, daß ganz besonders die bisher für 
die Kindergärten im Kultusetat festgelegte Summe 
in den kommenden Jahren bedeutend erhöht wird. 

(Abg. Kurz: Sehr richtig!) 

Sie wurde heuer um 100 000 DM erhöht, und ich 
muß dem Abgeordneten Beier dafür danken, daß 
auch er sich im Haushaltsausschuß zu dieser Er­
höhung bereit erklärt hat. Die Kindergärten sind 
für uns eine dringende Notwendigkeit geworden, 
und zwar deshalb, weil heute jede vierte Frau 
außer Haus ihr Brot- verdienen muß, weil so, viele 
Kriegerwitwen allein der Ernährer der Familie 
sind, und weil sehr viele Kinder auf Grund der 
Wohnungsverhältnisse sich überhaupt nicht daheim 
aufhalten können und untertags irgendwo unter-· 
gebracht werden müssen. Wenn der Vertreter des 
Finanzministeriums zum Ausdruck brachte, daß die 
Errichtung und Erhaltung von Kindergärten von 
den Gemeinden durchgeführt werden müsse, so 
muß ich dagegensprechen, und zwar deshalb, weil 

es auch Aufgabe und Pflicht des Staates ist, dafür 
zu sorgen, daß kinderreiche Familien unterstützt 
werden, daß die Kinder eine entsprechende Aus­
bildung erfahren und von der Straße wegkommen, 
also untertags beaufsich.tigt sind. Bedenken wir 
doch, welche Summen auf der anderen Seite dafür 
ausgegeben werden müssen, daß wir zum Beispiel 
heute noch in Bayern 10 000 Kinder in Fürsorge­
erziehung und 15 000 Kinder unter Pflegeaufsicht 
haben. Das sagt uns, daß der Staat vorbeugende 
Mittel aufwenden müßte, um den Kindern Schutz 
und eine entsprechende Unterbringung zu ermög­
lichen. Hierfür sind die Kinderhorte und die Kin.:. 
dergärten das Gegebene. Deshalb wünsche Und 
hoffe ich, daß im Kultusetat 1954 die Summe hier­
für mindestens auf das Doppelte erhöht wird. 

Ganz kurz möchte ich auch noch auf die Aus­
bildung der Kindergärtnerinnen, Kinderhortnerin­
nen und Jugendpflegerinnen eingehen. Dafür sind 
im Haushalt nur 20 000 DM festgesetzt. Die Schul­
träger müssen die gesamten Lasten tragen, um die 
Kindergärtnerinnen, Kinderhortnerinnen und Ju­
gendleiterinnen für den für Familie und Volk so 
wichtigen Beruf auszubilden. Es ist ein Ding der 
Unmöglichkeit, daß man die gesamte Last für die 
Dauer allein auf die privaten Träger der Schule 
lygt und nur einen Zuschuß von 20 000 DM gibt. 

Weiterhin möchte ich noch einen Titel heraus­
greifen. Das sind die Haushaltungsschulen. Ich habe 
in diesem Hause schon einmal über das Problem 
der Haushaltungsschulen gesprochen. Es war "uns 
seit dem Kriege. noch nicht möglich, die Zahl der 
Haushaltungsschulen zu vermehren. Wir haben in 
Bayern 80 Haushaltungsschulen, dazu 20 Fach­
schulen, das sind insgesamt 100 Schulen. Die Lasten 
dieser Schulen müssen ebenfalls hauptsächlich von 
del). privaten Trägern der Schulen getragen werden. 
Wir alle wissen, daß gerade diese Schulen die größ­
ten il.VIoi.tteJ beanspruchen, weil sie so viel Sachhedarf 
benötigen. Es ist eine unbedingte Notwendigkeit, 
gerade in der weiblichen Jugend die fraulichen 
Eigenschaften zu wecken. Dies geschieht dadurch, 
daß sie den fraulichen Berufen zugeführt werden. 
Hier haben die Haushaltungsschulen eine ganz be­
sondere Aufgabe zu erfüllen. Ich freue mich dar­
über, daß im Landwirtschaftsetat so viel Wert dar­
auf gelegt wird, die Jungbäuerinnen entsprechend 
für ihren Beruf als Haus- und Landfrau auszubil­
den. Es ist el:gentlich nicht zu begreifen, daß die 
heranwachsenden Mädchen nicht in dem gleiche:p. 
Maße für ihren Beru.f geschult werden. Denn das 
würde sich auf die gesamte Volkswirtschaft sehr 
günstig auswirken, da 75 Prozent des gesamten 
Volksvermögens durch die Hände der Frauen geht. 
Gerade die Mädchen der Arbeiterfamilien und der 
minderbemittelten Familien müßten die Möglich­
keit haben, sich hauswirtschaftlich entsprechend 
ausbilden zu lassen. Deshalb geht heute meine Bitte 
dahin - ich weiß, daß die Summen bei diesen Titeln 
im Haushalt heuer nicht erhöht werden körinen -, 
der gesamte Landtag möge sich beim nächsten 
Haushalt dafür einsetzen, daß im Kultusetat gerade 
diese Positionen, die ich erwähnt habe, bedeutend 
erhöht werden, weil damit die echt fraulichen Be­
rufe gefördert werden. Damit helfen. wir auch mit, 
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die Familien zu fördern. Wir tragen damit dazu bei, 
daß unser gesamtes Volk einen Aufstieg nimmt, 
wenn die Frauen auf echt frauliche. Berufe einge­
stellt und entsprechend geschult werden. 

(Beifall bei der CSU) 

Präsident Dr. Hundhammer: Es folgt als Redner 
der Herr Abgeordnete Pittroff. 

Pittroff GSiPD): Meine Damen 'UDJd Herren! In der 
vergangenen Woche konnte ich im Haushaltsaus­
schuß die Feststellung treffen, Bayern habe .wohl 
noch nie einen so schulfreundlichen Landtag ge­
habt wie den gegenwärtigen. 

(Abg. Meixner: Richtig, sehr wohl!) 

Dieser Landtag war immer bereit, durch finanzielle 
Leistungen die äußeren und materiellen Notstände, 
die wir als Erbschaft aus de1· Katastrophe von 1945 
in unserem Schulwesen übernommen hatten, zu 
verringern und möglichst zu beseitigen. Der Lanc;l­
tag hat dabei abe;r auch die wirtschaftliche Misere 
der Lehrerschaft nicht übersehen und auch die Ge-, 
meinden, soweit sie als Träger von Volks- und Be­
rufsschulen, aber auch von höheren Schulen fun­
gieren, in großzügiger Weise mit Millionenbeträgen 
bedacht. Trotzdem aber bleibt noch vieles im äuße-
1·en Schulwesen zu tun übrig. Wegen der Kürze der 
Zeit kann man das nur in Stichworten sagen: die 
Schulraumnot in vielen Gemeinden, die Überfül­
lung der höheren Schulen, der Mangel an Lehr­
und Lernmittel in vielen Volks- und vor aiiem in 
den Berufsschulen, aber auch in den höheren Schu­
len bis hinauf zu den Universitäten in Würzburg 
und München. Es fehlt noch so vieles. 

Mir geht es aber heute nicht um diese äußeren 
Zustände in unserem Schulwesen, für die in der 
Hauptsache die Gemeinden als Schulträger zustän­
dig sind. Ich will auch nicht mit Zahlen arbeiten, 
wie es verschiedene andere Kollegen ausgiebig ge­
macht haben. Mir geht es u~ den hohen kulturellen 
Auftrag, den unsere Schulen - vom Kindergarten 
über alle anderen Stufen bis hinauf zu den Uni­
versitäten - durch unsere Verfassung erhalten 
haben. Unsere Schulen haben die Aufgabe, die Ju­
gend des Volkes zu erziehen, zu bilden und zu. 
unterrichten. Diese Erziehungsaufgabe ist heute 
viel breiter und viel weiter geworden, als es· jemals 
zuvor zu irgendeiner Zeit der Fall war. Diese Er­
kenntnis der verbreiteten Erziehungs- und Bil­
dungsaufgabe ist der Ausgangspunkt und die Basis 
meiner Ausführungen. 

Erziehung und Bildung als Aufgabe der Schulen 
ist immer bedingt durch die kulturelle und soziale 
Zeitlage. Unsere Zeitlage ist gekennzeichnet durch 
eine Unruhe und eine Wandlungsdynamik in un­
serem gesamten gesellschaftlichen lDasein. Der 
Herr Kollege Dr. Strosche hat das etwas angerührt. 
Die Katastrophe des Zusammenbruchs als Folge des 
diktatorischen Staatsgeistes hat nicht nur unsere 
heimatvertriebenen Menschen bodenlos gemacht, 
also nicht nur einen Teil oder eine Gruppe unseres 
Volkes in den Strudel der SO:?iialen Wandlung hin-

eingerissen, nein: iDer Zusamm-enibruch und danach 
die Einflüsse und Wirkungen eines fremden Be­
satzungsregimes haben unsere Gesellschaft sozial 
aufgewühlt und kulturell in Bewegung gesetzt. Das 
ist die Zeitlage, von der wir ausgehen müssen, weil 
sich unsere Schulen in dieser Zeitlage befinden. Von 
dieser Zeitlage aus muß unserer Jugend eine er­
weiterte und vertiefte Bildung vermittelt werden. 
Wenn aber die Erziehungsaufgaben unserer Volks­
und Berufsschule durch die kulturelle und soziale 
Zeitlage erheblich weiter und breiter geworden 
sind, dann muß - und diese Forderung richte ich 
an das gesamte Haus - die Ausbildung unserer 
Volks- und Berufsschullehrer erweitert und ver­
tieft werden. Sie muß auf den Universitäten erfol­
gen. Die herkömmliche Lehrerbildung, die auch der 
Herr Minister in seinen Ausführungen gestreift 
und gargestellt hat, läßt ganz entscheidende Bil­
dungselemente vermissen. Wegen dieses Mangels 
ist unser jetziger Lehrerstand - jedoch ohne seine 
eigene Schuld - nicht in der Lage, die Kultur­
aufgaben zu erfüllen, die ihm von Staat und Volk 
gestellt werden, nämlich: die Volkskultur in der 
gesamten Breite zu heben und· den immateriellen 
Lebensstandard zu verbessern. Der Herr Kollege 
Bezold hat auf das eigenständische, gewachsene 
bayerische Kulturleben hingewiesen, wie wir es 
im 19„ aber auch noch Anfang des 20. Jahrhunderts 
hatten. 

Wenn ich eingangs gesagt habe, der Landtag ist 
schulfreundlich: Er hat es bewiesen, selbst wenn 
der Finanzminister noch so streng und stark mit 
seinem Finger drohte, als ob die Gelder nicht da 
wären; der Haushaltsausschuß ließ sich nicht er­
schüttern, die Millionen zu genehmigen, die not­
wendig sind, damit unser bayerisches Schulwesen 
wenigstens keinen äußeren Rückgang erleidet. Aber 
das Kultusministerium als höchste Instanz unseres 
Schul- und Kulturlebens kq.nn man ja schließlich 
nicht mit der Bemerkung auszeichnen, daß es 
schulfreundlich sei. Ich meine, dieses Charakteristi­
kum würde für das Kultusministerium nicht ge­
nügen oder fehl am Platze sein. Meiner Ansicht 
nach muß das Kultusministerium sich als Institu­
tion eines demokratischen Staates, eine sozial aus­
gerichteten Staates durch einen anderen Charakter­
zug auszeichnen. Es muß und soll sclmlinitiativ 
sein. Wenn die beiden Seiten so zusammenwirken 
würden: auf der der einen Seite ein schulfreund­
licher Landtag und auf der anderen Seite ein schul­
initiatives Ministerium, dann gäbe das· ein sehr 
gutes Gespann, um sehr rasche Schritte in der Vor­
wärtsentwicklung in unserem Schulwesen zu er­
zielen. Herr Minister, wir wissen Ihre persönliche 
Haltung zu schätzen und zu achten. Sie sind aus 
einem ganz anderen Ressort gekommen, aber ge­
rade deshalb hätten wir von einigen Ihrer Herren 
Mitarbeiter, von den Fachleuten, erwartet, daß die 
herkömmliche Ver:waltungstätigkeit zur schöpferi­
schen Gestaltung unserer Kultur- und Schulpolitik 
erhoben v,:orden wäre. Sie haben gestern auch die 
Schulreform berührt. Ich werde darauf noch kurz 
zurückkommen. Meiner Ansicht nach ist es vor 
allem Aufgabe des Kultusministeriums, alle Maß­
nahmen zu planen, die erforderlich sind, um die 



1792 Bayerischer Landtag - 154. Sitzung. Donnerstag, den 16, Juli 1953 

(Pittroff [SiP[)]) 

Breitenwirkung der Erziehung und Bildung zu er­
reichen, durch die eine generelle Hebung des kultu­
reilen Standards der Gesellschaft gefördert wird. 
Wir brauchen einen Umschwung in unserem Schul­
und Bildungswesen. Wir spüren doch die Dynamik 
im Volk. Die Eltern schicken ihre Kinder in immer 
größerer Zahl auf die Mittel- und höheren Schulen. 
Die Eltern begrüßten das Berufäschulgesetz. Es gibt 
viele Eltern, die heute freiwillig ihre Kinder in das 
9 .. Schuljahr schicken. Das ist doch ein Interesse, 
das sich in die Breite ausdehnt. Es zeigt eine Dyna­
mik, die vom Kultusministerium wie von einem 
Seismographen aufgenommen werden müßte; Die 
Amerikaner sagen: In der Demokratie ist die Zahl, 
die Quantität wichtig. IGh möchte sagen: In der 
Wirkungsmöglichkeit der Erziehungsarbeit ist die 
Quantität entscheidend. Je mehr Menschen wir 
durch eine gehobene Schulbildung erfassen können, 
desto breiter ist die Wirkung. Für den Bildt;ings­
stand eines Volkes sind nicht die wenigen Genies, 
nicht die 5 Prozent Akademiker bestimmend, son­
dern die Masse mit einer guten Durchschnittsbil­
dung. 

Das aktuellste Thema, die nichtstaatliche höhere 
Schule, ist beinahe von allen Rednern berührt wor­
den. Ich muß sagen, daß ich hier einen Standpunkt 
einnehme, der von dem der anderen abweicht. Es 
ist richtig, daß durch die Einführung der Schulgeld­
freiheit diese Schulträger einen finanziellen Ausfall 
erlitten haben, aber doch nur in der Höhe des aus­
gefallenen Schulgelds. - Wenn man aber jetzt die 
Resolutionen und Proteste über die katastrophale 
Lage dieser Schulträger vernimmt, dann muß man 
sich fragen, ob nicht manchmal zu laut geschrien 
wird, ob nicht manche Schulträger 

(Abg. Dr. Lacherbauer: Besteht denn eine 
Verpflichtung?) 

- ob nicht manche Schulträger, Herr Kollege 
Dr. Lacherbauer, nur deswegen mitheulen, weil sie 
sich gerade unter den Wölfen befinden. Es ist die 
Verpflichtung des Staates, das ausgefallene Schul­
geld zu ersetzen. 

(Abg. Dr. Lacherbauer: Schauen Sie Arti­
kel 128 an!) 

Die erhöhten Betriebskosten - -

(Abg. Dr. Lacherbauer: Ich werde Ihnen noch 
antworten.). 

Es gibt zwei Gruppen von Schulträgern nichtstaat­
licher höherer Schulen. In manchen Stadtparlamen­
ten lebt Gott sei Dank der .alte Bürgerstolz noch, 
auch für diesen Teil der kommunalen Aufgaben, 
finanzielle Opfer zu bringen. Ein anderer Teil der 
Stadtparlamente ist bereits von der Seuche erfaßt, 
alles von den Gemeinden weg auf den Staat abzu­
wälzen; Früher waren die Gemeinden und Städte 
stolz, die Bildungsstätten ihrer Jugend im eigenen 
Bereich zu fördern. Heute gehört es eigentlich zum 
guten Ton mancher Stadtparla:r;nente, zu erklären: 
Dafür sind wir nicht zuständig; der Staat habe das 
alles zu machen. - Nein! In der Demokratie sollen 
die Staatsbürger das, was sie selbst tun können, 
nicht von ihrem Staat verlangen. 

Kürzlich las ich in einer Zeitung den kurzen 
Satz, man solle den ungesunden Andrang zu den 
höheren Schulen eindämmen. Ich frage aber hier, 
meine Damen ··und Herren: Ist das ein ungesunder 
Zustand? Meiner Ansicht nach ist dieser Satz eine 
Verkennung der Tatsachen. Der Drang zur höheren 
Schule ist natürlich und echt. Er ist nicht ungesund. 
Unnatürlich ist höchstens unser Schulaufbau, unsere 
Schulorganisation, die dieser Dynamik nicht ent­
gegenkommen kann. UnserSchulaufbau und unsere 
Schulorganisation entsprechen nicht mehr dem in 
die Breite gewachsenen Bildungsstreben. 

Herr Minister! Sie haben gestern gesagt, Sie hät­
ten bis jetzt keinen Menschen gefunden, der über­
haupt wüßte, was Schulreform ist. Ich nehme an, 
Sie meinen: Nur in Ihrem Ministeriuh'l haben .Sie 
keinen Menschen gefunden. , 

(Beifall links und Heiterkeit) 

Sie haben gleichzeitig mit Stolz auf die vertikale 
Gliederung des gesamt.!"n Schufaufbaus hingewiesen 
und haben gesagt, daß die einzelnen Schularten und 
Schultypen wie Säulen nebeneinander stehen. Sie 
hätten die Folgerung daraus ziehen müssen, weil es 
eben Säulen sind, vertikal nebeneinander hinge­
stellt - nein, nicht nebeneinander, sondern sehr_ 
weit auseinander. Ich denke dabei immer an ein 
Beispiel. In der Gemeinde Röthenbach bei Lauf an 
der Pegnitz steht im Wald versteckt ein großer In­
dustriebetrieb. Dieser Betrieb hat 26 Fabrikkamine 
in den verschiedensten Größen und in den verschie­
densten Stärken. Die 26 Kamine ragen über dem 
Föhrenwald heraus. Für mich ist es immer das Bei­
spiel unserer mechanistischen Schulorganisation: 
26 Säulen oder Kamine und kein Übergang von . 
dem einen zum anderen. Das nämlich, Herr Mini­
ster, ist die vertikale Gliederung, auf die Sie.nicht 
stolz sein sollten. Sie haben gesagt, die Schulreform 
sei wie ein Einheitstopf. Nein! Ganz und gar nicht! 
Statt der vertikalen Gliederung brauchen wir die 
horizontale Schichtung unseres Schulaufbaus. Noch 
heute stehe. ich auf dem Standpunkt: Hätten wir in 
den Jahren 1947 und ·1943 den Mut gehabt, die 
Schulreform anzupacken und wenigstens die ersten 
Schritte darin zu tun, dann - wenn wir die sechs­
klassig·e Gr'Ull!dstuf.e, die dreiklassige Mittel- und 
dreiklassige Oberstufe hätten, mit all den wissen­
schaftlichen Zweigen und Zügen für die Begabten 
und Bestbegabten - hätten wir manche dieser 
Probleme nicht, mit denen wir uns heute herumzu­
schlagen haben. Dann gäbe es keine überfüllten 
höheren Schulen, kein Problem der nichtstaatlichen 
höheren Schulen, keine Frage, ob die Gemeinden 
von den Gastschülern, VOJ;J. ihren auswärtigen Schü­
lern, Schulbeiträge verlangen dürfen, oder ob man 
für die höheren Schulen Einzugsgebiete, sogenannte 
Schulsprengel bilden müßte; alles Dinge, die der 
Verfassung widersprechen. Wir hätten auch nicht 
das Problem, ob zu der drei- unci vierklassigen 
Mittelschule und damit zu den 26 Kaminen, von 
denen ich vorhin sprach, der 27. Kamin in der Form 
der sechsklassigen Realschule hinzukommen soll, 
was ein~ immer weitergehende Aufsplitterung und 
Aufspaltung in unserem Schulorganismus ist. Das 
hat mit Einheitsschule gar nichts zu tun. Meine 
Damen und Herren! Die Eltern haben das Recht, 
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ihren Kindern eine den erkennbaren Fähigkeiten 
und Anlagen entsprechende Bildung angedeihen zu 
lassen. So steht es in unserer Verfassung. Wir als 
soziale Demokraten setzen hinzu: Allen Rindem 
unseres Volkes muß die gleiche Chance geboten 
werden und allen Kindern müssen die gleichen 
Startbedingungen gestellt werden, 

(Sehr richtig! bei der SPD) 

denn das Recht auf Bildung ist ein Grundrecht 
unserer Jugend und unseres Volkes. Es darf nicht 
so weit kommen - das möchte ich ganz allgemein 
sagen -, daß die Schul- und Kulturpolitik eines 
Volkes davon abhängig gemacht wird, ob gerade 
der Staatssäckel mit der Sonnen- oder der Schatten­
seite hin zur Kulturpolitik gedreht wird. Der Herr 
Finanzminister ist eben nicht da; ich hätte ge­
wünscht, daß er es gehört hätte. Die Parole muß 
,lauten: Kultur, Erziehung und Bildung für alle 
zuerst! Nur dann erfüllen wir dieses Grundrecht. 

Der erste Schritt, um zu diesem Ziel zu gelangen; 
ist die Reform der Lehrerbildung; · denn wenn 

- unsere Volks- und Berufsschullehrer in den Volks­
und Berufsschulen einen allgemein verbesserten 
Unterricht und eine gehobene Bildung vermitteln 
könnten, dann würde dem gesunden und natür­
lichen Aufstiegs- und Bildungsbedürfnis für viele 
Eltern und für viele Kinder schon in den Volks­
und Berufsschulen Genüge geleistet und sie würden 
dann keinen Anlaß haben, zu sagen: Unsere Kinder 
müssen in die Mittelschule . oder in die höhere 
Schule. Dann würden sie, wenn das Niveau der 
Volks- und Berufsschule gehoben wird, weil die 
Lehrerschaft, die dort unterrichtet, eine gehobene 
Bildung erhalten hat, mit dieser Schulart als Aus-' 
bildungsstätte für ihre Kinder zufrieden sein. 

Herr Minister, Sie haben die Fortbildung der 
Volksschullehrer als besonderen Vorzug angeführt. 
Schön und gut! Aber diese Fortbildungen, diese 
Kurse oder auch Einzelvorträge können die ge­
forderte und notwendige Reform derLehrerbildung 
nicht wettmachen. Für mich ist gerade der Um- . 
stand, daß man diese sogenannte amtliche Fort­
bildungszeit für die Volksschullehrer braucht,. ein 
Beweis dafür, daß die Ausbildung der Volksschul­
lehrer nicht genügt hat. Weil man den Mangel er­
kennt, flickt man hintennach in der praktischen 
Zeit dann noch diese Fortbildung an. Herr Minister, 
es darf aber auch nicht so sein, daß die gesamten 
Schulverwaltungsarbeiten im Ministerium, bei den 
Regierungen und draußen bei den Schulräten ein­
zig und allein aus der Überlieferung gespeist wer­
den. Aus dem Ministerium, aber auch aus den 
anderen. Schulverwaltungsstufen müßte der Neue­
rungswille zu spüren sein. Sehen Sie. es fehlt uns 
,--- ich sage das auch nur stichwortartig - das 
Schulaui"baugesetz. DiesesSchulaufbaugesetz müßte 
die Tendenz. verfolgen, die Schule zu einem Orga­
nismus hin zu entwickeln, sie nicht in einen Ein­
heitstopf zu schmeißen, sondern einen Organismus 
zu schaffen. Es fehlt uns dann aber auch ein neu­
zeitliches Schulaufsichts- und Schulverwaltungs­
gesetz, das dem demokratischen Geist der Verfas­
sung und der demokratischen Gesellschaftsordnung 

entspricht. Es fehlt uns das Gesetz oder die Ver­
ordnung über einen demokratischen Landesschul­
beirat. 

Ich konnte hier nur die Namen dieser wenigen 
Gesetze und Verordnungen nennen, um anzudeuten, 
wieviel Arbeit. in dieser restlichen Legislaturperiode 
noch vor dem Landtag liegt. Dabei kann man auch 
auf .all die anderen Umstände, die nebensächlicher 
Art sind, gar nicht eingehen, obwohl sie uns in der 
nächsten Zeit beschäftigen werden: die Festlegung 
des Notensystems, die Festlegung des einheitlichen 
Schuljahrsbeginns und andererseits - wir dürfen 
es nicht überhören, wie es in einem Ausschuß ge­
schehen ist - die Klage der landwirtschaftlichen 
Vertreter über die Mängel ihres landwirtschaft­
lichen Berufsschulwesens, oder die sehr berechtig­
ten Klagen der Eltern über. die Stoffülle und die 
Stoffüberlastung ihrer Kinder in den höheren 
Schulen sowie die Schülerauslese in den höheren 
Schulen, die sehr zur Kritik herausgefordert und 
womit sich die Elternbeiräte ausgiebig beschäftigt 
haben. 

Ich entnehme all diesen Dingen, daß die Eltern 
einen sehr sicheren Instinkt dafür haben, daß in 
unseren Schulen viel mehr erzogen und gebildet 
werden müßte, als immer nur Stoff zu vermitteln 
und das Stoffwissen zu vergrößern. Ich bitte Sie 
in diesem Zusammenhang, Herr Minister, wider­
setzen Sie sich allen Wünschen und Versuchen un­
sere Schule für schulfremde Zwecke mißbrau'chen 
zu lassen, ganz gleich ob Verkehrsparlamente oder 
andere Verbände immer wieder· auftauchen und 
Forderungen stellen: Dies muß in den Schulunter­
richt noch hinein, und das muß auch noch hinein! 
Unsere Lehrer, glaube ich, wissen selbst ain besten, 
was unseren Kindern für den Unterricht und für 
die Erziehung und Bildung nottut. Das ist oft Ge­
schäftemacherei von anderer Seite. Unsere Schule 
braucht eine gewisse Ruhe, damit sie ihre Bildungs­
und Erziehungsarbeit auch wirklich unbelästi"'t 
durch.führen kann. Dabei möchte ich hier gleicli 
.sagen: Auch unserer gesamten Lehrerschaft auf 
allen Stufen und in allen Schulgattungen gebührt 
der Dank des Landtags trotz aller materiellen Nöte 
und Schwierigkeiten, trotz dieser beträchtlichen 
pädagogischen Behinderungen durch überfüllte 
Klassen, durch Schichtunterricht, durch Mangel an 
Lehr- und Lernmitteln und zum Teil auch durch 
die Unterbewertung der Erziehungs- und Bildungs­
arbeit und manchmal auch durch eine unangebracht 
gehässige Kritik von d~m oder jenem Gremium, 
ha1ben die Lehrer aller Stufen bis hinaus zu den 
Hochschullehrern mit Eifer und Idealismus ihre 
Berufsaufgaben erfüllt. Das können wir ruhig ein­
mal feststellen. 

Zusammenfassend möchte ich daher sagen: Das 
Kultusministerium tut am besten, wenn es alle 
diese Vorkommnisse, möge es Proteste von Eltern, 
Lehrern oder Fachleuten, Eingaben von Städten 
oder Verbänden . sein, als Zeichen der Zeit, al.s 
Stimmen, die nicht überhört werden dürfen, wertet; 
denn es sind im Anfang meistens, so möchte ich 
,sagen, Zeichen aus 9-em Unbewußten, nicht ganz 
Klaren, die sich aber im demokratischen Staat eines 
Tages zu Befehlen an den Landtag oder an die Re-
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gierung auswachsen können. Die sozialen Kräfte, 
die heraufdrängen und die neu gestalten· wollen, 
lassen sich nicht mehr abtöten; sie werden eines 
Tages zu Faktoren, die unsere Gesellschaft formen. 
Darum kann die Schulverwaltungsarbeit, ganz 
gleich auf welcher Stufe, nicht nur darin bestehen, 
daß man hergebrachte Zustände bewahren und 
erhalten will, die zum Teil schon einer unter­
gehenden Epoche angehören. Wenn diese Haltung 
ausschlaggebend wäre, würde sie höchstens noch 
eine Fassade aus der Vergangenheit stützen, hinter 
der eines Tages kein echtes, zeitgemäßes Bildungs­
wesen mehr blühen und gedeihen kann. Herr Kol­
lege Bezold hat das auch bereits angedeutet. Die 
Verwaltungsarbeit soll also nicht nur aus dem Geist 
der Vergangenheit heraus geleistet werden, son­
dern es sollen dabei der Wille und der Eifer zu 
spüren sein, daß aus den gesunden Wurzeln jener 
Vergangenheit, die wir mit den Begriffen abend­
ländischer Kultur und sozialer Humanismus um­
schließen, die neue demokratische und soziale Ord­
nung in unserer Gesellschaft, aber auch in unserem 
Schulwesen entstehen wird. 

(Beifall bei SPD und EHE) 

Präsident Dr. Hundhammer: Ich schlage vor, die 
Beratungen jetzt zu unterbrechen. Die Sitzung 
wird um 15 Uhr wieder aufgenommen. 

Die Sitzung ist unterbrochen. 

(Die Sitzung wird um 12 Uhr 30 Minuten 
unterbrochen.) 

Präsident Dr. Dr. Hundhammer nimmt die Sit­
zung um 15 Uhr 3 Minuten wieder auf. 

Präsident Dr. Hundhammer: Die Beratungen 
sind wieder aufgenommen. 

Als nächster Redner erhält das Wort der Herr 
Abgeordnete Schreiner. 

Ich mache darauf aufmerksam, daß für die Mehr~ 
zahl der jetzt folgenden Redner, mit Ausnahme 
der Vertreter der Fraktion der Bayernpartei, nur 
noch wenige Minuten als Rest der Redezeit zur 
Verfügung 'stehen. 

Schreiner (EHE): Hohes Haus, meine Damen und 
Herren! Da mein Kollege Dr. Strosche schon so 
ausführlich unseren Standpunkt dargelegt hat und 
ich nur noch ein paar Minuten Zeit habe, kann ich 
mich auf einige Punkte beschränken. 

Als erstes: Wir bedauern sehr, daß es zur Auf­
stellung eines Landesjugendplans nicht gekommen 
ist, da es an den Mitteln gebricht. Wir wissen, daß 
in den Titeln 600, 601 und 602, wie voriges Jahr, 
wiederum 1 Million DM eingesetzt wurden. Man 
darf aber nicht vergessen, daß daraus ja auch der 
Schulsport finanziert wird, der bestimmt sehr im 
argen liegt. Daß Mangel an Turnhallen und Sport­
geräten in Bayern noch besteht, ist auch bekannt: 

Während der Beratungen des Haushaltsaus­
schusses sind Erhöhungen verschiedener Ansätze 
mit insgesamt 11 Millionen DM vorgenommen 
worden. Davon sind allein 4,6 Millionen DM bei 
den Zuschüssen an nichtstaatliche höhere und mitt­
lere Schulen veranschlagt. Da möchte ich besonders 
eine Frage berühren, nämlich die Frage der Gast­
schüler. Sie ist besonders für uns Heimatvertrie­
bene ein brennendes Problem. Wir legen den größ­
ten Wert darauf, daß es hier im Sinne der vom 
Herrn Kultusminister gegebenen Zusage zu einer 
Art Abkommen mit den Schulträgern kommt: Denn 
auf dem flachen Land, wo die Heimatvertriebenen 
sitzen und ihre Kinder in die Stadt schicken, da;:, 
Fahrgeld und sonstige Auslagen noch zu berappen 
haben, ist es schwer, wenn sie noch 150 J)iJ.V[ jährlich 
an Gastschülerspesen als Zuschuß geben müssen. 

Über die höheren Schulen hat der Herr Abgeord- · 
nete Dr. Strosch~ bereits gesprochen. - Angesichts 
unserer Forderung eines raschen Auf- und Ausbaus 
der· Mittelschulen als dringendes Bedürfnis der 
Stunde, ist es für uns sehr bedauerlich, daß der Aus­
bau des staatlichen Mittelschulwesens in d~esem Jahr 
gänzlich unterbleiben soll. Hier ist der Dringlich­
kei tsskalabestimm t nich.t Rechnung getragen worden. 
Der Betrag von rund 250 000 DM, der für die Er­
richtung von 10 neuen Mittelschulen erforderlich 
wäre, hätte unseres Erachtens bei den 11 Millionen 
bestimmt keinen Ausschlag geben können. 

Nun zur Volksschule. Es muß zugegeben werden, 
daß die Verbeamtung der heimatvertriebenen 
Volksschullehrer gut vorwärtsschreitet. Mit großem 
Bedauern ist aber auch festzustellen, daß die 
heimatvertriebenen Handarb.eitslehrerinnen nicht 
in genügendem Maß vetbeamtet werden. Viele 
Handarbeitslehrerinnen, die schon jahrzehntelang 
in der Heimat verbeamtet waren, sind jetzt noch 
in Stundenvergütung oder auf Dienstvertrag an­
gestellt: Für diese Sparte muß auch einmal eine 
Lanze gebrochen werden; denn dieser Gruppe der 
Lehrerinnen geht es in der heutigen Zeit bestimmt 
noch am schlechtesten. Das Kultusministerium 
schlug anerkenilenswerterweise die Schaffung von 
zusätzlichen Planstellen für Handarbeitslehrerinnen 
vor. Diese Stellen - es handelt sich um die be­
wußten 200 - sind genau so wie die vorgesehenen 

. 4000 Oberlehrerstellen zurückgestellt worden. Ich 
habe selbst einen Antrag des Herrn Kollegen 
Euerl mit unterschrieben, durch den wir versuchen 
wollen, 1000 Oberlehrerstellen und 50 Hand­
arbeitslehrerinnenstellen noch zu retten. Aber nach 
der Erklärung des Herrn Prälaten Meixner wird es· 
damit nichts mehr sein, da keine zusätzlichen For- · , 
derungen gestellt werden sollen. 

Ein noch betrüblicheres Bild zeigt die Wieder­
verbeamtung heimatvertriebener Lehrer mit soge­
nannten Wiederverwendungsscheinen. Wenige der 
heimatvertriebenen Kollegen hatten bisher das 
Glück, wieder in ihre frühere Dienststellung zu 
kommen. Dies ist besonders bei den Mittelschul­
lehrern und Schulleitern der Fall. Erscliütternd ist 
dabei die Tatsache, daß frühere Leiter kleinerer 
Volksschulen niemals an die Oberlehrerstellen 
herankommen. Das liegt aber an der unglücklichen 
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Verordnung von 1927, die besagt, daß jeder, der 
zum Ober~ehrer reif wäre, die Notensumme 10 er­
reichen muß. Ich selbst habe dazu einen Antrag ge­
stellt. Bei der Behandlung im kulturpolitischen 
Ausschuß hat mir der Referent des Kultusministe­
riums nahegelegt,. diesen Antrag zurückzuziehen; 
denn man werde vom Kultusministerium aus die 
Frage regeln. Bisher ist das leider noch nicht ge­
schehen, obwohl ich hörte, daß eine dementspre­
chende Meldung an den Landtag gegangen sei. 

Dazu ein Beispiel: Ein ehemaliger Mittelschul­
lehrer, der damals in Besoldungsgruppe A 3 b war, 
jetz~ Klaßlehrer an. einer Volksschule ist, wird 
1948 visitiert und bekommt die Notensumme 11. 
1951 bekommt er von seinem Schulrat die Noten­
summe 10. Er kann aber niemals Oberlehrer wer­
den, weil er die Notensumme 10 einmal um einen 
Punkt überschritten hat. Er ist aber bisher immer 
als gut qualifiziert worden; sonst hätte er niemals 
Mittelschuldirektor werden können. 

Ich gl1aiube schon, daß 1es hiter einer AbMlfe be­
darf. Interessant ist noch: Als er dann zum Schul­
r1a t .ging und ihn fragte - -

Präsident Dr. Hundhammer: Herr .&bgeordneter, 
Ifil·e Redezeü ist voribei. 

Schreiner {EHE): Herr Prästdent, ich habe mich 
drei J1ahre .gefreut, id!aß !ich endlich einmal meine 
Ausfüürnungen machen kiann, jetzt ist ,es mir unt·er­
sagt; also muß ich das der Presse übergeben. 

Präsident Dr. Hundhammer: Das wäre e!i.ne Frage 
der .Einteilung der Redezeit d.nner'h!al1b Ihrer 1eige­
nen Fraktion. Aber ich muß, nach!dem wir ohnehin 
großzüg1i.g verfiahren, d1araiuf drängen, 1diaß die Ord­
nung 1eingehalten wird. 

Schreiner 1(BHiE): Ich danke schön. - Da hat der· 
Schulrat g1eantwortet: Ich konnte 1·948 noch nicht 
w1issen, wie Sie sich entwicke,ln werden. · 

Ich darf Iihnen gianz kurz noch die Beförderungs­
verhältnisse _der Volksschullehrer im V1ergleich zu 
den ·e!i.nzelnen Verwaltungszwed.g1en vortragen. 

Die innere Verwaltung hat 20 A 2 d-Stellen, 175 
A 3 ib- und 28 A 4 b-Ste11en. [)ie L1andmtsämter 
haben zwar .kein:e A 2 d-, 1aiber 40 A 3 b- und 174 
A 4 b 1-Ste1len. 1Die Volksschul'lehrer dag1egen haben 
nur A 4 b 1- und A 4 c 2-SteJ.len. Ich haibe vom 
Volksschulreferenten, Reigierungsdirektor Dr.Bmun, 
gehört, ,er sei endlich mit 1dem Referenten. im 
F'inanzminlisterium über,eingekommen, daß 35 Pro­
zenit Beföriderungsstellen ig1esch:affen werden sollen, 
j1a, daß in Zukunft sogar die Amtmann- und Amts­
ratsst,e'1len von den VolksschuJ.lehrern zu erreichen 
wären. Damit wäre ·schon viel erreicht. Das An­
fangsgehaJt der VolksschuHehrer soll auf 3300 DM, 
1aller·dings sechs J1athr·e 1ang, 1heraufgescli.11aubt wer­
den. Dieses Zie:l lmnn 1aber ·zur Zeit nicht erreicht 
werden, id!a diie dazu notwendigen 10 Millionen 
fehilen. 1Endlich soll auch d'iie Kriegsdienstzeit .allen 
Lehrern, gleich weJche Lau:IJbaihn sie früher einge-

schlagen 'hatten, 1anger,echnet werden. Das wäre 
natürld.ch 1ein igroßer 1Erfolg. Die Worte hör ich 
wohl, 1allein m!i.r fehlt der Gl1aube! Hoffen wir ,also 
das Beste! 

Als heimatvertriebener Erzieher - -

Präsident Dr. Hundhammer: Herr . .Nbg1eordneter, 
Sie müssen j-etzt wirkldch zu iEnde kommen! 

Schreiner '(BHE): - 'Dann dar,f ich mir noch eine 
Sch'11ußbemerkung 1erJaiU1ben. Auf dem Gebiet des 
Schulwesens und der Unterbringung der vertrie­
'benen Leihrer wäre doch ein .anderer Maßstia.ib an­
zulegen als ·zum Beispiel im Forstwesen. Ich sehe 
eli.n, daß es schwer ist, im -Forstwesen heimatver­
triebene F·orsitleute 1unterzubringen, d1a da:s Gebiet 
infolge der Abtrennung der Ostgeibiete nd.cht größer, 
sondern k1einer geworden ist. Ganz .anders liegt es 
aber im Schulwesen. Die iunterzubringenden ihei­
matvertI'lie'henen Le:hrer •haben praktisch · d:1e z,u 
unterrich1tende Kii.nclerziahl _sefüst mitgebracht. Es 
lmnn deshalb nicht da:von .g1es'.Prochen werden, daß 
die ~usätzJiche Unter1bringung heimatvertrtebener 
Lehrer dd.e .einheimischen Ko11egen 1ben1achteli.ligt. 
Dd.ese T.atSJache soll vor. allen Maßnahmen - -

Präsident Dr. Hundhammer: Herr Abgeordneter, 
ich bitte Sie zu schließen! 

Schreiner (BHE): Diese il\ifaßnahme sollte doch 
nicht so ibewußt übersehen weriden! - Danke schön, 
Herr Präsli!dent! 

Präsident Dr. Hundhammer: Als nächster Redner 
erhält das Wort der Herr Abg,eordnete iDr. Lacher­
bauer. 

Dr. Lacherbauer i(:BP): Meine Damen und Herren! 
Der Kultusetat ist so um:fiangred.ch, 1cl,aß man ·eigent­
lich stundenl!ang veden müßte, um seine eigene 
Auffassung kundzutun. Sie wissen, d!aß der Etat 
eines J.ahr,es nichts anderes darstelilt als die Politik, 
die der 'betreffende iM1inister im kommenden Jahr. 
im ,einzelnen dargestellt, :zu treiiben beabsichtigt: 
Und darum .gi1bt 1es j1a eline 1Stellungnahme für und 
1dia:gegen. Ich habe mir nur ·einige große Punkte, die 
auch heute d.:ri der Debatte. erörtert worden sind. 
z;um Gegenstand meiner j1etzig,en Ausführunge~ 
gewählt. Ich möchte aber, bevor ich zu meinem 
'Dhema komme, etwas richtigsteUen: 

Ich halbe !im Haushialtsausschuß über die Stern­
warte in Bamberg ein Urteil :gefällt. Es beruhte 
auf den 1Erkenntnissen, die der Hiaush'altsausschuß 
im· vorigen Jahr .auf Grund der Besichtigung ge­
winnen mußte. In der Zwischenzeit hat mich der 
Assistent des Professors Zinner darti'ber informiert, 
daß wir die wichtigsten Einriichtungen im vorigen 
J1ahr gar nich1t gesehen :haben. Ich stehe daher nicht 
an z1u erklären, daß mein 1Urteil im Haushialtsaus­
schuß unI'lichtig w.ar, daß ich es hd.ermit korrigiere 
und daß 'ich jetzt, und zwar mit Überzeugung und 
mit Freude, d~n Ansätzen Z1UStimme, die di,e Staats­
regierung zur 'Stärkung der Mittel für die Bam­
berg1er Sternwarte he1antr.agt. 

'(Bmvo! 1bei BP und CSU) 
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Errare humanum 'est, Irren d.st menschlich. Wer 
aber im Irrtum verharrt, handelt entweder tör!icht 
oder unehrenhaft. 

Und nun gestatten Sie mir, zu einem Thema 
Stellung ZlU nehmen, das schon von vie,l!en Rednern 
angeschnitten ,:worden ist, nämlich zu dem Thema 
der sogeruannten nichtstaatlichen höheren Lehr­
anstalten. Wir wissen, Trä,g,er ·dieser Lehranstalten 
slind teilweise öffentliehe Ge~bietskörperschaften, 
zum Teil aber auch Gesellsch,aften oder, einfacher 
ausgedrückt, Kongregationen, Klöster. Wir hahen 
in l\1I11Serer Verfassung einen Artikel 128, der jedem 
Kind - j e d e m Kind - eine en tspDechende Aus­
bildung gewährleistet. Damit that der Staat eine 
V:erpfl.ichtung 1ausgesprochen und 1anerkannt, die 
i h n trif,ft. W.as iheißt denn Staat? Staat ist die 
Gesamfüeirt der Bü11g•er, die auf unserem >Gebiet 
leben, :uincf dli.e vor 1al1em 1aiuch dort die Steuern 
bezahlen. Wiarum hat der iS'baiat diese V:erpfiich­
tung übernommen? Offenbar .desihlalb, weil er sei­
nen Landesldnidern eine gleichartig·e ..Arusbil!dung 
zuteil werden Lassen will. Wenn heute die anderen 
Träger die ErfüHung der von lihnen sich selbst 
gestellten Aufg.aibe .ablehnen würden, könnten Sie, 
meine Damen und !Herren, giar nichts machen. Sie 
müssen den Trägern, die ditese AJUfgabe über:r;iom­
men haben, dankbar sein. Ich ibin der Auffassung, 
man muß ihnen in weitestem Maße unter die Arme 
grelifen. 

{Abg. Hagen Georg: iRichtig!) 

Das ist eine iPflicht, der wd.r urus nicht entziehen 
können. Ich möchte mit großem Srtolz für dieses 
Haus in Anspl'luch neihmen, daß in den letzten 
Jahren jeweils ·die Vo1ksv.ertret:tmg die Inittative 
übernommen und 1dü!e Mittel verstärkt rh'at. Ich er­
innere, im vorig•en Jahr W1Urdern. die Ansätze, di:e im 
Haush:altsvoransch1ag ·entihalten waren, durch Be­
schlüsse des Haushi~Hsausschusses und dieses Ple­
nums trotz der großen Bedenken der 1Sta1atsr.egie­
rung. erhöht. Arus haushaltspolitischen Gründen 
wurden über ·3 Millionen mehr beschlossen. 

In der Zwischenz·eit :ha:ben wir 'er1e1bt, daß das 
Leiben dieser Aufgabenträger !immer schwieriger 
geworden ist. Nicht allein der Weg:fiall des Schul­
gel!ds, vor allem 'auch di:e Erhöhung der P·ersonal­
kosten um insgesamt 40 Prozent ha1ben iihnen 
Lasten •au:Egebürdet, unter denen 'Sli:e 1allmählich zu­
sammenbrechen. Ich ha1be mit Bedauern festgestellt, 
diaß im Hausihaltsvo~anschlag bei Berücksichtigung 
nachträglich·er Korrekturen nicht einmal die An­
sätze des vorigen Jahres vorzufinden waren. 
Darum ha'ben ti.ch und meine Fraktion. uns ent­
schlossen, •elinen ganz klaren Antrag zu stellen,• die 
Ansätze um 10 Millionen ·zu erhöhen, also von 
rund 14 auf 24 Millionen. Wir ihlaben uns in einer 
gewissen Konzinnität mit den Fmktionen der CSU 
urud der SiPD befunde!ll, ·die ähnlliche Anträge ge­
stellt h!aben, allerdings unt,er Verzicht ·auf Kon­
kretisierung. Darum war ·es nicht .allzu schwer, 
schon im kulturpolitischen und dann später ,auch 
im Ha·usihaltsausschuß eine EntscheMung durchzu­
setzen, die 'a11erdrl.ngs ·eitwas von dem .abwich, was 
wir für unbedingt notwendig erachtet hatten, näm-

lieh 20 Millionen, aber j·eidenfalls eine Entscheidung, 
die die Ansätze um schätzungsweise 4,5 Millionen 
erhöht ihat. Ich sehe davon 'ab, :auf meinen Antrag 
mit 20 lMiHionen ziurück:mkommen. Auch wir sind 
uns darüber tlm klaren, !daß unsere !Haushalts1age 
eine Zurückhaltung erforderlich macht. Ich möchte 
aber unter kednen Umständen den Ed.ndruck er­
wecken, als ob :unsere Zahl irgendwie propag.an­
distisch .g.ewesen wäre. Wir rhaiben uns 1an die letz­
ten Äuße~gen des Kultusministers geihialten, der 
von einer · Zlliffer sprach, di:e sich :um 20 Mmionen 
he11um :bewegte. 

Damit ist es aber nicht getan. Nichts verträgt so 
wenig die Unsicherheit, wie die Grundlagen der 
Erziehung. Wenn weder die Eltern, noch die Schü­
ler, noch die Lehrer, noch die ,Aufgabenträger wis­
sen, ob im nächsten Jahr noch Schule gehalten 
'werden kann, so ist es jedem einzelnen klar, daß 
diese Unsicherheit einfach vom pädagogischen, vom 
psychologischen, aber auch vom staatspolitischen 
Standpunkt aus unerträglich und untragbar ist. 
Darum hat "der kulturpolitische Ausschuß vollkom­
men richtig gehandelt, als er über einen Antrag 
der SCU und· auf eine Anregung von Mitgliedern 
des kulturpolitischen Ausschusses, Förster und mir, 
einen Unterausschuß gebildet hat, dessen' Aufgabe 
es ist, das Problem katexochen zu untersuchen und 
dafür zu sorgen, daß das Verhältnis zwischen dem 
Staat und diesen Schulträgern auf gesetzliche 
Grundlage gestellt wird. Wir werden sicher bald 
die Aufgabe haben, uns mit diesen Dingen zu be­
schäftigen, denn bald kommt der neue Haushalts­
voranschlag, bald wird er in Beratung genommen, 
und bis dorthin müssen die Grundlagen erarbeitet 
sein. 

Aber noch etwas gibt mir Veranlassung, allge­
meine Ausführungen zu machen. Es ist auch ange­
klungen in den Ausführungen der Vorredner, es 
ist vor allem auch angeklungen in den Ausführun­
gen des Herrn Kultusministers anläßlich der Vor­
lage seines Etats im vorigen Jahr: wir beobachten 
mehr und mehr, daß der Bund, und zwar mit Hilfe 
einer sehr raffinierten Politik, Einfluß nimmt auf 
die kulturpolitischen Dinge in den Ländern. Sie 

1 wissen, man nennt das das sogenannte Dotations­
system. Es ist auch im Grundgesetz eine Bestim­
mung enthalten, wonach der Bund gewisse Teile 
der Einkommen- und Körperschaftsteuer in An­
spruch nehmen kann, um einer solchen Aufgabe zu 
genügen. Es mag vielleicht für den einzel:i:J.en er­
freulich sein, wenn er sich an den Bund wendet 
und neben den Leistungen der Gemeinde, des Staa­
tes, der freien Wirtschaft oder von Kulturvereini­
gungen auch noch Zuwendungen vom Bund erhält. 
Aber ich mache darauf aufmerksam, diese Schen­
kungen sind gefährlich: Sie sind Danaergeschenke. 
Sie wissen, wenn einmal das 'I'roj anische Pferd in 
die Stadt geführt ist, dann besteht große Gefahr, 
und darum fordern wir den Herrn Kultusminister 
.auf, g;egenüber einer derartigen Infiltrationspolitik 
äußerst sorgsam zu sein und darüber zu wachen, 
daß nicht über die Finanzen die Kultur in den 
Machtbereich des Bundes gerät. 

Noch etwas. Ich bedauere, daß ich hierzu Stel­
lung nehmen muß, aber die Vorfälle von heute vor-
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mittag zwingen unsere Partei, einige grundsätzliche 
Ausführungen auch über das Thema zu machen, 
das der Herr Prälat Meixner umrissen hat mit der 
Überschrift „Stellung der Kirche zur Politik". 

Herr Prälat Meixner hat bekanntlich Anfang 
Juni ·zu gewissen Ausführungen des Landesvor­
sitzenden der Bayernpartei Stellung genommen 
und die CSU als die einzige ·politische Partei be­
zeichnet, die das Vertrauen der Kirche genieße. 

(Abg. Meixner: Das habe ich nicht gesagt! 
Nein! Nein! Das habe ich nicht gesagt!) 

- So die Berichte in der Öffentlichkeit. 

(Widerspruch bei der CSU - Abg. Meixner: 
Nein Nein! Das habe ich nie gesagt!) 

Herr Dr. Strosche hat heute hierzu einiges gesagt, 
dem wir nicht widersprechen. Es fällt uns nun nicht 
schwer, mit eigenen Worten-derartige Ausführun­
gen zu widerlegen; aber mir liegt ein Artikel der 
größten katholischen Wochenzeitung, des „Michael", 
vor, in dem zu dieser Frage von autoritativer Seite 
.Stellung genommen wird. 

(Abg. Meixner: Wer sagt Ihnen, daß die 
autoritativ ist?) 

·-Ich nehme an, daß die katholische Wochenschrift 
„Michael" immerhin das Organ der zuständigen 
kirchlichen Instanz ist. 

(Abg. Meixner: Nein, nein, das ist sie nicht!) 

- Es ist eigenartig, daß man immer in dem Augen­
blick, wo irgendwelcheAusführungen gemacht wer­
den, denen man nicht zustimmen kann, die Autori­
tät eines solchen Blattes bestreitet. 

(Abg.Meixner: Dann kennen Sie die Geschichte 
des „Michael" nicht.) 

- Sie werden Gelegenheit haben, meine Herren, 
hier darzutun, daß der „Michael", die katholische 
Wochenzeitschrift, eben nicht die Instanz ist, die 
befugt ist, über solche Dinge zu schreiben. 

Es liegt mir ferne, aus diesem Artikel des 
„Michael" etwas zu zitieren, was mit der Person 
·des Herrn Prälaten zu tun hat. Ich werde daher nur 
br'uchstückweise aus diesem Artikel einschlägige 
Sätze erwähnen. Es heißt hier: „Wenn die Bayern­
partei dieses Vertrauen nicht genieße, dann hinge 
es von ihrer Seite ab, dieses Vertrauen zu erringen, 
womit ganz einfach gesagt ist" - alles Zitat -, 
„daß die Bayernpartei nicht auf dem Boden der 
christlichen Grundsätze stehe. Also hie christlich, 
dort unchristlich. Einern Politiker im Wahlkampf 
könnte man diesen Summarismus noch nachsehen, 
nicht aber einem Vertreter der Kirche." Da3 letz­
tere ist nicht mehr genau zitiert; ich möchte jede 
Schärfe daraus lassen. Eines sagt aber dieses Kir­
chenblatt: Die Kirche ist weder dte CSU, noch die 
.Bayernpartei, 

(Sehr richtig! bei der CSU) 

und damit, meine Herren, hat es absolut recht. 
.Nach herrschender Auffassung in der Kirchenlehre 
_gibt es christliche Parteien überhaupt niCht, 

(Sehr gut!) 

es gibt nur Parteien, die eine christliche Politik 
oder eine antichristliche oder eine neutrale Politik 
betreiben. Woran erkennt man nun, ob eine Partei 
eine christliche Politik betreibt? An ihrem Partei­
programm und an ihrem Verhalten, das sie bisher 
an den Tag gelegt hat! 

(Sehr richtig! Ganz klar! bei der CSU) 

Und nun frage ich sämtliche Instanzen, die es 
irgendwie angeht: Können Sie der Bayernpartei 
auf Grund ihres Programms und auf Grund ihrer 
Haltung in der Vergangenheit sowie der Fraktio­
nen der Bayernpartei im Landtag und Bundestag 
nachweisen, daß sie nicht eine christliche Politik 
getrieben hätten? 

(Abg. Meixner: Ich habe das nicht behauptet!) 

Wir haben es hier in diesem Hause erlebt, daß 
Dinge, die die CSU im Kabinett nicht hat durch­
setzen können, mit Hilfe der Bayernpartei hier im 
Landtag zugunsten der CSU entschieden worden 
sind. 

(Sehr richtig!) 

Man hat davon gesprochen, daß es zwei Koalitionen 
gibt, eine Kabinettskoalition und eine Landtags­
koalition, und darum verstehen wir es nicht, daß 
der Generalsekretär der CSU erst vor kurzem wie­
der in Fortsetzung dieses Tenors erklärt hat, die 
Bayernpartei könne nicht als christliche Partei an-
erkannt werden. · 

(Hört, hört!) 

Die Bayernpartei setzt sich zusammen aus Ange­
hörigen der zwei großen Konfessionen, und auf die 
Dauer werden sich die Angehörigen dieser beiden 
Konfessionen nicht sagen lassen, daß das, was sie 
und ihre politische Vereinigung tun, nicht mit den 
Grundsätzen der christlichen Auffassung vereinbar 
wäre. Wir werden auch hier zeigen, daß wir christ­
lich handeln; denn wir werden auch den Titeln 
dieses Etats zustimmen, die sich auf die Kirchen 
beziehen. Ich darf bemerken, daß gerade gewisse 
Dinge von einem Mitglied der Bayernpartei ange­
regt worden sind und daß wir auch hier wiederum 
auf dem Boden stehen, den auch Sie vertreten, 
meine Herren von der CSU. Darum finde ich es 
bedauerlich, daß gerade· diese beiden Parteien in 
dieser Form aufeinanderkommen sollen. 

(Abg. Meixner: Sehr gut! War aber ganz 
unnötig!) 

Meine Herren, wir haben den Kampf nicht gesucht. 

(Abg. Meixner: Wir jedenfalls auch nicht!) 

„D1e Erklärungen, die immer wieder wiederholt 
werden," - ich darf wiederum Herrn Brunn er 
zitieren - „sind dazu angetan, uns in die Ver­
teidigungsstellung zu bringen. Sorgen Sie dafür, 
daß Exponenten von diesem Maß sich nicht diese 
Auffassungen zueigen machen, wenn Sie schon be­
haupten, daß es nur eine journalistische falsche 
Darstellung von anderweitigen Äußerungen wäre." 
- Diese Worte, meine Herren, wären nicht nötig 
gewesen, wenn heute morgen nicht derart scharf 
debattiert worden wäre. 

(Abg. Meixner:, Aber nicht von unserer Seite!) 



1798 Bayerischer Landtag - 154. Sitzung. Donnerstag, den 16. Juli 1953 

(Dr. Lacherbauer [BP]) 

- Herr Prälat, ich freue mich, wenn Sie sich mit 
mir darin einig fühlen, daß dieser Streit endgültig 
begraben wird. 

(Abg. Meixner: Sehr gut!) 

Aber ich bitte, sorgen Sie dafür, daß auch Ihre 
Organe sich an das halten, was Si e für richtig er• 
achten. 

(Zuruf: Am besten ist, christlich zu handeln! 
- Weitere Zurufe von verschiedenen Seiten 

· - Beifall bei der BP) 

Präsident Dr. Hundhammer: Als Redner für die 
Fraktion der CSU ist nun der Abgeordnete 
Dr. Schubert gemeldet, glaube ich. Wenn er spricht, 
ist nur noch für einen Redner Frist, soviel mir be­
kannt ist. Ich bitte die Fraktion der CSU, zu ent­
scheiden. - Dr. Schubert ist nicht da; dann wäre 
Abgeordneter von Feury an der Reihe. - Auch er 
ist nicht da; dann erhält das Wort der Herr Abge­
ordnete Meixner. 

(kbg. Klotz: Zu einer Vorlesung!) 

Meixner (CSU): - Herr Abgeordneter Klotz, ich 
liebe in diesem Hause präzise, klare Formulierun­
gen; wenn ich deswegen hier und da auch einmal 
in ein Manuskript schaue, halte ich das nur für 
einen Vorzug. -

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Die 
Wbrte des Herrn Dr. Lacherbauer veranlassen mich, 
doch zu einer kurzen l{larstellung das Wort zu neh­
men. Herr Dr. Besold, der Vorsitzeµde der Bayern­
partei, hat in Passau den katho1ischen Klerus ge­
warnt, die ihm gebotene Neutralität im politischen 
Leben, insbesondere in seiner Stellungnahme zur 
CSU und zur Bayernpartei, zu verlassen. Ich bin 
aufgefordert worden, zu diesen Ausführungen Stel­
lung zu nehmen; ich habe es getan, und zwar mei­
nes Erachtens ganz sachlich und nüchtern. Ich habe 
gesagt, was ich heute morgen auch hier ausgeführt 
habe, nämlich: Die Kirche beurteilt die Parteien 
nach ihrer praktischen politischen Tätigkeit. Sie 
wird den Parteien Vertrauen entgegenbringen, 
welche in ihrer praktischen politischen Haltung 
und ihrer Tätigkeit die Grundsatzforderungen der 
Kirche an·erkennen. Sie wird den Parteien Wider­
stand leisten und sich gegen sie wenden müssen, 
die ihren Grundsatzforderungen entgegenstehen. 
Ich habe weiter gesagt: Die Christlich-Soziale Union 
hat - das sei eine Tatsache - nach ihrem Pro­
gramm und naeh ihrer praktischen politischen Tätig­
keit das Vertrauen des bayerischen ~lerus. Es wird 
bei den einzelnen Parteien stehen, es wird auch bei 
der Bayernpartei stehen, daß auch sie dieses Ver­
trauen des Klerus sich erwirbt und besitzt. -

Das ist alles, was ich gesagt habe. Ich möchte hier 
klar feststellen, daß ich ein Werturteil über die 
Bayernpartei in dieser meiner kurzen Verlaut­
barung weder fällen wollte noch meines Erachtens 
gefällt habe. 

(Sehr gut! bei der CSU - Abg. Bezold: Ge­
hört auch gar nicht zur Sache!) 

Es ist mir daher völlig unverständlich, wie mer 
eine solche Aufregung über diese nüchterne, sach­
liche Feststellung entstehen konnte. Ich kann diese 
meine Auffassung hier nur wiederholen. 

(Beifall bei der CSU) 

Präsident Dr. Hundhammer: Es folgt der Herr 
Abgeordnete Förster. 

Förster (SPD): Herr Präsident, meine Damen und 
Herren! Ich muß zunächst ebenso wie mein· Kol­
lege Bezold meiner Verwunderung darüber Aus­
druck: geben, daß man ausgerechnet beim Kultus­
etat die Redezeit entscheidend beschränkt. 

(Abg. Kraus: Das war doch der Ältestenrat!) 

Immerhin ist es der Kultusbereich, der als einziger 
den Ländern vorbehalten ist. 

(Abg. Bezo.ld: Noch!) 

Hoffentlich liegt darin kein Werturteil begründet. 
Es bleiben mir also 5 Minuten; deshalb kann ich 
nur einige Randbemerkungen zu einigen Problemen 
machen. 

Da ist zunächst das Problem der Überfüllung der 
höheren Schulen. Die Überfüllung dieser weiter­
bildenden höheren Schulen hat in diesem Jahr nicht 
abgenommen, sondern nur noch zugenommen. Auch 
heuer steht wieder eine Fülle von Kindern, die die 
Aufnahmeprüfung bestanden haben, vor verschlos­
senen Schultüren. Die Dinge werden im nächsten 
Jahr wahrscheinlich katastrophal, da ,wir keinen 
abgehenden Abiturentenjahrgang haben, wohl aber 
wieder neue Klassen aufnehmen müssen. Nun ist 
das keine bayerische, sondern eine allgemeine Er­
scheinung. Auch von Iden anderen deutschen Län­
dern kommt die Kunde, daß in den Städten oft 
30, 40, ja 50 und mehr Prozent Kinder von der 
Grundschule zur höheren Schule weggehen. Mag 
man diese Erscheinung begrüßen oder beklagen, 
sie ist eine Realität, mit der wir uns auseinander­
zusetzen haben. 

Sie hat die verschiedensten Gründe. Da ist zu­
nächst einmal dieses unselige Berechtigungswesen, 
das noch von der Wilhelminische Ära her in den 
deutschen Köpfen spukt; da sind die Eltern, die 
unvernünftigerweise glauben, mit Hilfe der höhe­
ren Schule ihrem Kind automatisch eine gehobene 
Existenz und eine höhere gesellschaftliche Aner­
kennung schaffen zu können. Da sind aber auch 
gewisse unvernünftige Anforderungen des Hand­
werks und der Industrie an die gehobene Bildung 
ihrer Lehrlinge. Vielleicht kommen auch gewisse 
Ströme aus dem Unterbewußtsein gewisser Bevöl­
kerungsteile dazu, die durch das Inferno des Zu­
sammenbruchs mit all seinen Begleiterscheinungen 
gegangen sind und die Relativität aller materiell<'!n 
Dinge erkannt haben. Viele wollen auf diese Weise 
sozialen Boden zurückgewinnen. Das ist zum Bei­
spiel bei den Heimatvertriebenen der Fall. Wenn 
man die Statistiken nachliest, erkennt man, daß 
der Prozentsatz der heimatvertriebenen Kinder an 
den höhe.ren Schulen größer ist als ihr Anteil an 
der Bevölkerung des Landes. Aber, meine Damen 
und Herren, alles in allem liegt doch ein echtes 
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Bedürfnis nach Weiterbildung vor, das wir zur 
Kenntnis 'nehmen müssen. 

Es gilt nun, hier einen Ausweg zu schaffen. Er 
Ü.egt darin, daß wir zunächst einmal so etwas wie 
einen mittleren Schultyp geschaffen haben. Wir 
haben bekanntlich in den vergangenen drei Jahren 
39 staatliche Mittelschulen errichtet, und. zwar sind 
diese dreiklassig. Nun hat der Herr Staatsminister 
gestern überraschenderweise von einer s e c h s -
k lass i gen Mittelschule gesprochen. Ich bin des­
wegen überrascht, weil diese Pläne noch nirgends 
zum Ausdruck gekommen sind. Er sprach von glei­
chen Zielen und gleichem Ergebnis dieser beiden 
Mittelschularten, sowohl der dreiklassigen als auch 
der sechsklassigen. Das gleiche Ergebnis können 
die beiden Schulen nur haben, wenn die Volks­
schule in vorbildlichem Maße ihre Pflicht tut. Tut 
sie das Ihrige, dann ist meines Erachtens ein sechs­
"klassiger Mittelschultyp unnötig, Herr Staatsmini­
ster. Ich bin der Meinung, daß er nur einem Torso 
der höheren Schule gleichkommen wird. Er wird 
zu. einer Art Abklatsch, einer erleichterten Form 
der Mittelstufe der höheren Schule werden. Es wird 
ein heftiger Kampf des Philologenverbandes um 
die Planstellen des neuen Typs einsetzen und es 
war bezeichnend, daß Herr Prälat Meixner von 
der sechsklassigen Realschule gesprochen hat, von 
der zunächst kein Wort gesagt wo,rden war, und 
Herr Kollege Engel diesen sechsklassigen Mittel­
schultyp auch gleich für sich in Anspruch genom­
rnen hat. 

(Abg. Dr. Lippert: Ein Wunsch der Landes-
elternvereinigung!) 

__:__Wenn zugerufen wird: „ein Wunsch der. Landes­
elternvereinigung", so meine ich, da~ doch der 
Wunsch im Ministerium Pate gestanden hat, einer­
seits dem Wunsche des Philologenverbandes und 
breiter Teile der Landeselternvereinigung nachzu­
geben, andererseits die dreiklassige Mittelschule zu 
erhalten. Also eine Art Synthese beider Auffassun­
gen! Ich bin der Meinung, daß die d r e i k 1 a s s. i g e 
Mittelschule auf keinen Fall aufrechterhalten wer­
den kann, und zwar aus mehreren Gründen. Erstens 
leidet sie zunächst an einer überfülle des Stoffes; 
sie gibt keine Reife, die wir bejahen können. Wir 
bi'auchen unbedingt e1n Jahr mehr. Zweitens be­
deutet sie eine Störung der Oberstufe der Volks­
schule, mit der wir ebenso wenig einverstanden 
sein könen. Sie muß meiner Meinung nach unbe­
dingt zu einer vierklassigen Mittelschule ausgebaut 
werden, und zwar können wir da nicht um 1 Jahr 
nach oben aufbauen sonst werden die Kinder, die 

. einen Beruf ergreife~ woHen, mit 17 Jahren zu alt. 
Sonderri wir müssen nach unten aufstocken. Wir 
müsesn den Einschnitt nach 6 Jahren Grundschule 
machen. Nun komme ich zum Zweiten. Dann haben 
wir eine zweimalige empfindliche Störµng in der 
Oberstufe der Volksschule, die ja auch einen 
eigenständigen Wert als Schultyp hat - -

Präsident Dr. Rundhammer: Herr .Nbgeordneter, 
ich muß auch Sie mahnen, zum Schluß zu kommen. 

Förster (SPD): - und die heute beinahe so weit 
ist daß sie schlechthin als eine „Restschule der 
übriggebliebenen" bezeichnet werden kann. Sie 
leidet an einer dauernden Auspowerung und inne­
ren Verarmung. Es gilt also, die Volksschule in 
der Oberstufe so leistungsstark zu machen und sie 
durch die Mittelschule weiterhin zu ergänzen, daß 
wir einen Teil der Kinder, die überflüssigerweise 
auf die höhere Schule kommen und nur Ballast 
bilden, wie Herr Kollege Engel richtig ausgeführt 
hat, anfangen können. Das.kann geschehen, sowohl 
stoffplanmäßig, indem wir die Oberstufe mehr nach 
der p r a kt i s c h e n Seite ausbauen, als auch 
durch eine bessere Lehrerbesoldung und eine bes-

. sere Ausbildung der Lehrer. Das Lehrerbildungs­
gesetz zu verabschieden, ist eine dringliche F'orde­
rung, die wir zu erheben haben. 

Präsident Dr. Hundhammer: Herr Abgeordneter! 

Förster (SPD): Da· ich aufgefordert worden bin, 
zum Schlusse zu kommen, nur noch eines! Ich habe 
doch die Meinung, daß man sich in unserem Kul­
tusministerium zu wenig Sorge um einen konstruk­
tiven Plan macht. Wir haben die Arbeit an einem 
Landesentwicklungsplan; die Oberste Baubehörde 
macht Dringlichkeitspläne für ihre Bauvorhaben. 
Wir sollten auch einmal einen Schul-Plan für 
mehrere Jahre machen. Wir wissen, daß jede Partei· 
eine gewisse schulreformerische Konzeption hat. 
Die Dinge können nur so laufen, daß von den ver­
schiedenen Komponenten her so etwas wie eine 
Synthese der Auffassungen gesucht wird. 

(Abg. Dr. Strosche: Sehr richtig!) 

Aber man soll an die Probleme herangehen, man 
soll sie anfassen, man soll sie in der Öffentlichkeit 
populär zu machen versuchen. Ich bin. der Meinung, 
wenn wir so handeln, können wir neben ein baye­
risches Landwirtschaftswunder vielleicht auch ein­
mal ein bayerisches Schulwunder stellen. 

(Beifall bei der SPD) 

P1·äsident Dr. Hundhammer: Ich erteile weiter 
das Wort dem Herrn Abgeordneten Knott. 

Knott. (BP): Herr Präsident, meine Damen und 
Herren! Es ist mit Recht sehr viel - vielleicht 
noch zu wenig - über den Kultusetat, das Schul­
wesen, Einrichtungen der Kunst und Kultur, 
wissenschaftliche Institutionen und ähnliches, ge­
sprochen worden. Eines habe ich bei der ganzen 
Diskussion vermißt. Man hat kaum mit einem 
Wort daran gedacht, daß es speziell in Bayern Ein­
richtungen - auf dem flachen Lande zumeist -
gibt, die durchaus für sich in Anspruch nehmen 
können, auch einmal bei der Diskussion über den 
Kultusetat ~n Bayern genannt zu werden. Das 
sind unsere Trachten- und Volkstumsve:reine. Sie 
sind häufig beinahe die einzigen Einrichtungen auf 
dem flachen Lande, die kulturelle Werte pflegen 
und hochhalten und sie auch weiterhin zu fördern 
versuchen. Ich glaube kaum, daß man die Bedeu­
tung gerade dieser Vereine unterschätzen darf. Sie 
pflegen jahrhundertealtes, wirklich echtes, gewach­
senes Kulturgut und bewahren es vor dem Unter-
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gang und dem Vergessenwerden. Spitzenleistun­
gen in Kunst und Kultur wären gar nicht mög­
lich, wenn sie nicht gerade in diesen Vereinigun­
gen den befruchtenden Boden hätten. Wir be­
dauern es auch sehr, daß diesen Volkstums- und 
Trachtenvereinen vom Kultusministerium bis heute 
noch nicht das Prädikat „kulturell wertvoll" gege­
ben wurde, was ihnen nämlich ermöglichen würde, 
wenn sie ihre Trachtentänze aufführen, von der 
Lustbarkeitssteuer bef~eit ziu werden. Es handelt 
sich wahrhaftig um keine Lustbarkeit, wenn Trach­
ten- und Yolkstumsvereine die alten Tänze pflegen · 
und bewahren, sondern um eine echte kulturelle 
Leistung. Ich glaube, es wäre allmählich Zeit, sie 
gerade in Bayern anzuerkennen. Ich darf an den 
Herrn Kultusminister die Bitte richten, doch nicht 
mehr allzu lange damit zuzuwarten. Man wartet 
drauß~n schon seit J,ahren .auf dieses erlö$ende 
Wort. Es ist der Bescheidenheit der Hundert­
tausende von Menschen, die in diesen Vereinigun­
gen zusammengeschlossen sind, zuzuschreiben, daß 
sie bis heute ausgesprochen leise sind und sich noch 
nicht mit größerer Lautstärke haben hören lassen. 
Weil wir nun der Meinung sind, daß als Anerken­
ntmg für diese Bestrebungen auch im Kultusetat 
ein Ausdruck gefunden werden sollte, hat sich 
meine Fraktion erlaubt, Ihnen vorzuschlagen, zu 
beschließen, daß bei Kapitel. 05 02 C ein neuer 
Titel 623 eingesetzt wird, der für die Trachten­
und Volkstumsvereine einen Betrag von 100 000 DM 
vorsieht. Bei annähernd 400 Millionen DM, die der 
Etat umfaßt, sind 100 000 DM für kultl,lrelle Ein­
richtungen, die wirklich Tausenden und Hundert­
tausenden in unserem Volk Vieles geben, glauqe 
ich, nicht zu viel. Ich möchte Sie deshalb bitten, 
diesem Antrag zuzustimmen. 

(Beifall bei der BP -'-Abg. Beier: Deekung?!) 

Präsident Dr. Hundhammer: Die Debatte ist ge­
schlossen. Ich 1erteile das Wort dem !Herrn Staats­
minister für Unterricht und Kultus. 

Dr. Schwalber, Staatsmin!i.ster: Hohes Hau:s, med.ne 
seh'r verehrten D:amen und Herren! Sie haben mit 
Recht darüber geklagt, daß die Zeit für eine ein­
.gehende Ausspriache rum Kultusetat zu lmrz ist. 
:Sie haben s1ch selbst di!eser zeitlichen Beschränkung 
unterworfen. Ich darf fünen nun als iMinister ver­
sichern: Ich möchte mich :auch meinerseits freiwil­
hg .einer zeitJichen Beschränkung unterwerfen und 
nicht mehr Redezeit für mich in Anspruch nehmen, 
als den Rednern \heute zugestanden wiar. Das heä.ßt, 
ich möchte mich sehr kurz fassen. 

Ich habe schon zru Beginn meiner iHiaushaltsrede 
daraiuf hingewiesen, daß ein Etat von über 400 Mil­
lionen DM unmöghlch in 'ein1gen wendgen Stunden 
besprochen werden kann. Ich müßte T.age in An­
spruch nehmen, wenn ich j·edes 1einz;elne Problem 
aufgreifen wollte. Ich 1bitte Sie, deshalb nicht dar­
aus zu foJg.ern, daß wir 'etwa die Probleme, die ich 
n!i.cht angesprochen habe, heute .geringschätz1g be­
handeln würden. Ich hia'be von vornherein erklärt, 
daß· ich mit Rücksicht :auf die beschränkte Zeit nur 

einige große Probleme ansprechen möchte. Es ist 
auch nicht so, als ob ich zu den fül!dei::en Problemen 
etwa nichts zu s1ag,en hätte. Es sind ·e!ine Re.füe sehr 
weDtvoller Anregungen im Laufe der 'Debatte de~ 
Kultusministerium gegeben worden. Auf der an­
deren 'Seite allerdings muß ich auch sagen, ·es hat 
keinen Sinn, sich ü:ber gewisse Punkte weiter zu 
unt,erihalten. Hier liegen ·einfach verschiedene Auf­
f.ass;ungen vor und man wird, iauch wenn man tage­
lang diskutiert und disputier,t, n1icht :ziu ·einem Er­
geibnis kommen. 

{Zuruf: Sehr gut!) 

Deshalb möchte :ich auch :auf all die 1aggressiven 
AJUslassun:gen, die insibesondere im Laufe des heu­
tigen T1ages g,efaUen sh1!d, n!i.cht weiter ,eingehen; 
denn sie gehen von einer 1anderen kulturpoHtischen 
E!i.nstellung 1a,us. Das Reden lhiterzu wird niemals zu 
einer. Einigung führen. 

i(iAlbg. Kraus: R!icht1g!) 

Die .kulturelle Einstellung, d1e von meiner p,artei 
verfolgt wird, erschöpft sich auf kulturpolitischem 
Gebiet nicht in reinem Ästhetizismus, sondern wir 
steihen nun einmal auf 1dem Standpunkt, daß auch 
dem kirchlichen 'Leben 'ein wesentlicher Anteil in 
unserem g.anzen kulturellen Leiben .zukommt. 

{Zuruf: iRichtig!) 

Ich möchte deshalb iaJuf d!ie Ausführungen der 
FDiP nur insoweit z;urückkommen, ,aJs sie .ganz prä­
zise Fmgen .an mich stellte. 1Dabei (handelt es sich 
vor .allem um den Fall Burgard und um die Frage, 
was -mit den 1beiden Beamten .geschehen sei, die 
seiner.zeit d1e Untersuchung des Kultusministe­
riums durchg,efü:hrt thaiben. Ich muß dazu antwor­
ten: Wir haben keine Veranlassung geseih:en, dienst­
iaufsichnich gegen diese !Beamten einzuschreiten, 
und zwar deshalb, weil der Tatbestand, der im 
J:ahr·e 1949 · - 1ich gla:ube, es war in id:i-esem Jahr -
vodag, rnicht zu beanstanden war und auch n1cht 
bei der Aburteilung ·zugrunde gelegt wuDde. Es 
hiat sich weder die Ein1eitungsibehörde, noch das 
Gericht mit diesen Tatbeständen ibe:fiaßt. Das, was 
sich 1als diskriiminierend,lherausgestellt hat, ist ·erst 
"im Lauf der spät·eren Auseinandersetzungen und 
im L'aufe der .Arbeiten des Untersuchungsausschus­
ses zutage .gefördert worden. 'Deshalb können nach· 
meinem Dafürhalten d:i!e Be1amten dafür nicht ver­
.antwortlich gemacht werden. Außerdem darf ich 
Ihnen kurz sagen: Ich gla'U!be, ,es d:st noch niemals 
an den Justizminister die Friage gestellt worden, 
war1um er einen Richter nicht dienstaufsichtlich ver­
folgt hat, wenn idas Urteil der 'ersten Instanz ,etwa 
von der :zweiten Instanz ,korri:g.iert oder aufgeihoiben 
wurde. 

·Es wurde weiterhin idie Fr:age des Schul~ufsichts­
gesetzes .ang,eschnitten. Ich kann dem Hohen Haus 
mitteilen, daß 1das Schulaiufsichtsgesetz 'bereits in 
Vorbereitung d:st. Ich hoffe, daß ich noch im Laufe 
dieses J,ahres dem !Hohen Hause Iden ne;uen Ent­
wurf vor1egen kann. 

Zur Friage des Landesschulbeirats danf ich kurz 
sagen: D~e Entscheidung liegt seit ilVIon.aten bei den 
FraJktionen. !Das Kultusministerium d:st dafür nicht 
verantwortlich, wenn die Entscheidung noch nicht 
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gefallen ist. Ich habe den Fr1aktionen ·einen fertigen 
Entwud zugestellt :und seihe rder Verbesch·eidung 
bezieh:ungsweise der Stellungnahme. entgegen. Die­
ser . Entwurf ents;pricht ungefähr genau den Be­
stimmungen, die das württembergische Kultmini­
sterd.um im Ja1hre 1951 für den dort .errichteten 
Landesschulbei<r.at vorgesehen hat. 

Ich glaiU'be, es hat auch Neinen besonderen Wert, 
zur Frage der Lehrerausbildung weitere Ausfüh­
rungen zu machen. Ich habe iin meiner Rede zu 
Be;güm rder Beratungen bereits dar.auf hingewiesen, 
daß 'Verschiedene Initioativentwürfe zur Beratung 
;im Landtag her.anstehen. Seitens des K'ultusmini­
;;teriums 'besteht deshalb keine Verianlassung, die­
sen vier Entwürfen noch einen fünften Entwurf 
hinzuzufügen. W~r sehen der Beratung dieser vor­
Jiegenden vier Entwürfe entgegen und hoffen, daß 
die noch 1a1Usstehenrden resHg•en Gutachten der Uni­
versitäten in Bä-1de eintreffen werden. 

Zu einem Punkt darf ich noch 1SteUung nehmen, 
weil ich glaube, daß ·er 1geeignet 1ist, Unruhe sowohl 

... _in das Haus wie in weitere Kreise der Münchner 
und der bayer.ischen <Bevölkerung zu tragen. Es 
wurde uns der Vorwurf gemacht, wir würden 
·etwas Ähnlich-es wie einen neuen Residenztheater­
Skandal vorbereiten. iDieser Vorwurf wurde uns zu 
Um.echt gemacht. Es ist nicht der mindest·e An­
haltspunkt dafür vorhanden, daß sich etwas .Ä!hn­
liches .anbahnt wie seinerzeit beim Residenztihea­
ter. 1Der Entwu•rd: für den Au:fföau der Tierärztlichen 
Kliniken ist dem Hohen Hause vorgelegt worden. 
Erst •am 30. Juni haben Si:e rden Vo.rgriff auf die 
Mitte1 bewilligt. Die Fmge des Wieder1aufbaus der 
T.ierärztlichen F1akultät wird seit Jahr und Tag in 
der Öffent1ichfueit diskutiert. Wenn rdas Kultus­
ministerium schließlich die Entsche1idung getroffen 
hat, an der ibishertgen Stelle wieder.aufzU!bauen, 
so war es ·darin durch den einstimmigen Beschluß 
de'l:' 'Dierärztlichen :8aikultät bestimmt. Diese Herren 
müssen schließlich wissen, ob es gesundiheitsschäd­
litji ist, .an dieser Stelle weiterzuhaiuen oder nicht. 
Ich wüßte nicht, wen wir darüber hinaus noch zu 
Rate ziehen :sollten. Nach dumpfen IIl[len:höfen, von 
denen g·esprochen wurde, werden Sie im Neubau 
verg.eblich suchen. Die baurechtlichen Gene1hmi­
gungen · ·der hier.für ·zuständigen Hehöriden des 
Stadtrats München und der RegieI"ung von Ober­
i!J.ayern liegen vor, so daß die BaU!a-usführung in 
die Wege geleitet werden ·konnte. Die -bereits im 
Vorj1ahr durchgeführte V:erlegung des Schw.abinger 
Baches, eines Staatsprivatflusses, d:st den wasser­
rechtlichen Vorschriften entsprechend n:ach ·einer 
eingehenden Anhörung .aHer Beteiligten ·erfolgt 
und in ·einer landschaftlich-architektonisch durch­
aus rglücklichen Weise gelöst worden. 1Der neue 
Bachlauf grenzt nun d>as Klinikgelände von dem­
jenigen des Englischen Gartens aib. Wäre· die Ver­
legung des Baches nicht 1ber.eits im Vorjtahr ·erfolgt, 
.so könnten wir mit rder 1Bauausführung jetzt nicht 
beginnen. Das hätte zur weiteren Folge-, daß uns 
die letzten ·600 000 DM ERP~Mittel ver.lorengingen. 'I 
Ich gl1au1be, im Interesse der Öffentlichkeit zu einer 
Forcd:erung dieser Arbeiten verpflichtet zu sein; 

denn das Interesse der Öffentlich.keit scheint mir 
doch weiterzugehen, als das einiger Bewohner der 
Köni'ginstraße, die natürlich Heber in rdas Grüne 
des Englischen Gartens als auf die Gebäude der 
Ti:erärztlichen Fakultät schauen würden. 

lDer Bau der übrirg·en Universitätskliniken nimmt 
selbstverständlich Zeit in Anspruch. Es ist nicht 
damit 1getan, daß man einen Wunsch äußert, einen 
Antrag stellt, ·oder d>aß ich einen Auftrag gebe. Es 
sind eingeihende Vorarbeiten iund P1anungsarbeiten 
notwendig. Es muß ein Wettbewerb aus:geschrieiben 
werden, es müssen die Kosternvoran:schläge einge­
·holt werden. Ich glaube, wir hiaben in unserem 
Wieder.aufbau 'ein T·empo .an:geschl:agen, das sich 
durchaus dem Wiederaufbautempo einfügt, das im 
übri•gen gerade in München eingehalten wird. 

Zur Or'ientierung rdarf ich Ihnen s1agen, wie lange 
an anderen modernen KEnilkbauten rg·e•arbeite_t 
wurde. Ich werde Sie damit nicht 1anige in An­
spruch nehmen. In Zürich wurde der Wettibewerb 
für die OJ:rirur.gische Kilinik 1bere'its im Jahre 1930 
ausgeschrieben, für das Ges•amtspital im Jahre 1934 
und der v\T,ettbewerib für den iProj.ektauftr.ag wurde 
1939 ausgeschrieben. Im Jahre 1941 erfolgte die 
Y.ertr.agsgenehmigung, im November 1:942 der erste 
Spatenstich, die Grundsteinlegung im Poliklinik­
trakt erfolgte 'im 1Mä•rz 1943 und der Abschluß der 
gesiamten Bauarbeiten im J1ahre 1952. In Basel ist 
an vier Vorprojekten gearbeitet wDDden. Man hat 
begonnen im J1ahr·e 1917, hat dann im Jahre 1923 
ein weiteres V:orprojekt ausgearbeitet, im Jahre 
1925 ·ein neues und von 1929 1bis 1:9,33 nochmals ein 
Vorprojekt, bis dann im J1aihre 1937 endlich das 
endgüJtige Projekt ·zustande 'kam. Im Mai 1940 hat 
man mit den Bauiarbeiten •begonnen, die drann dm 
September 1945 fertiiggest·ellt wurden. 

Was in einem Staat nicht rascher zu bewerkstel­
ligen war, der nicht unter den Zerstörungen zweier 
Weltkriege gelitten hat, das darf man vielleicht 
auch uns zugute halt. Ich bitte auch hier um Ihr 
sachliches Urteil und um Verständnis für die Vor­
arbeiten, die nun einmal getroffen werden müssen, 
wenn eine Sache nicht schief gehen soll. 

Auf weitere Einzelheiten der Debatte möchte ich 
mich im großen ganzen nicht weiter einlassen. Es 
wäre auch unserseits noch sehr viel zu sagen zu 
den Fragen der Krankenversorgung in München, 
der Bezahlung der Assistenzärzte, die ja nicht bloß 
für Klinikzwecke eingesetzt werden. Ich darf Ihnen 
versichern, daß wir als Folge der Übernahme der 
Münchener Kliniken von der Stadt auf den Staat 
eine Haushaltsmehrung um 2 Millionen DM bean­
tragt haben, Herr Abgeordneter Engel, um das Ver­
säumte nachzuholen, das nachzuholen, was nach 
unserer Auffassung nachzuholen ist. Wir haben 
allein 32 neue Assistentenstellen beantragt. 

Was die Handarbeitsleh1·erinnen anlangt, Herr 
Abgeordneter Schreiner, so darf ich Ihnen kurz 
mitteilen, daß der Prozentsatz der verbeamteten 
heimatvertriebenen Handarbeitslehrerinnen in den 
einzelnen Regierungsbezirken natürlich verschieden 
ist. Ich greife bewußt den Regierungsbezirk Nieder­
bayern heraus und setze ausdrücklich hinzu, daß 
hier ein Höchstsatz von Verbeamtung vorliegt. Es 
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sind dort nicht weniger als 50 Prozent der heimat­
vertriebenen Handarb'eitslehrerinrien bereits in das 
Beamtenverhältnis übergeführt worden. Wir haben 
auch im Bereich der Mittelschulen einen außer­
ordentlich hohen Prozentsatz von heimatvertriebe­
nen Lehrern eingestellt. Wenn ich mich nicht täu­
sche, waren es vor etwa einem Vierteljahr 42 Pro­
zent bei dieser Schulgattung. Ich gebe zu, daß in 
einer anderen Schulgattung oder bei anderen Be­
amtenkategorien die Heimatvertriebenen vielleicht 
noch etwas im Rückstand sind, aber man muß hier 
doch das Gesamtbild sehen. Ich glaube, Sie können 
uns nicht den guten Willen absprechen, daß wir 
nach Kräften bestrebt sind, auch die Heimatver­
triebenen in unsere Staatsverwaltung einzuglie­
dern. 

Und nun noch eine kurze Erwiderung auf die 
Ausführungen des Herrn Abgeordneten Knott. Sie 
richtet sich nicht bloß an den Herrn Abgeordneten 
dieses Hauses,' sondern auch an den Herrn Landrat 
von Rosenheim. Er hat beantragt, das Kultus­
ministerium möchte so rasch als möglich endlich 
die Qualifikation aussprechen, daß die Trachten­
vereine kulturell wertvoll sind. Ich darf darauf 
hinweisen, daß dem Landratsamt Rosenheim be­
reits im April dieses Jahres der Bescheid erteilt 
wurde, daß für die Zuerteilung des Prädikats „kul­
turell wertvoll" das Landratsamt zuständig ist. 

(Heiterkeit) 

Ein ganz kurzes Wort noch zu dem Kapitel 
Kunst, das auch nach meiner Auffassung etwas 
kurz weggekommen ist. Ich habe Ihnen schon ge­
sagt, daß es nach meiner Ansicht nicht die Aufgabe 
des Staa,tes sein kann, die Kunst zu lenken. Diese 
Zeit ist Gott sei Dank vorüber. 

(Sehr gut!) 

Wir können lediglich pfleglich und fördernd ·ein­
greifen, und das tun wir vom Kultusministerium 
aus sehr gerne, soweit uns die Mittel dazu zur Ver­
fügung stehen, und. darüber hinaus noch, soweit 
besondere Mittel nicht erforderlich sein sollten. Ich 
habe dem Hohen Hause wiederholt meine Auffas­
sung in dieser Richtung bekanntgegeben. Ich lege 
mich weder als Privatperson, noch weniger als Kul­
tusminister auf eine bestimmte Kunstrichtung fest. 
Ich stehe vielmehr auf dem Standpunkt, man soll 
das Gute überall dort nehmen, wo man es findet. 

(Zurufe: Sehr gut! - Abg. Donsberger: Und 
das Glump draußen lassen! - Abg~ Dr. Lip-

pert: Das geschieht aber nicht!) 

- Hier gehen die Meinungen noch weiter ausein­
ander wie auf irgend einem anderen Gebiet der 
Kulturpolitik. Ich kann nur das eine sagen: Die 
Zeiten, die München vor 1914 erlebt hat, kann man 
heute nicht mehr zum Vergleich heranziehen. 
Gebe!f Sie mir die Talente und geben Sie mir die 
Mäzene, die damals in Bayern vorhanden waren, 
dann werde ich Ihnen bessere Kunst in München 
zeigen, als sie der Jugendstil hervorgebracht hat! 

(Beifall bei der CSU) 

Präsident Dr. Hundhammer: Wir kommen zur 
Abstimmung. Ich bitte, den Einzelplan 05 zur Hand 
zu nehmen: 

Geschäftsbereich des bayerischen Staatsmini­
steriums für Unterricht und Kultus für das 
Rechnungsjahr 1953. 

Ich rufe auf Kapitel 05 01, Zentrale Verwaltung, 
A.Ministerium. Summe der Einnahmen 144100 DM, 
Summe .der Ausgaben 2 129 500 DM, Zuschußbedarf 
1 985 400 DM. - Ohne Erinnerung; so genehmigt. 

Ich rufe auf K_apitel 05 01 B. Sammelansätze für 
den Gesamtbereich des Einzelplans 05. Der Haus­
haltsausschuß schlägt vor, im Stellenplan bei Titel 
110, Abfindungen und Übergangsgelder (ohne wis­
senschaftliche Hochschulen und Bayerische Staats­
theater) folgen~en Vermerk anzufügen: 

Die Ausgaben sind in der Rechnung bei den 
einzelnen Kapiteln nachzuweisen. 

- Das Hohe Haus ist damit einverstanden. 

Das Kapitel schließt ab: Summe der Einnahmen 
1000 DM, Summe der Ausgaben 2 256 200 DM, Zu­
schußbedarf 2 255 200 DM. - Ohne Erinnerung; so 
genehmigt. 

Ich rufe auf Kapitel 05 02, Allgemeine Bewilli­
gungen, A. Wissenschaft. Hier liegt mir ein Antrag 
Meixner zum Titel 602 auf Erhöhung vor. Herr 
Abgeordneter, Sie haben gestern die Erklärung ab­
gegeben, daß aufErhöhungsanträge verzichtet wird. 
Gilt dieser Antrag damit als zurückgezogen? 

(Abg. Meixner: Jawohl!) 

- Das ist der Fall. Der Antrag entfällt. 

Der Haushaltsausschuß hat vorgeschlagen, bei 
Titel 606, ·Zuschuß an die Hochschule für Politische 
Wissenschaften in München (e. V.), den Betrag von 
25 000 DM auf 50 000 DM zu erhöhen. - Das Hohe 
Haus ist damit einverstanden. Der Klarheit halber 
bemerke ich, daß Erhöhungs- und Veränderungs­
anträge, die im Haushaltsausschuß beschlossen 
worden sind, nach der Vereinbarung der Koali­
tionsfraktionen auch hier angenommen werden .. 
sollen. 

Titel 607, Zuschuß an die Monumenta Germaniae 
historica in München, ist in Titel 624 umzunume­
rieren und bei diesem Titel ist der Betrag' ·um 
20 000 DM auf 120 000 DM zu erhöhen. 

Bei Titel 611, Deutsches · Institut für Zeit­
geschichte, insbesondere der nationalsozialistischen 
Zeit, München, Kostenanteil Bayerns, ist der Betrag 
um 5000 DM auf 25 000 DM zu erhöhen. 

(Abg. Donsberger: Hoffentlich kommt einmal 
etwas heraus!) 

Bei Titel 620, Zuschuß zum Bedarf des Germani­
. sehen Museums in Nürnberg, ist beantragt, den Be­

trag um 26 000 DM auf 545 000 DM zu erhöhen. 

Bei Titel 621, Zuschuß zu den persönlichen Aus­
gaben des Deutschen Museums in München, ist der 
Betrag um .67 000 DM auf 1 335 000 DM zu erhöhen. 

Bei Titel 622, Zuschuß an das Deutsche Geodäti­
sche Forschungsinstitut der Deutschen Geodätischen 
Kommission bei der Bayerischen Akademie der 
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Wissenschaften in München, Gesamtleitung und 
Abteilung I (Theoretische Geodäsie), ist beantragt, 
den Betrag um 56 000 DM auf 200 000 DM zu er­
höhen. 

Bei Titel 623, Zuschuß an das Zentralinstitut für 
Kunstgeschichte in München, soll der Betrag um 
40 000 DM auf 190 000 DM erhöht werden. 

Bei Titel 625, Zentralzuschuß an die Max-Planck­
Institute, ist der Betrag um 689 900 DM auf 
3 539 900 DM zu erhöhen. 

Unter Berücksichtigung dieser Änderungen 
schließt das Kapitel ab mit Summe der Einnahmen 
30 000 DM, Summe der Ausgaben 6 460 000 DM, 
Zuschußbedarf 6 430 000 DM. - Ich stelle die Zu­
stimmung des Hauses fest. 

Ich rufe auf das Kapitel 05 02, Allgemeine Bewil­
ligungen, B. Erziehung. Der Haushaltsausschuß be­
antragt, folgenden neuen Leertitel anzufügen: 

Tit. 64, Zuschüsse und andere Zuweisungen 
von Sonstigen für besondere Zwecke, 

und folgenden Vermerk anzubringen: 

Vgl. Vermerk zu Tit. 602. 

Bei Titel 600, Zuschüsse für Jugendwandern, für 
den Ausbau und zum Betrieb von Jugendherbergen 
b. an Sonstige, ist. der Betrag um 50 000 DM auf 
175 000 DM zu erhöhen. 

Bei Titel 601, Zuschüsse für Zwecke der Jugend­
pflege und Jugendbewegung, soll der Betrag um 
150 000 DM auf 500 000 DM erhöht werden. 

Bei Titel 602, Zuschüsse für Zwecke der Leibes­
übungen, b. an Sonstige, · ist der Betrag um 
50 000 DM auf 205 000 DM zu erhöhen und folgen­
der weiterer Vermerk anzufügen: 

Die Willigungen erhöhen sich um dl.e Ein­
nahme bei Tit .. 64. · 

Bei Titel 603, Zuschüsse für den Wiederaufbau 
und die Errichtung von Kindergärten, ist die 
Zweckbestimmung wi"e folgt zu ändern: 

Zuschüsse für den Betrieb und die Errichtung 
von Kindergärten. 

Ferner ist der Betrag um 100 000 DM auf 
350 000 DM zu erhöhen. 

Bei Titel 610, Zuschüsse für nichtstaatliche höhere 
Schulen, und bei Titel 611, Zuschüsse für nicht­
staatliche Mittelschulen, ist beantragt, den Betrag 
um 4 554 000 DM auf 18 000 000 DM zu erhöhen und 
den Vermerk bei Titel 611: 

„Die Mittel bei Tit. 610 und 611 und den Unter­
abschnitten sind gegenseitig deckungsfähig" 

zu streichen. 

Bei Titel 612, Zuschüsse an nichtstaatliche Leh­
rerinnenbildungsanstalten, ist folgender Vermerk 
einzufügen: 

„Die Mittel bei Tit. 610, 611 und 612 und den 
Unterabschnitten sind gegenseitig deckungs­
fähig." 

Bei· Titel 622, Anteil an dem Bedarf des 
Balthasar-Neumann-Polytechnikums in Würzburg 
(Akademie für angewandte Technik), ist der Be­
trag um 35 700 DM auf 182 000 DM zu erhöhen. 

Bei Titel 625, Zuschüsse für Haushaltungsschulen 
und hauswirtschaftliche Faehschulen, a) an Ge­
meinden und Gemeindeverbände, b) an Sonstige, 
ist der Betrag um 25 000 DM auf insgesamt 
100 000 DM zu erhöhen. 

Bei Titel 950, Zuschüsse zur Errichtung von Ju­
gendheimen, ist beantragt, denBetrag um 100 000 DM 
auf 200 000 DM zu erhöhen. Damit ist die ur­
sprüngliche Regierungsvorlage wiederhergestellt. 

Unter Berücksichtigung dieser Änderungen er­
gibt sich für das Kapitel 05 02 B. folgender Ab­
schluß: Einnahmen ,sind nicht vorhanden. Die 
Summe der Ausgaben in Höhe von 20 533 500 DM 
stellt den Zuschußbedarf dar. 

Ich rufe auf das Kapitel 05 02, Allgemeine Be­
willigungen, C. Kunst und Volksbildung. Hier 
liegen Abänderungsanträge vor, und zwar einer 
zu Titel 600, Anteil an den Kosten für das Landes­
theater Coburg, unterzeichnet Bezold und Frak­
tion, den Betrag von 540 000 DM einzusetzen, dann 
ein Antrag Dr. Strosche, Riediger und Fraktion, 
Bantele und Genossen, Bezold und Fraktion, 
Pittroff (SPD), der ebenfalls dahin lautet, daß 
540 000 DM eingesetzt werden. Das würde auch 
eine Erhöhung bedeuten. Ich nehme an, daß der 
Antrag ebenfalls wie der von der CSU deswegen 
zurückgezogen ist. 

DaI).n liegt ein Antrag vor zu Titel 604, Zu­
schüsse zur Förderung und Pflege der bildenden 
Kunst, den ursprünglichen Ansatz wieder herzu­
stellen. 

(Abg. Dr. Lippert: Zur Abstimmung!) 

Zur Abstimmung der Herr Abgeordnete 
Dr. Lippert! 

Dr. Lippert (BP): Herr Präsident, meine Damen 
und Herren! Hier ist tatsächlich ein Irrtum unter­
laufen. Es soll bei Kapitel 05 02 C. Titel 614, Zu­
schüsse an wirtschaftliche Organisatio?Jen der 
Künstlerschaft, b) für Notstandsmaßnahmen und 
Notstandsankäufe, der Ansatz um 20 000 DM er­
höht werden. 

Präsident Dr. Hundha:mmer: Bei Titel 614 b) 
liegt also ursprünglich eine falsche Formulierung 
vor. Es handelt sich aber auch um eine Erhöhung. 
Sie halten den Antrag aufrecht? 

Dr. Lippert (BP): Ich halte ihn deshalb aufrecht, 
weil ich einen Deckungsvorschlag in Ziffer 3 meines 
Abänderungsantrags gemacht habe, so daß das 
Volumen gleich b~eibt. 

Präsident Dr. Hundhammer: Wir kommen dann 
zur Abstimmung über diesen Antrag. Wer dem 
Antrag stattgeben will, möge sich vom Platz er­
heben. - Ich bitte um die Gegenprobe. - Der 
Antrag ist abgelehnt. · 
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Der Ausschuß hat beantragt, bei Titel 601, Zu­
schüsse für andere Theater, a) an Gemeinden und 
Gemeindeverbände, den Betrag um 100 000 DM 
auf 1 480 000 DM zu erhöhen. Somit wurde hier 
auch di:e ursprüngliche Regierungsvorlage wieder 
hergestellt. 

. (Abg. Eberhard: Zur Abstimmung!) 

Das Wort hat zur Abstimmung der Herr Abge­
ordnete Eberhard. 

Eberhard (CSU): Ich möchte nur vorschlagen, 
die Worte „Wiederherstellung der ursprünglichen 
Regierungsvorlage" zu .streichen; denn es ist keine 
ursprüngliche Regierungsvorlage. Der Haushalt 
wurde erst in der veränderten Fassung dem Hause 
vorgelegt. 

Präsident Dr. Hundhammer: Der Satz gilt an sich 
auch nur als Kommentar; er ist kein Bestandteil 
des Beschlusses. Eine Erinnerung seitens des Hohen 
Hauses erhebt sich dagegen nicht. - Es ist be­
schlossen, wie vom Ausschuß vorgeschlagen. 

~Der Haushaltsausschuß schlägt ferner vor, bei 
Titel 610, Zuschuß an die Bamberger Symphoniker, 
den Betrag um 50 000 DM auf 150 000 DM zu er­
höhen; bei Titel 611, Zuschüsse an das Stadtorche­
ster in Hof, das Fränkische Landesorchester in 
Nürnberg und das Orchester in Bad Reichenhall, 
den Betrag um 40 000 DM auf 120 000 DM zu er­
höhen und die Erläuterung zu diesem Titel zu 
streichen; bei Titel 614, Zuschüsse für wirtschaft­
liche Organisationen der Künstlerschaft; für Not­
standsmaßnahmen und Notstandsankäufe, die 
Zweckbestimmung wie folgt zu ändern: „Zuschüsse 
für wirtschaftliche Organisationen der Künstler­
schaft; für Ankäufe und Notstandsmaßnahmen" 
und die Zweckbestimmung unter b. wie folgt zu 
ändern: „b. für Ankäufe und Notstandsmaßnah­
men"; bei Titel 616, Leistung an die Coburger Lan­
desstiftung, den Betrag um 40 000 DM auf 190 000 
DM zu erhöhen; bei Titel 617, Zuschüsse für Orts­
und Provinzsammlungen, a. an Gemeinden und Ge­
meindeverbände, den Betrag um 3000 DM auf 

· 10 000 DM zu erhöhen, b. an Sonstige, den Betrag 
um 2000 DM auf 5000 DM zu erhöhen. 

Zu den Titeln 620 und 621 liegen Änaerungs­
anträge vo.r, zunächst ein Antrag Meixner und 
Beier: „Die Mittel bei Tit. 620 und 621 sind 
gegenseitig deckungsfähig." Dann liegt ein Antrag 
Dr. Lippert vor, den Ansatz bei Titel 621, Zuschüsse 

pzur Förderung des Volksbildungswesens im allge­
meinen, von 45 000 DM auf 55 000 DM zu erhöhen, 
um dem Bayerischen Volksbildungsverband einen 
Betrag von mindestens'lO 000 DM zu gewährleisten. 

\ 

(Abg. Dr. Lippert: Zur Abstimmung!) 

-- Herr Abgeordneter Dr. Lippert zur Abstimmung! 

Dr. Lippel't (BP): Ich bin gerne bereit, auf die 
Ziffer 2 des Abänderungsantrags zugunsten dieses 
weiteren Abänderungsantrags zu verzichten, möchte 

aber bitten, daß der Landtag beschließt: Der Land­
tag spricht die Erwartung aus, daß dem Bayerischen 
Volksbildungsverband bei Kapitel 05 02 aus den Ti­
teln 620 und 621 wenigstens 10 000 DM zufließen. -
Ich spreche im Namen all derjenigen Mitglieder 
von sämtlichen Fraktionen, die die Eingabe des 
Volksbildungsverbands unterzeichnet haben. Es ist 
die Erwartung, daß dieser Betrag auch tatsächlich 
dem Volksbildungsverband zugute kommt . 

Präsident Dr. Hundhammer: Ich bemerke hiezu, 
daß der Haushaltsausschuß selber vorschlägt, bei 
Titel 620, Förderung der Erwachsenenbildung,. den 
Betrag uni 140 000 DM auf 250.000 DM zu erhöhen 
und bei Titel 621, Zuschüsse zur Förderung des 
Volksbildungswesens im allgemeinen, den Betrag. 

1um 5000 DM auf 45 000 DM zu erhöhen. 

Ich lasse zunächst darüber abstimmen, ob das 
Haus gewillt ist, der Anregung des Herrn Abgeord­
neten Dr. Lippert bezüglich der 10 000 DM statt­
zugeben. Wer damit einverstanden ist, möge Platz 
behalten. Das ist angenommen. Der ursprünglicl).e 
Aontrag des Herrn Abgeordneten Dr. Lippert ist 
dann zurückgezogen. 

Wir kommen nun zur Abstimmung über den An­
trag Meixner, Beier, wonach die Titel 620 und 621 
gegenseitig deckungsfähig sein sollen. Wer dem zu­
stimmt, wolle Platz behalten. - Es ist einstimmig 
beschlossen, wie beantragt. " 

Nun läge noch vor ein Antrag Dr. Lippert, den 
Betrag bei Titel 620 - -

(Abg. Dr. Lippert: Der Antrag gilt jetzt als 
zurückgezogen!) 

- Der Antrag wird zurückgezogen; er ist damit 
erledigt. 

BezügliCh der Titel 620 und 621 darf ich anneh­
men, daß c;l.as Haus mit den vom Haushaltsausschuß 
vorgeschlagenen Erhöhungen einverstanden ist. An 
sich erfolgt ja die Abstimmung über die Erhöhun­
gen erst am Schluß beim ganzen Kapitel. 

Zu Titel 622, Zuschüsse zur' Förderung der Volks­
musik, schlägt der Haushaltsausschuß vor, 30 000 
DM einzusetzen. 

Außerdem liegt ein Antrag Volkholz und Ge­
nossen vor, für Trachten- und Volkstumsvereine 
einen neuen Titel 623 einzufügen mit einem Betrag 
von 100 000 DM. Das ist ein Antrag mit einem 
neuen Betrag. Wird der Antrag zurückgezogen? -
Der Antragsteller selber ist nicht anwesend; dann 
müssen wir abstimmen. Wer dem Antrag statt­
geben will, möge sich vom Platz erheben. - Ich 
bitte um die Gegenprobe. - Stimmenthaltungen? 
- Der Antrag ist abgelehnt. · 

Unter Berücksichtigung der beschlossenen Ände­
rungen schließt das Kapitel 02 C ab mit einer 
Ausgabensumme von 3 700 000 DM. Einnahmen 
sind nicht vorhanden; die Ausgabensumme stellt 
den Zuschußbedarf dar. - Ich stelle die Zustim­
mung des Hauses fest. 

Es .folgt Kapitel 05 03, Universität München. 
A. Universität im allgemeinen: Der Haushaltsaus-



Bayerischer Landtag - 154. Sitzung. Donnerstag, den 16. Juli 1953 1805 

(Präsident Dr. Hundhammer) 

. schuß schlägt vor, bei Titel 101, Dienstbezüge der 
planmäßigen Beamten, a. Verwaltungsbeamte, den 
Betrag um 3700 DM aiuf 1 006 600 DM zu kürzen 
und im Stellenplan unter a. Beamte - Aufstei­
gende Gehälter, bei Besoldungsgruppe A 2 c 2 
einen Verwaltungsdirektor der Universitätsklini­
ken zu streichen; bei Besoldungsgruppe A 4 c 2 -
Regierungsinspektoren, die Zahl um 3 auf 18 zu 
erhöhen; bei Besoldungsgruppe A 6 - Werk­

meister und Oberwerkmeister, die Zahl um 1 auf 
14 zu kürzen; bei Besoldungsgruppe A 8 a - Re­
gierungsassistenten, die Zahl um 1 ·auf 8 zu kür­
zen; bei Besoldungsgruppe A 10 b - Hochschul­
oberoffizianten, Amtsoffizianten und Amtswarte, 
die Zahl um 1 auf 17 zu kürzen; bei Titel 104, 
Dienstbezüge der nichtbeamteten Kräfte, a. Ver­
gütungen der Angestellten, den Betrag um 
15 200 DM auf 881 200 DM zu erhöhen; b. Löhne 
der Arbeiter, den Betrag um 12 900 DM auf 
624 100 DM zu kürzen; im Stellenplan zu Titel 104 a 
unter Bedarf an nichtbeamteten Kräften 1. Ange­
stellte b. Tarifliche Angestellte, bei Vergütungs­
gruppe VII die Zahl um 4 auf 71 zu erhöhen, bei 
Vergütungsgruppe VIII die Zahl um 1 auf 41 zu 
kürzen; 2. Arbeiter, die Zahl um 4 auf 186 zu 
kürzen. Unter Berücksichtigung dieser Änderungen 
schließt das Kapitel ab: Summe der Einnahmen 
3 011100 DM, Summe der Ausgaben 10 668 900 DM, 
Zuschußbedarf 7 657 800 DM. - Das Hohe Haus ist 
damit einverstanden. 

Ich rufe auf das Kapitel 05 03, Universität Mün­
chen, B. Kliniken. Der Haushaltsausschuß bean­
tragt, bei Titel 1, Einnahmen aus Vermietung, 
Verpachtung und Nutzung von Grundstücken, Ge­
bäuden, Wohnungen, Anlagen und Geräten, den 
Betrag um 3900 DM auf 46 900 DM zu erhöhen; bei 
Titel 2, Erlöse aus dem Verkauf unbrauchbar oder 
entbehrlich gewordener Geräte, Ausstattungs­
gegenstände, Drucksachen, Akten, von Altstoffen 
und dergleichen, den Betrag von 1000 DM auf 
2000 DM zu erhöhen; bei Titel 15, Einnahmen von 
Kranken, den Betrag um 2 898 800 DM auf 
9 030 000 DM zu erhöhen; bei Titel 101, Dienst­
bezüge der planmäßigen Beamten, den Betrag um 
204 700 DM auf 705 300 DM zu erhöhen und im 
Stellenplan unter Aufsteigende Gehälter bei Be­
soldung.sgruppe A 2 b, Apothekendirektor, die 
Zahl 1 einzusetzen, bei Besoldungsgruppe A 2 c 2, 
Apothekendirektor, die Zahl 1 zu streichen, bei 
Oberärzte die Zahl um 5 auf 16 zu erhöhen, bei 
Verwaltungsdirektor die Zahl 1 einzusetzen, bei 
Besoldungsgruppe A 4 b 1, Regierungsoberinspek­
toren, die Zahl um 2 auf 5 zu erhöhen, bei Besol­
dungsgruppe A 4 c 2 bei Regierungsinspektoren die 
Zahl um 4 auf 7 zu erhöhen und anzufügen 1 Tech­
nischer Inspektor, bei Besoldungsgruppe A 6, Werk­
meister, Oberwerkmeister, die Zahl um 2 auf 5 zu 
erhöhen, bei Besoldungsgruppe A 7 a, Regierungs­
sekretäre, die Zahl um 3 auf 5 zu erhöhen, bei 
Besoldungsgruppe A 8 a bei Regierungsassistenten 
die Zahl um 5 auf 6 zu erhöhen, bei Oberwerkfüh­
rer die Zahl um 1 auf 3 zu erhöhen, bei Präparato­
ren die Zahl um 1 auf 7 zu erhöhen, bei Besol­
dungsgruppe A 9 a, Präparatoren, die Zahl um 1 

auf 7 zu kürzen, bei Besoldungsgruppe A 10 a, La­
boranten, die Zahl um 1 auf 2 zu kürzen, bei Be­
soldungsgruppe A 10 b, Hochschu'loberoffizianten, 
Amtsoffizianten und Amtswarte, die Zahl um 10 
auf 31 zu erhöhen; ferner bei Titel 103, Dienstbe­
züge der außerplanmäßigen und abgeordneten Be­
amten, den Betrag um 225 000 DM auf 1 275 600 DM 
zu erhöhen und im Stellenplan in der Übersicht 
„Bedarf an beamteten· Hilfskräften" in der Spalte 
„Für das Rechnungsjahr 1953 durchschnittlich er­
forderlich" die Zahl der Oberassistenten um 7 auf 
25 und die Zahl der wissenschaftlichen Assistenten 
um 25 auf 157 zu erhöhen; bei Titel 104, Dienst­
bezüge der nichtbeamteten Kräfte, a. Vergütung 
der Angestellten, den Betrag um 883 100 DM a:uf 
2 450 300 DM zu erhöhen, b. Löhne der Arbeiter, 
den Betrag um 391 600 DM auf 1 048 100 DM zu 
erhöhen und im Stellenplan unter Bedarf an nicht­
beamteten Kräften 1, Angestellte a. Außertarif­
liche Angestellte bei Pflichtassistenten die Zahl um 
23 auf 43 zu erhöhen, bei Volontärassistenten die 
Zahl um 16 auf 68 zu erhöhen, b. Tarifliche Ange­
stellte bei Vergütungsgruppe II die Zahl 5 einz•u­
setzen, bei Vergütungsgruppe III die Zahl um 23 

· auf 26 zu erhöhen, bei Vergütungsgruppe VI b die 
Zahl um 3 auf 18 zu erhöhen, bei Vergütungs­
gruppe VII die Zahl um 34 auf 119 zu erhöhen, bei 
Vergütungsgruppe VIII die Zahl um 28 auf 89 zu 
erhöhen, bei Vergütungsgruppe IX die Zahl um 7 
auf 36 zu erhöhen, bei Vergütungsgruppe Kr. d. die 
Zahl um 33 auf 84 zu erhöhen, c. Sonstige Hilfs­
kräfte die Zahl um 2 auf 13 zu erhöhen, d. vom 
BRK usw. gestellte Schwestern die Zahl um 175 
auf 535 zu erhöhen, 2. Arbeiter die Zahl um 50 
auf 150 zu erhöhen; Klinischer Wirtschaftsdienst, 
die Zahl um 146 auf 357 zu erhöhen; bei Titel 105, 
Unterhaltsbeihilfen für Volontärassistenten, den 
Betrag um 5900 DM auf 68 900 DM zu erhöhen; bei 
Titel 200, Geschäftsbedürfnisse, den Betrag um 
28 000 DM auf _103 700 DM zu erhöhen; bei Titel 201, 
Unterhaltung und Ersatz der Geräte und Aus­
stat1mngsgegenstände, a. Unterhaltung, den Betrag 
um 36 400 DM auf 115 400 DM zu erhöhen, b. Er­
satz, den Betrag um 87 000 DM auf 292 000 DM zu 
erhöhen;. bei Titei 202, Bücherei, ·den Betrag um 
4000 DM auf 21 000 DM zu erhöhen; bei Titel 203, 
Post- und Fernmeldegebühren, Kosten für Fern­
meldeanlagen sowie Rundfunkgebühren, den Be­
trag um 79 500 DM auf 191 000 DM zu erhöhen; bei 
Titel 204, Unterhaltung der Gebäude, den Betrag 
um 145 800 DM auf 360 800 DM zu erhöhen; bei 
Titel 205, Kleinere Neu-, Um- und Erweiterungs­
bauten sowie Erwerb von Haus- und Baugrund­
stücken, den Betrag um 61 700 DM auf 104 700 DM 
zu erhöhen; bei Titel 206, Bewirtschaftung von 
Dienstgrundstücken und Diensträumen, den Be­
trag um 607 500 DM auf 1 740 000 DM zu erhöhen; 
bei Titel 208, Haltung von Dienstfahrzeugen, den 
Betrag um 7000 DM auf 13 200 DM zu erhöhen; bei 
Titel 215, Reisekostenvergütungen, a. Inlandsrei­
sen, den Betrag um 1800 auf 7800 DM zu (;'rhöhen; 
.bei Titel 298, Zuschuß an die GemeinschaftsküGhe, 
den Betrag um 28 800 DM auf 46 800 DM zu er­
höhen; bei Titel 299, Vermischte Verwaltungsaus­
gaben, den Betrag um 2000 DM auf 82 500 DM zu 
erhöhen; bei Titel 300, Büchereien, Sammlungen 
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und für sonstige wissenschaftliche Zwecke, den 
Betrag um 50 000 DM auf 130 000 DM zu erhöhen; 
bei Titel 400, Beköstigung der Kranken: und des 
Personals, den Betrag um 803 500 DM auf 
2 270 500 DM zu erhöhen; bei Titel 401, Ärztliche 
Instrumente, Apparate einschließlich Röntgenbe­
trieb, den Betrag um 130 000 DM auf 805 000 DM 

. :m erhöhen; bei Titel 402, Arzneien, Verba.nds­
mittel, Laborbedarf, den Betrag um 484 000 DM 
auf 1173 500 DM zu erhöhen, ferner folgende neue 
Titel einzufügen: Titel 850, . Anschaffung eines 
Lastkraftwagens und eines Krankentransportwa­
gens 20 200 DM; Titel 872, Ersteinrichtung für die 
Gesamtverwaltung 43 800 DM; Titel 873, Erneue'­
rung und Ergänzung der Wäsche, Matratzen, für 
die Beschaffung von Kühlschränken, einer Wasch­
maschine, eines Gasherdes, 250 Kehrrichttonnen 
und Ausstattung der Krankenzimmer 215 000 DM; 
Titel 874, für Röntgenapparate und sonstige ärzt­
liche Geräte 240 000 DM. 

Unter Berücksichtigung dieser Veränderungen 
schließt das Kapitel ab mit: Summe der.Einnahmen 
9 764 100 DM, Summe der Ausgaben 14 482 100 DM, 
Zuschußbedarf 4 718 000 DM. - Das Hohe Haus 
ist damit einverstanden. 

Ich rufe auf das Kapitel 05 04, Universität 
Würzburg, A. Universität im allgemeinen. 

Summe der Einnahmen 1 461 300 DM, Summe 
der Ausgaben 5 192 600 DM, Zuschußbedarf 
3 731 300 DM. - Das Hohe Haus ist damit einver­
standen. 

Ich rufe auf Kapitel 05 04, Universität Würzburg, 
B. Kliniken. Der Abschluß des Kapitels lautet: 
Summe der Einnahmen 5 263 600 DM, Summe der 
Ausgaben 7 638 900 DM, Zuschußbedarf 2 375 300 DM. 
.- Ohne Erinnerung genehmigt. · 

Ich rufe auf das Kapitel 05 05, Universität Er­
langen, A. .Universität im allgemeinen. 

Der Haushaltsausschuß schlägt vor, im Stellen-: 
plan zu Titel 101, Dienstbezüge der planmäßigen 
Beamten, b. Professoren, bei Besoldungsgruppe 
H 2 - außerordentliche Professoren, dem k. w.­
Vermerk folgende F·assung zu geben: „(davon 
1 k. w.)". 

Der kbschluß des Kapitels lautet: Summe der 
Einnahmen 943 300 DM, Summe der Ausgaben 
4 336 600 DM, Zuschußbedarf 3 393 300 DM. - Das 
Kapitel ist genehmigt. 

·Es folgt das Kapitel 05 05, Universität Erlangen, 
B. Kliniken. 

Summe der Einnahmen 4 087 300 DM, Summe 
der Ausgaben 6 059 400 DM, Zuschußbedarf 
1 972 100 DM. - Ohne Erinnerung genehmigt. 

Ich rufe auf Kapitel 05 06, Technische Hochschule 
München, A. Technische Hochschule im •allgemei­
nen. 

Der Haushaltsausschuß schlägt vor, bei Titel 61, 
Zuschüsse und andere Zuweisungen vom Bund, 
folgenden Vermerk anzubringen: „Vgl. Vermerk 
bei Tit. 35Q"; bei Titel 101, Dienstbezüge der plan­
mäßigen Beamten, a. Verwaltungsbeamte, den 

Betrag um 16 400 DM auf 654 900 DM zu erhöhen 
und im Stellenplan zu Titel 101, a) Verwaltungs­
beamte, aufsteigende Gehälter, bei Besoldungs­
gruppe A 2 c 2 - Regierungsbaurat die Zahl 1 auf 
2 zu erhöhen und bei Besoldungsgruppe A 6 Werk­
meister die Zahl 16 auf 17 zu erhöhen; bei Titel 104, 
Dienstbezüge der nichtbeamteten Kräfte, a. Ver­
gütungen der Angestellten, den Betrag um 3800 DM 
auf 891 800 DM :zm erhöhen und im Stellenplan 
unter Bedarf an nichtbeamteten Kräften bei Ver­
gütungsgruppe VIII unter der Rubrik München 
die Zahl um 1 auf 50 zu erhöhen; bei Titel 350, Für 
besondere Zwecke aus Zuschüssen und anderen 
Zuweisungen von Sonstigen, Ziffer 1 Satz 1 des 
Vermerks zu Titel 350 wie folgt zu fassen: 1. Die 
Ausgabebefugnis bemißt sich nach der Einnahme 
bei Tit. 61 auf 64. 

Unter Berücksichtigung der erwähnten Ände­
rungen schließt das Kapitel ab mit: Summe der 
Einnahmen 1 929 500 DM, Summe der Ausgaben 
8 359 900 DM, Zuschußbedarf 6 430 400 DM. -
Ohne Erinnerung genehmigt. 

Ich rufe •aiuf die K•apitel 05 06, Technische Hoch- _ 
schule, iMünchen, iB. Nebenanstalten und Betriebe 
in Weihenstephan. 

•$umme der. Einnahmen 5 761 100 DM, Summe der 
Ausgaben •6 271 000 DiM, Zuschußbedarf 509 900 DM. 
- Ohne Erirunerung genehmigt. 

Es fo1gt Kapitel 05 07, Philosophisch-theologische 
Hochschulen. 

Summe der Einnahmen 347 000 DM, Summe der 
Ausg•aben 1 923 300 iDiM, Zuschußbediarf 1 5q5 500' 
DM. - .So .g·enehmigt. 

Ich rrnfe auf KJapitel 05 08, Samme1ansätze für 
den Gesamtbereich der Universitäten und der son­
stigen wissenschaftlichen iHochschuJ,en. 

Einnahmen sind nicht vorhanden. Die Ausg.aben­
summe beträgt 2 503 000 iDM. Das dst Z'U·gleich der 
Zusch1Ußbedarf. - Ich steUe 1die Zustimmung des 
Hohen Hauses fest. 

Es fol.gt .KJapitel 05 13, (Bayerische Sportakademie 
Grünwal!d. 

.Summe der Einnahmen 115 100 DiM, Summe der 
Ausg.aiben 245 900 DM, Zuschußibedarf 130 800 ·DM. 
- So genehmigt. 

Ich rufe auf Kapitel 05 14, iHochschulinstitute für 
Lei'besübungen. 

Sum~e der !Einnahmen 72 700 DM, Summe der 
Ausg·aben 228 700 [)iM, Zuschußibedarf 156 000 DM. 
- •So genehmigt. 

Ich rufe auf K:apitel 05 15, Orthopädische Klinik 
in München. 

Summe der Einnahmen 1 .300 000 [)M, Summe der 
Ausgaben 1 300 000 DiM; kein Zuschußbedarf und 
kein Überschuß. - Genehmigt. 

lEs folrgte Kapitel 05 16, Hebammenschule, Ent­
bindungsanstalt uJ11d Frauenklinik Hamberg. 

Summe der Einnahmen 600 000 DM, Summe der 
Ausgaben 626 000 1DiM, Zuschuß1bedarf 26 000 DM. 
- Genehmigt. 

Ich rufe auf Kapitel 05 17, Bayerische Almdemie 
de·r Wissenschaften. - Ich ibin •gewohnt, rdaß es 
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heißt: Akademie der Wissenschaften. Ist das eine 
Änderung? 

(Abg. Dr. Brücher: Im Haushalt steht: 
Aka!demie 1der Wissenschaften!) 

- Ich iglaiu1be, man blei!bt, wenn ruicht eine Ände­
rung vorliegt, bei der 'alten Bezeichnung „Baye­
rische Ak:ademie der Wissenschaften". - Ich stelle 
das so fest. 

Auf Vorschlag des Hausihaltsausschusses soll fol­
gender Leertitel eingefügt werden: Tit. 204, Unter­
haltung der Gebäude. 

Das Kapitel schließt ,ab: Summe der Einnahmen 
11 000 iDM, Summe rder .Ausgaben 489 700 DM, 
Zuschiußbeidiarf 478 700 DiM. - So genehmigt. 

Ich ru:5e auf Kapitel 05 18, .Staatliche wissen­
schaftliche Sammlungen. 

Elinnahmen sind nicht vorhanden. 'Die Summe 
der Ausgaben in Höhe von 462 800 DM stellt zu­
gleich den Zuschußbedarf dar. - 1So genehmigt. 

Ich ru:5e auf 1das :Kapitel 05 19, Botanisch·er 
Garten in München: Summe der EinTuahmen 129 000 
DM, Summe der Ausga'ben 661 '500 DM, Z;uschuß­
bedarf 532 500 DM. - Ist •genehmigt. 

Ich rufe auf rdas K!apitel 05 20, Balneologisches 
·Institut ibei der Universität München: Summe der 
Einnahmen 33 400 1D!M, Summe der Ausga1ben 
141 600 DM, Zuschußbedfüf 108. 200 DiM. - So 
genehmigt. 

Ich rufe auf das Kapitel· 05 21, IBayerisch·e Biolo­
gische Vers;uchsanstalt 1n München: Summe der 
Einnaihmen ,3 000 DiM, Summe der Ausgaben 110 900 
DM, Zuschußbedia11f 102 900 DM. - Das Kapitel 
ist genehmigt. · 

Ich rufe auf das K!apitel 05 22, Teichwirtsch·aft­
liche Versuchsanstalt „lHofer-Institut" in Wielen­
bach: Summe der Einnahmen 11 900 DM, Summe 
der Ausgaben 45 900 lDM, ZuschrußbedaTf 34 000 DM. 
- So g·enehmiigt. 

:Ich rufe auf rdas Kapitel 05 25, 1Staatsbi1bliothek 
in :München: Summe der ·Einn,ahmen 19 100 DM, 
Summe der Ausgaben 1 552 700 1DM, Zuschußbedarf 
1 533 600 DiM. - Ist genehmigt. 

Ich rufe ,auf das Kapitel 05 26, 1StaatHche Biblio­
thek in Bamberg: Summe der Einnahmen 1 500 DM, 
S:umme der Ausga1ben 92 500 DM, Zuschußbedarf 
91 000 D!M. - Das Ifapitel ist genehmigt. 

Ich rufe auf das Kapitel 05 27, .Staatliche Biblio­
thek in Regensburg: Summe der Einnahmen 3 300 
DM, Summe der Ausga1ben 36 900 DlVI:, Zuschuß­
bed.arf 33 600 iDM. - Ohne Erinnerung genehmigt. 

Ich rufe •auf das Kapitel 05 28, 'Staatliche Biblio­
thek in Passau: !Srumme der Einnahmen 800 DM, 
Summe der Ausgaben 15 800 DM, Zuschußbedarf 
15 000 DM.· - Das Kapitel ist genehmigt. 

Ich rufo auf Kapitel 05 31, St•a1atliche Archive. 
Der Haushalts·ausschuß schlägt vor, bei Titel 63, 
Zuschüsse und ,andere Ziuwenidungen von Gemein-

den und Gemeindeverbä·nden für besondere Zwecke, 
folgenden Vermerk anzuibr.ingen: 

„V.gl. Vermerk bei Tit. 301" 

und bei Titel 301, Archivpflege, folgenden Vermerk 
anzubringen: · 

„Dl!e Willigungen erhöhen sich um die Mehr­
einnahme 1bei Tit. 63." 

Das Kapitel schließt ab mit Summe der Eoinnahmen 
30 500 DM, Summe der Ausiga1ben 1 216 200 DM, 
Zuschußlbedarf 1 H35 700 :DiM. - Das ·Kapitel ist 
genehmigt. 

Ich rufe mvf das Kapitel 05 35, .Regierungen. Der 
Harushialtsausschuß schlägt vor, ibei Titel 101, !Dienst­
bezüge der pl:anmäßigen Beamten, 1aen Betrag um 
30 600 1D!M auf 428 300 DiM zu erhöhen und im 
Stellenplan zu 'I1itel 101 - Aufsteigende Gehälter 
- bei Besoldungsgruppe A 2c1, Regierungs- und 
Schulräte, die Zahl 16 um 3 aJUf rn :zu erhöhen, 
ferner fo1genden Leertitel anzufügen: 

Titel 108, Beschäftigungsvergütungen, Tren­
nungsentschädi;gungen, Fahrtkostenersatz und 
Verpflegungszuschüsse sowfo F1ahrkosten für 
auswärtigen FlamiJi.enbesuch für Beamte, An­
gestellt unid Arbeiter 

sowie bei Titel 300, Förderung minde11bemittelter 
Jugendlicher '(Begabtenförderung) den Betrag um 
100 000 DM 1allif 1 800 000 DiM zu :erhöhen. 

I~apitel 05 35 schließt 'ab mit 'einer Summe der 
Ausgaben von 2 W8 300 DiM. ·EinTuaihmen :sind nicht 
vorhanden; der Ausg.a1bebetrng ist :als Zuschuß­
bedarf ;g·enehmigt. -

Ich rufe 1a1uf das Kapitel 05 3·6, Staiatliche höihere 
Lehranstalten. Der Haushalts1ausschuß schlägt vor, 
foJgenden Leertitel einzufügen: 

Tit. 110, AJbfindungen ·und Übergangsgelder. 

Das Kapitel schließt a:b mit .einer Summe der 
Einnahmen von 1 410 000 1DM, ·einer Summe der 
Ausiga1ben von 45 859 600 D!M, somit einem Zuschuß­
bedarf von 44449 600 DM. - Das Hohe Haus stimmt 
dem zu. 

Ich rufe 1auf das Kapitel 05 37, Staatliche Mittel­
schulen: Summe der Einnahmen 29 000 D!M, Summe 
der Ausg,aben 2 8Ü'6 300 DM, Zuschußbedarf . 
2 777 300 !DM. - 1So genehmigt. 

Es fol:gt Kapitel 05 ·38, Lehrerbi1dungs,anstalten: 
Summe der Eiinn:aihmen 726 500 1D!M, Summe der 
Alllsgaben 6 001 200 iDM, Zuschußdedarf 5 274 700 
D!M. - lDas Kapitel ist g·enehmigt. 

Ich rud'e ,auf das Kiapitel 05 39, 'Schulräte: Ein­
nahmen sind nicht vorilranden; idie Ausg,aben belau­
fen sich 'auf 2 623 800 iDM und stellen den Zuschuß­
bedarf ·dar. - Das Kapitel ist genehmigt. 

Ich rufe auf 1das 1K!apitel 05 40, Volksschulen. Der 
Harus:haltsausschuß schlägt vor, ibei Titel 101, lDienst-· 
bezüge der planmäfügen Beamten, im Stellenplan 
unter „Aufste1gende Gehälter" rdie Reichsibesol­
duTugsgruppe A 4 rb 2 zu 'berichtigen in RBesGr. 
A41a2 - Lehrer und Oberlehrer an Hilfsschulen". 

Hierzu liegt ·ein Antrag Euerl vor auf zusätzliche 
Genehmigung der Hebung von 1000 Lehrerstellen 
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zu OberleihrersteJlen Uilid von 50 Handarbeitsleh­
rerinnen.stellen zu Handarbeitsihauptleihrerinnen­
stellen. iDer Antr.a.gsteller ist da. Wird der Antrag 
entsprechend ·der Koafüionsvereinbarung zurück­
gezogen? 

(Abg. Euerl: Ich bitte, den Antrag an den 
Besoldungs:ausschuß ziurückzuv:erwe:isen! -
Zuruf von der BP: Das geht nicht! - Abg. 
Stock: Der An~r'iag muß neu g.estellt werden!) 

- Der Antrag ist im .Ausschuß noch nicht ibe­
handeJt; ·er lmnn also an iden Ausschuß v·erwiesen 
werden. 

{.A!bg. Beier: !Das ihat der 'Haushalts.ausschuß 
schon ibeschlossen!) 

- Dann schlage ich vor den Antr1ag ·entweder jetzt 
zurückzu~iehen oder 1a:bzulehnen. 

'(Albg. Euerl: Ich ziehe den Antrag zurück!) 

- Der Antrag wird zurückgezogen;· er .ist damit 
erledigt. 

1Das Kapitel schließt wie folgt 1ab: Summe der 
Einruahrnen 165 800 ·DM, Summe der Ausgaben 
165 822 200 DM, Zuschußbedarf 165 6516 400 DM. -
Das Kapitel fat ohne Erinnerung genehmigt. 

Ich rufe auf das Kapitel 05 41 A, Landwirtschaft­
liche Berufsschulen: lEinnaihmen sind nicht vor­
handen; die Ausg.aibensumme mit ·5 222 100 DM 
stent den Zuschußbedarf idar. -·Das Hohe Haus 
ist ·damit einv·er.standen. 

Ich rufo .auf Kapitel 05 41 ß, Sonstige Berufs­
, schulen. Der iHaushaltsausschuß :schlägt vor, dem 

Titel 600 folgende Fassung zu 1g·eben: 

Zuschüsse für gewerbliche, ;~aufmännische und 
:hauswirtschaftliche Berufäschulen 

:a. ·an Gemeinden und Geme:indeverbände 
8 090 000 DM 
b. an Zweckv·erbände 

hier ist keine Summe vorgesehen, aber die 
Bemerlkung: 

die Mittel zu Tit. 600 1a und ib sind gegenseitig 
deckurrgfämg -
c. an Sonstige 160 000 lDM. 

F:erner '\Wrd vorgeschlagen, folgenden neuen Titel 
anzufügen: 

" 
Tit. 601, Zuschüss·e für Berufsschulen ·zu ein-
maligen sächlichen Anifwendungen 350 000 pM. 

föe Willtgung erhöht :sich um die Minder­
.ausgaben ibei Tit. 1600. • 

Das K.apitel schl:ießt 1a<b mlt einem Ausgabe­
betrag von 8 600 000 IDiM. Einnahmen sind nicht 
vorihanden. Der genannte Betrag stellt den Zu­
schußibedarf dar. - Das iHohe Haus :ist damit ein­
verstanden. 

Ich rufe auf das Kapitel 05 43, Staatliches Beru;fs­
pädagogisches Institut in München: Summe der Ein­
nahmen 61 600 1DM, Summe der Ausgiaben 222 800 
DiM, Zuschußbedarf 161 200 DM. - Das Hohe Haus 
ist damit ·einverstanden. 

Ich ruife auf KJapitel 05 44, :StaatsiTI1Stitut für den 
l·andwirtsch1aft1ichen Unterricht in München: Summe 
der Einnahmen 19 200 DilVI, Summe der Ausgaben 
210 700 1DM, Zuschußhe1darf 191 500 DM. - ;pas 
Kapitel ist genehmigt. 

Ich rufo 1aiuf Kapiitel 05 46, Staatsibauschulen und 
·Staatliche Ingenieurschulen. !Der Haushaltsausschuß 
schlägt vor, bei Titel 101, DienstibeZJÜige der plan­
mäßigen Beamten, im 1Stellenpl1an unter „Aufstei­
gende Geihälter" 1bei Besoldungsgruppe A 2 b, Di.­
rektoren, die Zahl um 1 auf 3 ziu erihöhen und bei 
Besoldungsgruppe A 2 c 1, Direktoren, d<ie Zahl um 
1 auf 1 zu kürzen. Das Kapitel schließt iab mit 
Summe der Einnaihmen 427 100 DM; Summe der 
Ausg.aben .1 534 900 DM, Zuschußbedarf 1107 800 
DM. - Es erihe1bt sich kein (Einwand. Das Kapitel 
ist genehmigt. 

·Ich rufe •auf Kapitel 05 47, Staatliche Berufs­
schule für J.\faschinenhau in Lan!dshut: :Summe der 
Einnahmen 49 100 iDM, 1Summe der .Ausg.aben 86 000 
DM, Zuschußbecfo.rf 316 900 DM. - So genehmigt. 

Ich rufe auf Kapitel 05 48, Sta:atliche Fach­
schulen: Summe der 1Einnahmen 273 900 DM, 
Summe •der A'Usgaben 1 420 600 DM, Zuschuß­
ibedarf 1146 700 D!M. - So geneihmigt. 

Es folgt ·Kapitel 05 49, IStaiatLiche Lehr- und 
Forschungs.a:ri,stalt für Gartenibrau in Weiihensteph:an. 
Der Haushalts1ausschuß schlägt vor, bei Titel 15, 
Betrie1bseinrraihmen, den Betrag um 14 600 DM auf 
226 600 i01M zu erihöhen. Unter Berücksichtigung 
dieser Änderung schl:ießt das Kiapitel aib mit S·umme 
der Einn:ahmen 260 000 DM; 1S1umme der Ausgaben 
1 293 500 DM, Zuschußbeidarif 1 0313 500 DM. -
Ohne Erinnerung, so .genehmigt. 

Ich rufe auf das Kiapitel 05 50, Staatliche Land­
frauenschulen: Summe der E!i.nnahmen 200 300 DM. 
Summe der Ausgaben 382 300 DM, Zuschußbedarf 
182 000 iDM. - So genehmigt. 

Ich rufe auf Sonderschulen: Kapitel 05 51, Landes­
ta111bstummenanstalt in München: ISiumme der Ein­
nahmen 87 300 [)iLVI, Summe ider Ausg1aben 426 800 
DM, Zuschußbedarf 3,39 500 DM. - Das Kapitel ist 
genehmtgt., 

Ich rufe auf das K!apitel 05 52, Landesblinden­
anstalt :in München: Summe der Einna1hmen 106 600 
DM, Summe der Ausgaben 328 900 Dil\([, Z1Uschuß.­
bedarf 222 300 lDlM. - So genehmigt. 

Es lfol.gt KJapitel 05 53, Landesanstalt für krüp­
pelhafte Kiinder in München: Summe der Einnah­
men 1'61 700 1DM, Summe der Ausg.aiben 441 300 iDM, 
Zuschußbedarf 27:9 600 DM. - Das Kapitel ist 
genehmigt. 

Ich rufe ·au.f KapiteJ 05 54, iL~ndesibildstellen: 
Summe rder E~nnahmen 23 100 DilVI, Summe der 
Ausgaiben 1 013 800 DM, :Ouschußbedarf 990 700 
DM. - Das K!apitel ist genehmigt. 

Ich· rufe auf das Kapitel 05 55, Staatliche Schule 
für Krankengymnastik ·beim Institut für physika­
lische Therap:ie und Röntgenologie der Universität 
München: Summe der Einnahmen 31 300 DM, 
Summe der Ausgaben 51 400 DM, 2iuschußbedarf 
20 100 DM. - 1So genehi;nigt. 
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Ich rufe :aillif das Kapitel 05 56, Lehranstalten 
für medizinisch-technische Gehilfinnen und medi­
zinisch-technisc;he Assistentinnen ibei den Universi­
täten: Summe der Einnahmen 136 000 DiM, Summe 
der Ausg,aben 173 500 DiM, Zuschußbedarf 37 500 
DM. - Das Kapitel ist gehehmigt. 

Ich rufe auf K;apitel 05 61, Bayerische Staats­
theater, A. Gemeinsamer Dienst: Summe der Aus­
gaben und ~ugleich Zuschußbediarf 330 000 DM. -
So geneihmigt. 

Kapitel 05 '61 B, Sfa,atsoper. Hier schlägt der 
Haushaltsausschuß vor, bei Titel 15, Wirtschafts­
und Betriebseinnahmen, den :Betrag um 30 000 DM 
auf 1 330 000 DM zu erhöhen, ferner bei Titel 63, 
Zuschüsse und andere Zuweisungen von Gemeinden 
und Gemeindeverbänden, den Betrag um 40 000 DM 
auf 640 000 DM zu erhöhen. Unter Berücksichtigung 
dieser Änderungen schließt dias Kapitel 61 B ab in 
Summe der 1Einnahmen mit 2 528 600 DM, Summe 
der Ausg.arben 6 153 600 DiM, ZÜschußbedarf 
3 625 000 DiM. - Das Kapitel ist genehmigt. 

Ich rrnfe auf das Ka·pitel 05 '61 C, Staatssch.auspiel: · 
Summe der Einnahmen 893 700 iDil.VI, Summe der 
Ausgaben 2 470 300 DM, Zuschußbediarf 1 576 600 
DM. - Das Kapitel :ist .genehmigt. 

Ich rufe m1f 'Kapitel 05 61 D, Staatsoperette: 
Summe der E:innaihmen 1142 000 Dil.VI, Summe der 
Ausga1ben 2 639 700 Dil\/I, Zuschußbedarf 1 497 700 
Dil.VI. - Das Kapitel ist igenelhmigt. 

Ich rufe ,aiuf d>as Ka.pitel 05 62, Akademie der 
bildenden Künste in München: Summe der Ein­
nahmen 62 600 Dil.VI, Summe der Ausgaben 800 200 
DM, Zuschußbedarf 737 ·600 DM. - Das Kapitel 
ist genehmigt. 

Ich rufe auf Kapitel 05 63, Akademie der bilden­
den Künste in Nürniberg: Summe der Einnahmen 
11 000 DM, Summe der Ausgaben 230 200 DM, Zu­
sch1ußibedarf 219 200 .DM. - Das Kapitel ist ge­
nehmigt. 

Ich rurfe 1auf Kapitel 05 64, Staatliche Hochschule 
für Musik in München. Der Haushaltsausschuß 
schlägt vor, 'bei Titel ·200, Geschäftsbedürfnisse, 
die ursprüngliche Regierungsvorlage wiedel'herzu­
stelJen und den Betrag um 600 Dil.VI aiuf 2 600 DM 
zu erhöhen. Es ergibt sich fo1gender Abschluß: 
Summe der Eirunahmen 5,3 000 DM, Summe ·der 
A'usgaben 638 800 Dil.VI, Zuschußbedarf 585 800 DM. 
-- :Das Kapitel ist genehmigt. 

Ich rufe auf Kapitel 05 65„ Bayerisches Staats­
konservatorium der Mrusik ·in Würnburig: Summe 
der Einnaihmen 40 800 DM, Summe der Ausgaben 
301 700 Dil.VI, Zuschußbedarf 260 900 DM. - Das 
Kapitel ist genehmigt. 

Ich rufe auf Kapitel 05 66, Bayerisches National­
museum in München: Summe der :Einnahmen 12 900 
DM, Summe der .Ausgaben. 373. 900 DM, Z111schuß­
bedarf 361 000 DM. - Das. Kapitel ist genehmigt. 

Ich rufe auf 'Kapitel 05 67, Neue Sammlung, 
Museum für 'angewandte Kunst in !München: Summe 
der Einnahmen 400 iDM, Summe der Ausga1ben 

78 200 DiM, Z1uschußbedarf 77 800 DM. - Das Ka­
pitel ist :genehmigt. 

Ich rufe .a:uf Kapitel 05 68, Museum für Völker­
kunde in München: Summe der Einnahmen 4200 
Dil.VI, Summe der Ausgaben 157 600 Dil.VI, Zuschuß­
bedarf 153 400 Dil.VI. ~ Das Kapitel ist g0enehm'i!gt. 

Ich rufe auf K·apitel 05 69, Museum für Abgüsse 
klassischer :Bi1dwerke :in München: Summe der 
Ausga·ben und zugleich Zuschußbedarf 32 800 DM. 
- Das Kapitel ist genehmigt. 

Ich rufe auf Kapitel 05 70, Vor- und Früh­
geschichtliche Sta1atssammliung in München. Ein­
nahmen sind nicht vorhanden. Die Ausgaben be­
tragen 56 400 Dil.VI und stellen .zugleich den Zu­
schußbedarf dar. - Das KapiteJ ist genehmigt. 

Ich rufe ,auf Kapitel 05 71, Bayerische Staats­
gemäMesammlungen in München: Summe der Ein­
nahmen 61 800 DiM, Summe der Ausg.aben 648 800 
DM, Z1uschußbedarf 587 000 1DM. - Das Kapitel 
ist .genehmigt. 

Ich rufe 1auf Kapitel 05 72, Doerner-Institut 
(Staatliche Prüf- und ForsChungsanstalt für Farben­
.technik) in München:. Summe der Elinnahmen 4300 
Dil.VI, Summe der Ausgaben 78 400 DM, Zuschuß­
bedarf 74 100 DiM. - Das Kapitel ist genehmigt. 

Ich rufe auf Kapitel 05 73, Antikensammlungen 
in München, Summe der Einnahmen 4200 DM, 
Summe der Ausgaben 121 800 DM, Zuschußbedarf 
117 600 DM. - Das Kapitel ist genehmigt. 

·Ich rufe auf Kapitel 05 74, Graphische Samm­
lung in lVIünchen, Summe der Einnahmen 4100 DM, 
Summe der Ausgaben 96 600 DM, Zuschußbedarf 
92 500 DM. - Das Kapitel ist genehmigt. 

Ich rufe auf Kapitel 05 75, Staatliche Münz­
sammlung in München, Summe der Einnahmen 
100 DM, Summe der Ausgaben 66 000 DM, Zu­
schußbedarf 65 900 DM. - Das Kapitel ist geneh-
migt. · 

Ich ·rufe auf Kapitel 05 76, Walhalla, Summe der 
Einnahmen 24 100 DM, Summe der Ausgaben 
32 000 DM, Zuschußbedarf 7900 DM. - Das Ka­
pitel ist genehmigt. · 

Ich rufe auf Kapitel 05 77, Feuerwache für die 
wissenschaftlichen und Kunstsammlungen . des 
Staates in München. Einnahmen sind ·nicht vor­
handen. Die Ausgaben und damit der Zuschußbe­
darf betragen 44 000 DM. -' Das Kapitel ist ge­
nehmigt. 

Ich rufe auf Kapitel 05 78, Bayerisches Landes­
amt für Denkmalspflege in München. Der Haus­
haltsausschuß schlägt vor, bei Titel 215, Reise­
kostenvergütungen, a) Inlandsreisen, den Betrag 
um 2500 DM auf 30 000 DM zu erhöhen, bei Ti­
tel 303, Erhaltung von Kunst- und Geschichtsdenk­
mälern des Landes usw„ den Betrag um 285 000 DM 
auf 1 Million DM zu erhöhen und folgenden Ver-
merk .anzubringen: ' 

„Davon 100 000 DM k. w." 
Unter Berücksichtigung dieser Änderungen 

schließt das Kapitel ab: Summe der Einnahmen 
3700 DM, Summe der Ausgaben 1 401 300 DM, Zu-· 
sch:ußbedarf 1 397 600 DM. - So genehmigt. 
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Ich rufe auf Kapitel 05 79, Staatliche Volksbü­
chereistellen, Summe der Einnahmen 207 200 DM, 
Summe der Ausgaben 445 100 DM, Zuschußbedarf 
237 900 DM. - Das Kapitel ist genehmigt. 

Ich rufe auf: Kirchliche Zwecke. Kapitel 05 85, 
Katholische Kirche. Der Haushaltsausschuß schlägt 
vor, bei Titel 139, Zuschuß zur Besoldung der Seel­
sorgegeistlichen, den Ansatz um 1 650 000 DM auf 
13 200 000 DM zu erhöhen. Unter Berücksichtigung 
dieser Änderung ergibt sich folgender Abschluß: 
Summe der Ausgaben und zugleich Zuschußbedarf 
19 146 400 DM. Das Kapitel ist genehmigt. 

Ich rufe auf Kapitel 05 86, Evangelische Kirche 
r. d. Rh. Hier schlägt der Haushaltsausschuß fol­
gende Änderungen vor: Bei Titel 128, Zuschuß zur 
Besoldung der Seelsorgegeistlich'en, ist der Betrag 
um 595 000 DM auf 4 795 000 DM zu erhöhen; bei 
Titel 129, Zuschuß für die Ruhestands- und Hinter­
bliebenenversorgung der Seelsorgegeistlichen, ist 
der Betrag um 100 000 DM auf 900 000 DM zu' 
erhöhen. Unter Berücksichtigung dieser Änderun­
gen schließt das Kapitel 'o5 86 mit einer Summe der. 
Ausgaben und gleichzeitig einem Zuschußbedarf 
von 6 740 000 DM ab. - Das Kapitel ist genehmigt. 

Ich rufe auf Kapitel 05 87, Altkatholische Kirche. 
Der Haushaltsausschuß beantragt bei Titel 600 Zu­
schuß an die Altkatholische Kirche in Bayern, den 
Betrag um 2500 DM auf 20 000 DM zu erhöhen. 
Dieser Betrag stellt zugleich den Zuschußbedarf 
dar. - So genehmigt. 

Ich rufe auf Kapitel 05 88, Israelitisches Be­
kenntnis. Der Haushaltsausschuß schlägt vor, bei 
Titel 600, Zuschuß an den Landesverband der Is­
raelitischen Kultusgemeinden in Bayern, den An­
satz um 2200 DM auf 17 200 DM zu erhöhen. Diese 
Summe stellt den Zuschußbedarf dar. Einnahmen 
sind nicht vorhanden. - Das Kapitel ist geneh­
migt. 

Ich rufe auf Kapitel 05 89, Zuschüsse an son­
stige Religionsgemeinschaften und Weltanschau­
ungsgemeinschaften. Der Haushaltsausschuß schlägt 
vor, den Ansatz bei Titel 600, Zuschuß an die frei­
religiöse Landesgemeinde in Bayern, um 1200 DM 
auf 9300 DM zu erhöhen. Diese Summe stellt den 
Zuschußbedarf dar. Der Betrag ist genehmigt. 

Ich rufe auf Kapitel 05 90, Baupflicht des Staa­
tes für kirchliche Gebäude auf Grund besonderer 
Rechtsverhältnisse. Summe der Einnahmen 
11 200 DM. Die Summe der Ausgaben beträgt 
1 793 000 DM, der Zuschußbedarf 1 781 800 DM. -
Das Hohe Haus ist damit einverstanden. 

Es folgt Kapitel 05 91, Kirchliche Gebäude mit 
staatlicher Baupflicht. Summe der Ausgaben und 
zugleich Zuschußbedarf 400 000 DM. - Das Hohe 
Haus ist damit einverstanden. 

Ich rufe auf K~pitel 05 92, Kirchliche Gebäude 
ohne staatliche Baupflicht. Der Haushaltsaoi.sschuß 
schlägt vor, bei Titel 950, Zuschuß zum Wieder­
aufbau der evang.-luth. Matthäuskirche in Mün­
chen, und bei Titel 951, Zuschuß zum Wiederauf­
bau der evang.-luth. St. Stephanskirche in Würz-

burg, jeweils folgenden Vermerk anzubringen: „Der 
Betrag ist gesperrt (§ 3 Abs. 4 des Haushaltsge­
setzes)." 

Zu diesem Kapitel liegt ein Antrag Rabenstein 
vor, den Betrag für die Stephanskirche in Würz­
burg von 100 000 DM auf 300 000 DM. zu erhöhen. 

Der Herr Abgeordnete Rabe:t;1stein bittet ums 
Wort zur Abstimmung. 

Rabenstein (FDP): Herr Präsident, meine Damen 
und Herren! Das Hohe Haus hat am 10. Oktober 
1952 beschlossen - -

Präsident Dr. 1-Iundhammer: Herr Abgeordneter, 
Sie beginnen in die Aussprache einzutreten. · 

Rabenstein (FDP): Ich erkläre nur kurz den An­
trag. 

Präsident Dr. Hundhammer: Der Antrag kann 
nicht mehr erklärt werden; das hätte in der Aus­
sprache geschehen müssen. Sie können nur eine 
kurze Bemerkung. zur Abstimmung machen. 

Rabenstein (FDP): Dann darf ich dazu bemerken, 
daß das Hohe Haus bereits 300 000 DM genehmigt 
hatte, aber nur 100 000 DM eingesetzt wurden. · 

Präsident Dr. Hundhammer: Sie ziehen den An-' 
trag nicht zurück? 

Rabenstein (FDP): Nein. 

Präsident Dr. Hundhammer: Dann müssen wir 
abstimmen. Es ist beantragt, den Betrag von 
100 000 DM auf 300 000 DM zu erhöhen, und zwar 
entgegen dem Beschluß qes Haushaltsausschusses. 
Wer diesem Antrag die Zustimung erteilt, möge 
sich vom Platz erheben. - Ich bitte um die Ge­
genprobe. - Stimmenthaltungen? - Der Antrag 
ist abgelehnt. 

Außerdem liegt zu Kapitel 05 92 ein Antrag des 
Abgeordneten Gaßner Alfons vor, einen Titel 952: 
„Zuschuß zu den Kosten der Instandsetzung der 
Klosterkirche in Aldersbach - 20 000 bM" einzu­
setzen. Wird der Antrag zurückgezogen? 

(Abg. Gaßner Alfons: Nein!) 

Wer dem. Antrag beitreten will, möge sich vom 
Platz erheben. - Ich bitte um die Gegenprobe. -
Stimmenthaltungen? - Der -Antrag ist abgelehnt. 

Das Kapitel schließt ab: Summe der Ausgaben, 
zugleich Zuschußbedarf, da Einnahmen nicht vor­
handen sind, 650 000 DM. - Das Hohe Haus ist da­
mit einverstanden. 

Wir kommen zur Schlußabstimmung über den 
Einzelplan 05. Die Gesamtabgleichung lautet: 

Summe der Gesamteinnahmen 44 318 900 DM 
Summe der Gesamtausgaben 402 475 300 DM 
Summe des Gesamtzuschusses 358 156 400 DM. 

Ich bitte diejenigen Mitglieder des Hohen Hauses, 
die der Gesamtabgleichung des Einzelplans 05 die 
Zustimmung erteilen, sich vom Platz zu erheben. 
- Ich bitte um die Gegenprobe. - Stimmenthal­
tungen? - Gegen 7 Stimmen der FDP, 1 Mit­
glied des BHE und 1 fraktionsloses Mitglied bei 



- --~-----~--·-- -- ---·----··­·----- ----·-·---·--------~----------------

Bayerischer Landtag - 154. Sitzung. Donnerstag, den 16. Juli 1953 1811 

(Präsident Dr. Rundhammer) 

10 Stimmenthaltungen aus dem Bereich der Frak­
tion der Bayernpartei ist Einzelplan 05 genehmigt. 

Dem Hohen Haus liegen folgende Anlagen vor: 

Anlage A, Übersicht über die Zahl der plan­
mäßigen Professoren sowie der Privatdozenten mit 
Vergütung bei den Universitäten und Hochschulen, 

Anlage B 1, Verzeichnisse der Universitäts- und 
Hochschulinstitute, der Kliniken, der 
Nebenanstalten .und Betriebe der 
Technischen Hochschule München in 
Weihenstephan, ihrer Beamten, wis­
senschaftlichen Assistenten, 

Anlage B 2, Universitätskliniken München, 
Anlage B 3, Universität Würzburg, Universität im 

allgemeinen, 

Anlage B 4, Universitätskliniken Würzburg, 

Anlage B -5, Universität Erlangen, Universität im 
allgemeinen, 

Anlage B 6, Universitätskliniken Erlangen, 

Anlage B 7, Technische Hochschule München, Tech­
nische Hochschule im allgemeinen, 

Anlage B 8, Technische Hochschule München, Ne­
benanstalten und Betriebe in Weihen­
stephan, 

Anlage C, Ausweis der Einnahmen und Ausgaben 
der Nebenanstalten und Betriebe der 
Technischen Hochschule in München 
in Weihenstephan; 

Anlage D, Verzeichnis 
a. der Staatlichen höheren_ Lebranstal-

ten 
b. der Staatlichen Mittelschulen und 
c. der Staatlichen Lehrer(innen}bil­

dungsanstalten, 

Anlage E, Verzeichnis der Staatlichen Fachschulen, 
ihrer Beamten und nichtbeamteten 
Hilfskräfte sowie der Schülerzahlen, 

Anlage F, Nachweisung der Sondervermögen. 

Das Hohe Haus nimmt hiervon Kenntnis. 

Der Haushaltsausschuß empfiehlt dem Hohen 
Haus folgende Anträge zur Annahi;ne: 

Antrag des Abgeordneten Beier betreffend Ge­
währung eines Zuschusses durch die Stadt Bam­
berg an die Bamberger Symphoniker (Beilage 4329). 
Er lautet: 

Die Staatsregierung wird ersucht, mit der 
Stadt Bamberg in Verhandlungen einzutreten, 
die Bamberger Symphoniker mit einem ange­
messenen Zuschuß zu unterstützen. 

Zur Geschäftsordnung hat das Wort der Herr Ab­
geordnete Dr. Lippert. 

Dr. Lippert (BP): Ich bitte unter Bezugnahme 
auf meine Ausführungen den Antrag wie folgt ab­
zuändern: 

Die Erhöhung des Zuschusses von 100 000 DM 
auf 150 000 DM wird davon abhängig gemacht, 

daß die Stadt Bamberg ihren Beitrag in an­
gemessener Höhe erhöht. 

Unter „angemessen" verstehe ich wenigstens 10 bis 
15 000 DM. 

Präsident Dr. Hundhammer: Es ist ein Zusatz­
antrag gestellt. Ich bitte diejenigen, die diesem Zu­
satzantrag beipflichten, sich vom Platz zu erheben. 

(Abg. Meixner: Dieser Antrag wurde ja 
abgelehnt!) 

- Ich bitte um die Gegenprobe. - Stimmenthal- · 
tungen? - Der Zusatzantrag ist abgelehnt. 

Wir stimmen über den Antrag als solchen ab, 
wie ich ihn verlesen habe und wie er vom Aus­
schuß verabschiedet wurde. Wer diesem Antrag 
die Zustimmung erteilt, wolle ·sich vom Platz er- · 
heben. - Ich bitte um die Gegenprobe. - Stimm­
enthaltungen? - Der Antrag ist bei 6 Stimm­
enthaltungen angenommen. 

Ferner liegt ein Antrag des Abgeordneten von Ru­
dolph betreffend Verteilung des Grundgesetzes an 
zur Entlassung kommende Schüler (Beilage 3707) 
in der vom kulturpolitischen Ausschuß vorgeschla­
genen Fassung (Beilage 3816) vor. Dieser Antrag 
lautet: 

.Die Staatsregierung wird beauftragt, an alle 
Schulen Weisungen zu geben, daß im Laufe 
des letzten Schuljahres neben der Bayerischen 
Verfassung auch das Grundgesetz im Rah;nen 
des sozialkundlichen Unterrichts erläutert und 
allen Schülern vor Beendigung der Schul­
pflicht neben der Bayerischen Verfassung auch 
das Grundgesetz. ausgehändigt wird. 

Wer dem Antrag beitritt, wolle sich vom Platz er­
heben. - Ich bitte um die Gegenprobe. - Stimm­
enthaltungen? - Der AIJ.trag ist gegen 4 Stimmen 
bei einer Anzahl von Stimmenthaltungen ange­
nommen. 

Es folgt ein Antrag des Abgeordneten Elsen be­
treffend Vergütung der Ordensschwestern in den 
staatlichen Kliniken (Beilage 4341). Er lautet: 

Die Staatsregierung wird ersucht, die mo­
natliche Vergütung für die Ordensschwestern 
in den staatlichen Kliniken im Sinne der Re­
gelung der Stadt München neu festzulegen. 

Wer diesem Antrag beitritt, wolle sich vom Platz 
erheben. - Ich bitte um die Gegenprobe. -
Stimmenthaltungen? - Wie stimmen Sie ab, Herr 
Abgeordneter Dr. Bungartz? 

(Abg. Dr. Bungartz: Ich bin im letzten 
Augenblick aufgestanden; ich habe erst 

gefragt.) 

Es haben sich mehrere Abgeordnete im Hause an 
der Abstimmung nicht beteiligt. Ich bitte doch alle 
Abgeordneten, _sich an der Abstimmung zu beteili­
gen. 

Jedenfalls ist der Antrag mit Mehrheit ange­
nommen. 

Es folgen Anträge, die vom Haushaltsausschuß 
in geänderter Fassung angenommen wurden: Ein 
Antrag der Abgeordneten Pfeffer und Puls, Ort:-· 
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loph, Strobl, Eisenmann, Dr. Wüllner betreffend 
Bereitstellung von Haushaltsmitteln zur Förde­
rung des Segelflugsportes in Bayern (Beil!age 3546): 

Die Staatsregierung wird ersucht, zur För­
derung des Segelflugsportes in Bayern dem 
Bayerischen Luftsportverband e. V. im Rah­
men des für Zwecke der Lefüesübungen vor­
gesehenen Ansatzes angemessene Mittel zur 
Verfügung zu stellen. 

Wer diesem vom Ausschuß gebilligten Vorschlag 
beitritt, wolle sich vom Platz erheben. - Ich bitte 
um die Gegenprobe. - Gegen vier Stimmen. -
Stimmenthaltungen? - Bei fünf Stimmenthaltun­
gen. - Der Antrag ist angenommen. 

Es folgt ein Antrag Dr. Becher betreffend Be­
reitstellung von Haushaltsmitteln zur Gewährung 
von Stipendien an ausländische Studenten (Bei­
lage 4170): 

Die Staatsregierung wird ersucht, zur Ver­
tiefung der Beziehungen Bayerns zu den Völ­
kern Mittelost-Europas die im Rahmen des 
Kultus-Etats für Stipendien eingeplanten Mit­
tel auch den jungen, aus ihrer Heimat ver­
triebenen Angehörigen dieser Völker zur Ver­
fügung zu stellen. 

Wer dem zustimmt, wolle sich vom Platz erheben. 
- Ich bitte um die Gegenprobe. - Stimmenthal­
tungen? - In der Fraktion der SP'.D haben einige 
Abgeordnete, Herr Kollege Albert und noch einige 
andere, sich nicht an den Abstimmungen beteiligt. 
Ich bitte doch, entweder bei Ja oder Nein oder bei 
„Ich enthalte mich" abzustimmen. Ich bitte das je­
weils dann zu tun, wenn die Gegenprobe gemach~ 
wird. - Der Antrag ist mit Mehrheit angenom­
men. 

Es folgt der. Antrag der Abgeordneten von Knoe­
ringen, Weishäupl und Fraktion betreffend zu­
sätzliche Planstellen für die Staatsbibliothek Mün­
chen (Beilage 2943). Er lautet: 

Die Staatsregierung wird ersucht, die jetzt 
schon bei der Hausbuchbinderei und Wieder­
instandsetzungsstelle der Bayer. Staatsbiblio­
thek verwendeten Hirnverletzten bis zum 
Ende des Rechnungsj•ahres 1953 außerplan­
mäßig zu beschäftigen. Die Einreihung der 
Stellen in den Stellenplan soll auf die Bera­
tungen des Haushalts 1954 zurückgestellt wer·-
den. · 

Wer dem zustimmt, wolle sich vom Platz erheben. 
- Ich bitte um die Gegenprobe. - Stimmenthal­
tungen? - Herr Abgeordneter Freundl, wie stim­
men Sie? - Der Antrag ist angenommen. 

Ich rufe auf den Antrag der Abgeordneten Lan­
zinger, Engel, Dr. Schubert, Förster, Pittroff, 
Walch, Riediger betreffend Änderung des Stellen­
plans der Landesanstalt für krüppelhafte Kinder 
in München (Beilage 4261). Er lautet: 

Die Staatsregierung wird ersucht, zu prüfen, 
ob bei Kap. 05 53 Landesanstalt für krüppel­
hafte Kinder in München bei Tit. 101 im Haus­
halt 1954 2 Stellen der Bes.Gr. A 4 c 2 in A 4 b 1 
umgewandelt werden können. 

Wer dem zustimmt, wolle sich vom Platz erheben. 
- Der Antrag ist einstimmig angenommen. 

Ich rufe auf den Antrag der Abgeordneten Meix­
ner und Fraktion, von Knoeringen und Fraktion, 
Dr. Lacherbauer und Fraktion, Dr. Strosche und 
Fraktion, Bezold und Fraktion betreffend die Er­
richtung der Staatsbauschule in ].VIünchen (Bei­
lage 4246). Er lautet: 

Die Staatsregierung wird ersucht, in Aus­
führung des Landtagsbeschlusses vom 21. Juli 
1949 (Beilage 2754) unverzüglich 

1. den Bauplatz an der Barerstraße 15 oder 
einen geeigneten benachbarten Bauplatz 
zum Zwecke der Errichtung der Staatsbau­
schule zur Verfügung zu stellen; 

2. ·die zuständigen Stellen zu veranlassen, bis 
September 1953 Pläne und Kostenvoran­
schläge vorzulegen; 

3. die Möglichkeit einer Sonderfinanzierung zu 
überprüfen und 

4. im außerordentlichen Haushalt 1953 die ge­
samten Mittel und die für das Jahr 1953 er­
forderlichen Teilbauraten einzuplanen. 

Wer dem zustimmt, wolle sich vom Platz erheben. 
- Der Antrag ist einstimmig angenommen. 

Es Hegen dann noch insgesamt 15 Anträge vor, 
welche durch !Beschlüsse, die bei den Haiushalts­
ber.atungen gefaßt worden sind, !iihre Erledigung 
gefunden :haben. Diese 15 Anträg·e sind vom Be­
richterstatter verJesen worden. 

i(A:bg. ®be:rihard: Zwölf, Herr Präside~t!) 

- Nein, es sind 15, Herr A!bgeordneter. Zu den 
12 in Beilage 4337 .auf.geführten Anträgen kommen 
hinzu der Antr•ag des Abgeo11dneten von Knoe­
ringen und Fraktion betr.effend Erihöihung der Zu­
schüsse für nichtstaat1tche rund mittlere Schulen 
(Beilage 4216), ferner die dJUrch Einfügung eines 
gemeinsamen Titels erledigten und daiher als ·eine 
Nummer zählenden Anträge der Abgeordneten 
Kerber, Bachmann Wilhelm, Haisch, Jun!ker, 
Dr. Lenz und Strentkert betreffend Bereitstehlung 
von Raushal tsmi tteln zur Förderung der Volks­
mus.ik {Bed.11age 4273) und der Aibgeordneten Euerl, 
Baur L·eonhard, Schmidramsl rund Behriillg.er be­
treffend Gewährung von Zuschüssen 'Zur Förderung 
des Volksges1anges (Beilage 4166), endlich der An­
trag Dr. iHaas und Dr, Eberiha!'dt :betreffend Hebung 
der Direktorenstelle bei der Staatsbauschule Co­
burg (Bei.1ag.e 3848) .. Eis. sind also 15 Anträge. Diese 
haben durch die Beschlüsse rdes Haushaltsaius­
schusses ihre Erledigung gefunden. Sie sind im 
Einvernehmen mit den Antragstellern für erledigt 
erklärt; formell mußten d:i:e Anträge entweder 
zurückgezogen oder positiv oder negativ entschie­
den werden. Sie dürfen aber .damit .als erledigt 
iberha:nrdelt werden. 

Dann liegen insgesamt 5 Anträge vor, die zur 
Ablehnung empfohlen sind, wobei zu berichtigen 
ist, daß beim Antrag Bezold, Dr. Brücher und 
Fraktion (Beilage 4244) die Ablehnung der 
Ziffer 4 entfällt, da der Antrag insoweit durch 
die beschlossene Erhöhung des Ansatzes Kap. 
05 03 B Tit. 300 erledigt ist. Die Berichterstatter 
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haben diese Anträge ·ebenfalls verlesen. Wird ver­
langt, daß üiber einen dieser Anträge, die vom 
Haushaltsausschuß rur Ablehnung empfohlen sind, 
einzeln .abgestimmt wird? - Das ist nicht der Fall. 
Dann lasse ich über die g.anzen fünf vom Ausschuß 
zur Ablehnung empfohlenen Anträge abstimmen. 
Das ist eine Abkürzung des Verfahrens. !Es dürfte 
sich in dem Fan empfehlen. Wer mit dem Aus­
schußvorschl.ag .auf Ablehnung einig geht, wolle 
Platz behalten. - Ich rbitte 1um die Gegenprobe. -
Stimmenthaltungen? -

1(A1bg. Dr .. Brücher: Ich weiß nicht, welche 
Anträge das sind!) 

- Die liegen Ihnen .als Drucks•ache vor und sind 
in der Beilage auf.gefifürt. - 1Es ist .also beschlossen, 
wie vom Ausschuß vor.geschlagen. 

Ferner sind fünf weitere Anträge zurückgezogen 
wovden. Das Hohe Haus nimmt hiervon Kenntnis. 
Auch diese zurückgezogenen Anträge sind vom 
Berichterstatter il.VIeixner v.erlesen worden. Ich 
möchte zu der Bemerkung, die vorhin die Frau 
A:bgeordnete Dr. Brücher gemacht hat, daß sie nicht 
wisse, um welche Anträge es sich handelt, betonen, 
daß der .Berichterstatter Meixner diese Anträge 
einzeln verlesen hatte. Ich möchte deshalb darauf 
verzichten, diese 'seitenlangen Anträge hier noch­
mals zu verlesen. 

Damit, meine 1Damen und Herren, ist die Behand-
1'ung des Kultusetats, des .größten Haushalts im 
Rahmen des Staatshaushalts abgeschlossen, 

(Abg. Eiberhavd: Zur Geschäftsordnung!) 

ohne daß wir zu diesem Zweck, wie ursprünglich 
befürchtet, eine Nachtsitzung brauchen. 

Zur Geschäftsordnung ib:at das Wort der Herr 
A,bgeordnete. Eberhard. 

Eberhard ·(CSU).: iHerr Präsident, meine Damen 
und Herren! Der Haushalts.ausschuß hat sich heute 
vormittag mit einem Antrag der Staatsregierung 
.auf Vorweggenehmd:gung von Haushaltsmitteln des 
Rechnungsjahres 1953 für Baumaßnahmen und für 
Beschaffungen zu iBauzwecken beschäftigt. Namens 
aller Fraktionen stelle ich die Bitte, diesen Antr.ag 
unter allen Umständen noch in dieser Plenar­
sitzungswoche zu behandeln, da sonst im Hinblick 
auf die fortgeschrittene Jahresz;eit und vor allem 
aU>f die Bindung der Raup~bautätigkeit .an die 
Sommermonate eine Ausnutzung und Verwertung 
dieses Antmgs nicht mehr möglich ·erscheint. 

Präsident Dr. Hundhammer: Nachdem sich alle 
Fr.aktionen di:esem Antrag .angeschlossen haben, 
wel'de ich ihn morgen .als Nachtroag auf die Tages­
ordnung nehmen. . 

Wir kehren nunmehr zurück zur Behandlung der 
Ziffer 6 der Tagesordnung. Die .Berichte hierzu 
sinid bereits ·erstattet. 

Es \h:andelt sich um den 

Entwurf eines Zehnten Ges~tzes über Sicher­
heitsleistungen des bayerisChen Staates (Bei­
lagen 4308, 4325, 4334). 

Wir haben die Beratungen ·zunächst zurück­
gestellt, •und zwar im Hinblick dar.auf, daß die 
Fraktionen zum neu ·eingebrachten Abänderungs­
antrag Meixner, !Bezold, Dr. Strosche, jeweils mit 
Fraktion, und Seibert Stellung nehmen wollten. Nun 
ist aus den Reihen des Hohen Hauses vorgeschla­
gen worden, diesen Zusatzantrag abzutrennen und 
gesondert zu behandeln, weil er eine vermutlich 
längere Debatte und Auseinandersetzung auslösen 
werde, die die Gesamtabwicklung des Programms 
gefährdet. Das Zehnte Gesetz, wie es vorliegt, soll 
heute verabschiedet und der A!bänderungsantrag 
gesondert behandelt werden. Er soll zuerst im 
Ausschuß beraten und dann in die Vollsitzung in 
14 Tagen gebracht werden. 

Zu diesem geschäftsordnungsmäßigen Verfahren 
erteile ich das Wort dem Herrn Ahgeordneten 
Elsen. 

Elsen {CSU): Herr P:räs1d·ent, meine Darne.n und 
Herren! Ich möchte vorschl!a.g.en, den Abänderungs­
antrag •an den Haushaltsausschuß zurückzuverwei­
sen, da dort vermutlich .auch ein Dringlichkeits­
antrag der Fraktion der SiPD behande1t wird, der 
mit den Filmbürgschaften zus'ammenhärt.gt. Ich 
möchte vorschlagen, die Angelegenheit im Haus­
halts.ausschuß nochma'ls, und zwar vor der letzten 
Plenarsitzung, zu rberoaten, damit sie vernünftiger­
weise noch in die letzte iPJenarsitzung k?mmt. 

Präsident Dr. Hundhammer: Die Stellungnahme 
des Herrn A:b:geovdneten Elsen deckt sich mit dem 
von mir bekanntgege1benen Vorschlag. Das Hohe 
Haus ·ist damit einv·erstanden? - Es ·erhebt sich 
keine E'dnnerung. Der Antr.ag iMeixner, Bezo1d, 
Dr. Strosche und Seibert vom 8. Juli betreffend 
das Zeihnte Gesetz ürber. ,Sicherheitsleistungen des 
bayerischen Staates wird an den Haushaltsausschuß 
verwiesen. 

Wir treten nunmehr in die ·erste Lesung des 
Gesetzes ·ein. Ich schlage vor, di:e a'llgemeine und 
die ·besondere Erörterung miteinander zu verbin­

. den. - Dagegen erfolgt kein Widerspruch . 
Ich eröffne die Aussprache. - Zum Wort meJdet 

sich der Herr Abgeordnete .Bezold; iich erteile ihm 
das Wort. 

Bezold WDiP): Meine Damen und Herren! In 
Artikel 8 Absatz 2 des Gesetzes ist bestimmt: 

Das Staatsministeriuni der Finanzen hat 
ferner vor Übernahme einer Staatsbürgschaft 
für Kredite von mehr als 50 000 DM in den 
Fällen des Art. 5 ·und von meihr als 30 000 DM 
in den Fällen der Art. 1, 6 und 7 den vom 
Bayerischen Landtag bestellten Prü~ungsaus­
schuß für Kreditfr.agen zu hören. 

Ich halte diese Bestimmung verfassungsrechtlich 
für außerordentlich gefährlich, weil nach unserer 
Verfassung d:ie Ausschüsse des Landtags kein 
irgendwie geartetes Recht weder der Entscheidung 
noch der Anhörung ihaben, die Vi;r:ßassung vielmehr 
als der Exekutive gegenüberstehendes Organ nur 
den Landtag .als solchen nennt. 

{Sehr richtig!) · 
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Ich bin der Auffassung, daß wir überlegen müssen 
- vielleicht hat der Herr Innenminister die Freund­
lich!keit und spricht dazu -, orb wir den Wortlaut 
nicht so fassen müssen, rdaß wir vom L1andtag als 
solchem sprechen, aber nicht von dem von ihm 
bestellten Kreditausschuß. E-ine weitere Fr.age ist 
natürlich, wie weit der Landtag :eine Aufgabe an 
einen Ausschuß delegiert. Aber auch dn dieser 
Hinsicht ist die rechtliche Stellung rdes Kredit­
ausschusses insofern sehr eigenartig, 1als dieser 
Ausschuß ja nicht ein Ausschuß ist, der rdem Land­
tag berichtet und .als Landtags.ausschuß zu gelten 
hat, sondern Entscheidungen von sich aus trifft. 

Für vollends unmöglich a:ber ilraJte ich es, in 
einem Gesetz zu bestimmen, daß eine v.om Landtag 
ausgesuchte Mehrzahl von Männern in die E~eku­
tiv.arbeit eingreift oder unter Umständen sogar 
einen Teil jener Ver.antwortung mitträgt, rdie allein 
die Verwaltung zu tragen hat. Das müßte, glaube 
ich, besprochen werden, bevor wir ·das Gesetz .an­
nehmen. 

Präsident Dr. Hundhammer: Hierzu nimmt das 
Wort der Herr Staatsminister des U:nnern. 

Dr. Högner, Staatsminister: Herr Präsident, 
meine Damen und Herren! Ich muß dem Herrn 
Kollegen Bezold Recht geben. Wir haben •einen -
einzigen Ausschuß, der nach der Geschäftsordn,ung 
ohne VolJ.versamm'lung entscheiden kann. Das ist 
der Ausschuß für Einga1ben und Bes_chwerden. Die 
Entscheidungen dieses Ausschusses 1aber stehen, 
soweit sie sich auf Hinüberig1ab-e •an die Staats­
regierung .als Material und zur Würdigung er­
strecken, mit rder Verfassung in Einklang, weil sie 
hierbei nicht in die Vollzugsgewalt -eingreifen. Da­
gegen habe ich es immer 1als bedenklich bezeichnet, 
wenn der Eingaben- und Beschwerdeausschuß „Be­
rücksichtigunig" beschließt, weil ihier tatsächlich 
-eine 1Bindung der Vollzugsgewalt durch den Gesetz­
g-eber vorliegt, was der Teilung der Gewalten 
widerspricht. Wir sind dn dieser F~age bis jetzt 
aber immer zu Rande gekommen. Etwas anderes 
ist es natürlich, wenn ein Ausschuß, wie jetzt der 
Kreditausschuß, die Vollversammlung des Land­
tags durch Entscheidungen bindet. Das halte ich 
in der Tat für verfassungsrechtlich nicht zulässig. 

Präsident Dr. Hundhammer: Der Herr A1bgeord­
nete Raas erbittet das Wort. 

Haas 1~SPD): Meine sehr geehrten Damen und 
Herren! Ich bin damit einverstanden, daß der Herr 
Kollege Bezold verfassungsrechtlich eine klare Hal­
tung in dieser Frage •einnimmt. Ich möchte aber 
doch darauf hinweisen, -daß der Kreditprüfungs­
ausschuß damals eingesetzt worden ist, weil über­
haupt keine Kontrolle des Landtags über die Kre­
ditgebung durch die Staatsregierung vorlag, ins­
besondere auch üiber rdie Gelder, die vom Bund 
kamen. Damals ist dieser Ausschuß immerhin er­
mächtigt worden, eine Entscheidung darüber her­
beizuführen, ob diese Kredite .ausgereicht werden 

können ·oder nicht. Ich 1bin im Kreditprüfungsiaus­
schuß tätig und !könnte es mir nicht. vorstellen, 
wie das Landtagsplenum über diese einzelnen An­
träge entscheiden wollte; denn es handelt sich zum 
Teil um Meine Summen, wie aus dem Sicherheits-
1eisturigsgesetz hervorgeht. Ich wüßte keine Mög­
lichkeit, wie das Plenum darüber entscheiden 
könnte. Außerdem müßten natürlich Geheimnisse 
·der -einzelnen Firmen preisgegeben werden, Steuer­
geheimnisse und v-ieles ;andere; die Mitglieder des 
Kreditausschusses sind zu schweigen verpflichtet. 

Es gäbe noch -eine Möglichkeit, und zw,ar die, daß 
1al1e Kreditanträge durch ein Bürgschaftsgesetz 
über den Landtag- g·ehen, wie das bei diesem 
Sicher:heitsgesetz- zum Teil auch der Fall ist. Ich 
·glaube a:ber, daß damit oft die Kreditgebung derart 
verzögert würde, daß manche Firmen, die einen 
Kredit :bekommen sollen, in Gefahr ger•aten. 

Ich glauibe ·also, -daß wir es bei der bisherigen 
Form lassen können. Wenn ein anderer Beschluß 
herbeigeführt würde, -dann könnte man natürlich 
.auch ,S.agen, daß die bisherige Ar1beit des Kredit­
prüfungsausschusses und seine Beschlüsse verfas­
sungswidrig gewesen sind und 1daß diejeni!geri, die 
durch diese Beschlüsse benachteiligt worden und 
nicht zu ihrem .Recht gekommen sind, klagend 
gegen den Staat vorgethen könn.en. 

Präsident Dr. Hundhammer: Herr Abgeordneter 
Eberihard! 

Eberhard {CSU): Herr Prästdent, meine Damen 
und Herren! Ich glaube, wir rühren damit an eine 
grundsätzliche Frage, :an die Frage, inwieweit es 
möglich ist, daß die Legislativ-e, in diesem Fall~ ein 
Teil des Landtags, der Exe1kutive die Verantwor­
tung abnimmt oder wenigstens einen T.eil ihrer 
Verantwortung übernimmt. Wenn wir uns auf den 
Standpunkt stellen - -

'(A:hg. Raas: Wer ihat denn !l.1!ach der Kontrolle 
geschrien?) 

- !Herr Kollege Raas, Sie haben voUkommen recht. 
Es war die Auffassung des Hohen Hauses, einen 
Ausschuß -einzusetzen, um Verluste bei den Bürg­
schaftsübernahmen zu verhindern, indem dieser 
Ausschuß •als Kontrollorgan der Legislative über 
sie wacht. Wenn dieser Ausschuß solche KrecIIt­
anträge genehmigt 'hat - die Mitglieder ~des Aus­
schusses ibehaupten ·allerdings, sie !hätten die Kre­
ditanträge nicht genehmigt, sonidem von ihnen nur 
Kenntnis genommen - wird die Exekutive, wenn 
irg.end •etwas passiert, sagen: Nicht wir sind daran 
schuld, sondern der Landtag beziehungsweise der 
vom Landtag ibestellte Ausschuß, der damit die 
Verantwortung übernommen hat. Auf der anderen 
Seite ist -es natürlich nicht möglich, wie an sich im 
Artikel 8 Absatz 3 vorgesehen war, übernommene 
Bürgschaften rdem Landtag nachträglich mitzu­
teilen. Im Hausihaltsausschuß ist zu diesem Absatz 3 
die F'rage gestellt worden, ob •es nicht zweckmäßiger 
anstatt „sind dem Landtag nachträglich mitzuteilen" 
heißen müßte: „sind dem da·für vom Landtag 
bestellten Kreditprüfungsausschuß nachträglich mit­
zuteilen". 
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Ich bin mir darüber im klaren, daß der Kredit­
prüfungsausschuß des Landtags und der Bürg­
schaftsausschuß der Exekutive, der in Artikel 11 
genannt ist, mehr oder weniger durcheinander­
kommt, .das iheißt, daß die Verantwortung nicht 
genau ,abgegrenzt ist. Wenn die Mitglieder des 
Kreditprüfungsausschusses erklären, sie nehmen 
nur ber1atend zu den Anträgen Stellung, dann trägt 
weiteDhin die E:x!ekutive die vo11e Verantwortung, 
dann können wir ·eig,entlich .einen solchen Kredit­
ausschuß im Gesetz nicht ·einschalten. Wenn wir 
aber der Auffassung sind, die der Herr Kollege 
Ha1as 'hat und zu der ich ,auch .gekommen 1bin, daß 
der Landtag den Ausschuß dafür bestellt hat, um 
gegenüber 1der Exekutive ·eine Kontrollfunktion 
auszuüben, dann wäre .es möglich die zu über­
nehmenden Bürgschaften im Krnditprüfungsaus­
schuß des Landtags ·zu behandeln. Dann besteht 
auch die Fassung des Artikels 8 zurecht. Es besteht 
aber kein Zweifel darüber, daß verfassungsrecht­
liche Bedenken ·erhoben werden können. 

(Abg. Strobl: Es heißt nur „zu ihören"!) 

Präsident Dr. Hundhammer: Als nächster Red­
ner erhält das Wort der Herr Aibgeordnete Elsen. 

Elsen '(CSU): Meine Damen und Herren! Ganz 
mit Recht ist die verfassungsrechtliche Frage in 
diesem Fall angeschnitten worden. Wir so'llten uns 
dfose verfassungsrechtliche 1Fr:ag•e grundsätzlich 
einmal überlegen. Es gibt meiner ·Meinung nach 
einen Weg, das Problem zu lösen, indem man nicht 
schreibt „der Prüfungsausschuß für Kreditfragen", 
sondern „der Landtag" und indem man den Kredit­
ausschuß dem Landtag ·eine Liste zur Kenntnis­
nahme vorlegen läßt. Ich weiß, daß dagegen bereits 
die ersten Bedenken 1auftauchen. ·rch gfaube aber, 
daß dann der Verfassung Genüge getan wäre. Aller­
dings müßte der Landtag di.e Ermächtigung, die 
er dem Kreditausschuß seinerzeit gegeben hat, 
aufrechterhalten. 

{Abg. Strobl: Das ist im Gesetz gar nicht 
verlangt! Da steht ·bloß „zu hören"!) 

- iDaß nur zu ihören ist, ist richtig, ,a1ber in pr.axi, 
Herr Kollege, wird die Exekutive zweifellos, wenn 
etwas schief geht, sagen: lßitte, der Ausschuß ist 
g·eihört woDden. Das wollen wir doch einmal ganz 
eindeutig 1reststellen. Wir haben uns 1bisher im 
Ausschuß bemü:ht, objektiv und vernünftig zu ver­
fahren. Ich kann ruihd.g sagen, daß der Prozentsatz 
dessen, was schief gegangen ist, unerhört gering ist. 

Aibe~ ich glaube, daß wir die verfassungsrecht­
liche Frage 1klären müssen. Für späterhin muß 
Klarheit geschaffen we!'den. Der Weg schien mir 
aber mögliich, daß man in das Gesetz nicht den 
Ausschuß hineinschreibt, sondern den Landtag und 
d.aß man dann zu irgendeinem Zeitpunkt oder in 
bestimmten Intel'Vallen 1einen ,allg·emeinen Bericht 
anfordert, der dem Ha:us Kenntnis gü:bt über die 
Höhe der vom Ausschuß ·bewilligten 1Summe, über 
die AnZ'ahl der Firmen, vielleicht sogar über ihre 

.regionale Verteilung; die ·einzelnen Fü.rmen zu nen-
nen, wird praktisch nicht möglich sein. Das ist nur 
eine Anregung dazu. 

Präsident Dr. Hundhammer: Herr A:bgeordneter 
Dr. Lacherbauer erhält das Wort. 

Dr. Lachel'bauer i(BlP): Me!i.ne tDamen und Herren! 
Die verfassungs r e c ih t 1 i c ih e n Bedenken, die 
hier ·angemeldet worden sind, quälen mich nicht. 
E:s heißt zwar im 16. Abschnitt unserer Verfassung, 
daß der Landtag das Recht der Gesetzgebung nicht 
üibertr.agen foann, auch nicht 1auf se1ine Ausschüsse. 
Aber es ist nicht ausgeschlossen, daß er andere 
Funktionen auf Ausschüsse delegiert. 

Aber ich halbe verfassungspolitische Bedenken. 
Wenn wir im Landtag Sichenheitsle!i.stungsgesetze 
verabschied~n, dann entweder in Bezug 1auf kon­
krete Fälle oder durch Erteilung von Globalermäch­
tigungen. Schauen :Sie sich das Zeihnte SticheDheits­
leistungsgesetz an, in dem die Firmen genannt 
sind, die Kredite bezeichnet s!ind, idiie Laufzeiten, 
die Verzinsung und :alles andere .angegeben ist! In 
diesem ·ersten Fall erteilt der L>ai1dtag, und zwar 
dUTch ein Gesetz, weQI das dn der bayerischen Ver­
fassung vorgesehen ist, für einen korukreten F:an 
die .Ermächtigung zu ·einer 1Erteilung einer konkre­
ten Bürgschaft. 

iEr kann 1aber auch in folgender F:orm verfahren: 
Er .k:ann den Kr·eis, für den ·die Exekutive zu 
Bürgschaftsleistungen ·ermächtigt wird, generell 
umschrei'ben, zum Beispiel Bürgschaften in Höhe 
von 10 Millionen zur Siicherung von Krediten, di:e 
Banken Filmunternehmern gewäihren. Wenn Sie 
eine solche Generalermächtigung erteilen, ermäch­
tig·en .Sie gleichze!i.1Jig die E:x:ekutiv·e und übertragen 
ihr die Aufgabe, .al1e Vorsichtsmaßnahmen zu 
ergreiifen, damit den haushialtsrechtlichen und 
ha:usihaltspoli1Jischen Grundsätzen -Rechnung getra­
gen wird, also, •einfach .ausgedrückt, ·zu prüfen, 
oib eine Bürgsch,aftsleistun:g angezeigt erscheint. 
Das ist dann an sich Aufgabe der E:x;ekutive. 

Während meines Vorsit2les im Haushaltsausschuß 
ist schon einmal die Frage gestellt worden, 01b nicht 
jeder einzelne Kredit auch dann, ·wenn ·eine solche 
Generalbürgschaftsermächtigung erteilt ist, dem 
Landfag ·zur Genehmigung vorgel,egt werden soll. 
Ich hielte das für g.anz verkehrt. 'Entweder müßten 
wiir in alles hineinsehen oder wir könnten eine 
Genehmigung im Einzelfall überhaupt nicht er­
teilen. 

(A'bg. Dr. Anlkermüller: Seihr richtig!) 

Mit ander·en WorteB, es muß also die Exekutive 
letztlich wahrscheinlich der Finanzminister die 
Verantwortung übernehmen, wenn er im einzel-. 
nen Fall einen Verwaltungsakt erläßt. Die Bürg­
schaftserteilung ist ein Verwaltungsakt, der bür­
gerlich-rechtliche Wirkung hat. Wenn auch noch 
die Rückenstützung durch das Parlament not­
wendig sein soll, dann muß ich Ihnen sagen: 
Dann brauche ich hierzu nicht einen Finanz­
minister, sondern dann kann ich ·j erden ·einzelnen 
Beamten bis hinunter :Z'u ·eri.nem Obersekretär damit 
beauftragen. . 

Das sind nun Dinge, die nicht verfassungsrecht­
lichen, aber verfassungspolitischen Charakter ha­
ben, und aus diesem Grunde habe ich es noch nie 
gerne gesehen, daß der Landtag einen Ausschuß 
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bestellt hat, der ·einer Bürgschaftsstellung durch 
den Staat die Zustimmung erteilt. Ich habe nichts 
dagegen, wenn der Ausschuß sozusagen bei der 
Exekutive, und zwar 'auf ihren Wunsch insbeson­
dere, eine Art Beobachtungsorgan darstellt, und 
als solches betrachte ich den Kreditausschuß, der ja 
nur gutachtlich gehört wird. Er kann ruhig ent­
scheiden, sagen wir positiv; glauben Sie, daß des­
halb die Instanzen der Verwaltung von ihrer Ver­
antwortung entlastet sind, zu prüfen, ob ·ein Kredit 
zu gewähren oder eine Bürgschaft zu Jeisten ist? 
Durchaus nicht! 

(A:bg. Bezold: Das ist di>e Frage! -
Abg. Stock: Das geschieht aber!) 

Leider Gottes! Es ist bequem, Herr Kollege 
Stock, sich dann auf einen solchen Kreditausschuß 
zu berufen und zu ·sagen, ja, der Landtag hat einen 
Ausschuß bestellt und aus di~sem Grunde ist alles 
sanktioniert. 

Die Frage, ob die Exekutive bei der Abwicklung 
des Etats - und das gehört zur Abwicklung des 
Etats -, beim Vollzug des Etats ordnungsgemäß 
gehandelt hat, können wir erst entscheiden bei der 
Rechnungsprüfung, in dem Augenblick, in dem 
die Angelegenheit auf uns zukommt, wenn die 
Staatsregierung den Landtag um die sogenannte 
Entlastung angeht. Wenn nun dieser Kreditaus­
schuß, dieser Bürgschaftsausschuß die Aufgabe 
haben sollte, jetzt schon bei seiner Zustimmung 
die sogenannte Entlastung für diese Dinge zu er­
teilen, dann hätte ich haushaltsrechtliche Beden­
ken, die allerdings auch verfassungsmäßig begrün­
det sind, und daher habe ich Ihnen gesagt: Meine 
verfassungsrechtlichen Bedenken sind nicht so 
stark wie zum Beispiel die vom Herrn Kollegen 
Bezold und vom Herrn Innenminister. Meines Er­
achtens wäre es richtiger, auch diesem Bürgsch·afts­
ausschuß höchstens die Funktion zu geben, die bis­
her der Kreditausschuß hat, also nicht etwa im Ge­
setz zu bestimmen, daß er die Zustimmung zu er­
teilen hat. - Das zunächst einmal allgemein. 

Präsident Dr. Hundhammer: Das Wort wird 
nicht mehr gewünscht. Ein Abänderungsantrag ist 
nicht gestellt. Die Aussprache ist geschlossen. 

Es wird über das Gesetz abgestimmt so, wie es 
vom Ausschuß dem Plenum unterbreitet ist. Ich 
bitte die Beilage 4308 ·iur Hand zu nehmen: 

Entwurf eines Zehnten Gesetzes über Sicher­
heitsleistungen des bayerischen Staates. 

Ich rufe auf den Artikel 1, Bürgschaften für 
Vertriebenenkredite aus ERP-Mitteln. 

Ich bitte, mir die Verlesung des Gesetzes zu er­
lassen. Die Artikel liegen Ihnen im Wortlaut vor. 

Wer dem. Artikel 1 die Zustimmung erteilt, 
wolle Platz behalten. - Ich bitte um die Gegen­
probe. - Stimmenthaltungen? - Artikel 1 ist an­
genommen. 

Ich rufe auf Artikel 2, Bürgschaften für Kredite 
aus Soforthilfe- und Lastenausgleichsmitteln. -
Wer dem Artikel die Zustimmung erteilt, wolle 

1*1 tPlatz behalten. - Ich bitte um die Gegenprobe. -
· Stimmenthaltungen? - Artikel 2 ist einstimmig 

angenommen wie Artikel 1. 

Ich rufe auf Artikel 3, BürgsChaften fü:r Kredite 
an einheimische förderungswürdige Betriebe. -
Wer dem Artikel die Zustimmung erteilt, wolle 
Platz behalten. - Bitte die Gegenprobe! - Stimm­
enthaltungen - liegen nicht vor. Der Artikel ist 
einstimmig angenommen. 

Es folgt Artikel 4, Kautionsbürgschaften zugun­
sten von Verpächtern landwirtschaftlicher Grund­
stücke. - Wer dem Artikel zustimmt, wolle Platz 
behalten. - Ich bitte · um die Gegenprobe. -­
Stimmenthaltungen - liegen nicht vor. Der Artikel 
ist einstimmig angenommen. 

Ich rufe auf den Artikel 5, Bürgschaften für Be­
triebsmittelkredite an Vertriebene und Sachgeschä­
digte in Bayern. - Wer dem Artikel zustimmt, 
wolle Platz behalten. - Ich bitte um die Gegen­
probe. - Stimmenthaltungen - erfolgen nicht. 
Der Artikel ist einstimmig angenommen. 

Ich rufe auf Artikel 6, Staatsbürgschaften für 
Kredite aus Bundesprogrammen oder Bundesmit­
teln. - Wer dem Artikel die Zustimmung erteilt, 
wolle Platz behalten. - Ic,'i bitte um die Gegen­
probe. - Stimmenthaltungen - erfolgen nicht. 
Der Artikel ist einstimmig angenommen. 

Ich rufe auf Artikel 7, Staatsbürgschaften für 
Flüchtlingspächterkredite. - Wer dem vorliegen­
den Text zustimmt, wolle Platz behalten. -­
Stimmenthaltungen? ~ Gegenstimmen? - Erfol­
gen nicht. Der Artikel ist •angenommen wie die 
vorigen. 

Ich rufe auf Artikel 8, Verfahren bei Bürg­
schaftsübernahme. 

(Abg. Dr. von Prittwitz: Zur Geschäftsordnung!) 

Hier liegt zu Absatz 3 ein Änderungsvorschlag des 
Haushaltsausschusses vor. 

Zur Geschäftsordnung ist das Wort erbeten von 
Herrn Abgeordneten Dr. von Prittwitz und Gaf­
fron. Ich erteile ihm das Wort. 

Dr. von Prittwitz und Gaffron (CSU): Ich wollte 
vorschlagen, daß a•bsatzweise abgestimmt wird. 

Präsident Dr. Hundhammer: - Es wird absatz­
weise abgestimmt werden. 

Wir stimmen zunächst ab über Artikel 8, Ab­
satz 1. Wer dem Absatz 1 die Zustimmung erteilt, 
wolle Platz behalten. - Ich bitte um die Gegen­
probe. - Stimmenthaltungen? - Bei einer Anzahl 
von Stimmenthaltungen aus der Fraktion der 
Bayernpartei ist Absatz 1 angenommen. · 

Wir stimmen ab über den Absatz 2. Wer dem 
Absatz 2 die Zustimmung erteilt, wolle Platz be­
halten. - Ich bitte um die Gegenprobe. - 8 Ge­
genstimmen. Stimmenthaltungen? - Bei Stimm­
enthaltung der Mehrzahl der Fraktion der Bayern­
partei und von 2 Abgeordneten aus der Fraktion 
der FDP ist Absatz 2 gegen 8 Stimmen ange­
nommen. 
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Wir stimmen ab über den Absatz 3, zu dem der 
Haushaltsausschuß eine Änderung gegenüber dem 
Text der Drucksache 4308 vorschlägt mit folgender 
neuen Fassung: 

übernommene Bürgschaften nach Art. 5 von 
mehr als 30 000 DM bis zu 50 000 DM sind dem 
vom Bayerischen Landtag bestellten Prüfungs­
ausschuß für Kreditfragen nachträglich mitzu­
teilen. 

Wer dem zustimmt, wölle Platz behalten. - Ich 
bitte um die Gegenprobe. - Stimmenthaltungen? 
- Gegen die Stimmen der Fraktion der Bayern­
partei und gegen 7 Stimmen der CSU und zwei 
Stimmen der SPD und bei 5 Stimmenthaltungen 
ist Absatz 3 in der Fassung, die der Haushaltsaus­
schuß vorgeschlagen hat, angenommen. Damit ist 
Artikel 8 im ganzen angenommen. 

Wir kommen zu Artikel 9, Konsolidierung staats­
verbürgter Kredite. - Wer der vorliegenden Fas­
sung zustimmt, wolle Platz behalten. - Ich bitte 
um die Gegenprobe. - Stimmenthaltungen? -
Artikel 9 ist einstimmig angenommen. 

Ich rufe auf den Artikel 10, Überwachung staats­
verbürgter Kredite. - Wer zustimmt, wolle Platz 
behalten. - Stimmenthaltungen? - Gegenstim­
men? - Artikel 10 ist einstimmig angenommen. 

Es folgt Artikel 11, Der Bürgschaftsausschuß. -· 
Wer die Zustimmung erteilt, wolle Platz behalten. 
- Gegenstimmen? - Stimmenthaltungen? - Lie­
gen nich.t vor. Artikel 11 ist einstimmig angenom­
men. 

Ich rufe auf Artikel 12, Einschaltung der Bayeri­
schen Landesanstalt für Aufbaufinanzierung. -
Wer zustimmt, behalte Platz. - Gegenstimmen? 
- Stimmenthaltungen? - Liegen nicht vor. Arti­
kel 12 ist einstimmig angenommen. 

Ich rufe auf Artikel 13, Staatsbürgschaft zugun­
sten der Firma Bobingen AG. für Textilfaser. -
Wer zustimmt, wolle Platz behalten. - Ich bitte 
um die Gegenprobe. · - Keine Gegenstimmen. 
Stimmenthaltungen? - Bei Stimmenthaltung der 
.ganzen Fraktion der Bayernpartei ist Artikel 13 
angenommen. 

Ich rufe auf den Artikel 14, Staatsbürgschaften 
zur Förderung des Wohnungsbaues. - Wer zu­
stimmt, wolle Platz behalten. - Stimmenthaltun­
gen1. - Artikel 14 ist einstimmig angenommen. 

Ich rufe auf den Artikel 15, Staatsbürgschaft für 
alte Verbindlichkeiten der Bayernwerk AG. - Wer 
zustimmt, wolle Platz behalten. - Stimmenthal­
tungen? - Gegen 3 Stimmen sowie bei Stimm­
enthaltung des größeren Teils der Bayernpartei 
5 Stimmenthaltungen aus den Reihen der FDP und 
2 Stimmenthaltungen bei der CSU ist der Artikel 
angenommen. 

Ich rufe auf Artikel 16, Staatsbürgschaft für 
neue Verbindlichkeiten der Bayernwerk AG. -
Wer zustimmt, wolle Platz behalten. - Stimm­
enthaltungen? - Gegen die Stimmen der Fraktion 
der FDP und gegen 1 Stimme der Bayernpartei 

sowie bei Stimmenthaltung des Großteils der 
Bayernpartei und bei 5 Stimmenthaltungen aus 
den Reihen der CSU ist der Artikel angenommen. 

Ich rufe auf Artikel 17, Staatsbürgschaft für Ver­
bindlichkeiten der Rhein-Main-Donau AG. - Wer 
dem Artikel zustimmt, behalte Platz, wer dagegen 
ist, wolle sich erheben. - Ich bitte um die Stimm­
enthaltungen. - Artikel .17 ist einstimmig ange­
nommen. 

Ich rufe auf Artikel 18, Staatsbürgschaft für 
Verbindlichkeiten der Oberbayerischen AG. für 
Kohlenbergbau. - Wer zustimmt, wolle Platz be­
halten, wer ablehnt, sich vom Platz erheben. -
Stimmenthaltungen? - Bei 4 Stimmenthaltungen 
ist der Artikel 18 angenommen. · 

Wir kommen zum Artikel 19, Inkrafttreten. Der 
vorliegende Text lautet: 

Dieses Gesetz ist dringlich. Es tritt am . . . 
in Kraft. 

Auch wenn der Senat gegen dieses dringlicl:te 
Gesetz innerha~b von 8 Tagen Einspruch · ein­
legt oder Einwendungen erhebt, kommen wir erst 
in der nächsten Vollsitzung,_ das ist in der ersten · 
Augustwoche, zur Behandlung des Gesetzes. Wenn 
wir das Gesetz nicht als dringlich erklären, wird 
der Senat, so hat mir Senatspräsident Dr. Singer 
erklärt, seine Stellungnahme auf alle Fälle mit­
teilen. Er ist 1aber dann nicht gezwungen, außer 
der Reihe für die kommende Woche extra eine 
Senatssitzung einzuberufen. Ich bitte daher, auf 
die Dringlichkeitserklärung zu verzichten; das Ge­
setz verzögert sich. dadurch nic..ht, ·weil v.rir ja auf 
alle Fälle erst in der nächsten Vollsitzung des 
Landtags in der ersten Augustwoche das letzte 
Wort sprechen. - Das Hohe Haus ist' damit ein-
verstanden. · 

Ich schlage vor, das Gesetz am 1. August in Kraft 
treten zu lassen. Wird ein anderer Termin ge­
wünscht? - Das ist nicht der Fall. Dann lautet der 
Artikel 19: 

Dieses Gesetz tritt am 1. August 1953 in Kraft. 

(Abg. Dr. von Prittwitz und Gaffron: Zur 
Geschäftsordnung!) 

Zur Geschäftsordnung der Herr Abge?rdnete 
Dr. von Prittwitz und Gaffron! 

Dr. von Pl'ittwitz und Gaffro~ (CSU): Ich möchte 
den Vorschlag machen, die zweite Lesung auf mor­
gen zu verschieben. 

Präsident Dr. Hundhammer: - Das ist eine an­
dere Frage; wir sind noch nicht ganz fertig mit 
dem letzten Artikel. -

Wer dem Artikel 19 in der von mir vorgeschlage­
nen Fassung zustimmt, wolle Platz behalten. -
Stimmenthaltungen? - Der Artikel ist einstimmig 
so angenommen, wie ich ihn vorgeschlagen habe. 

Nun ist beantragt, die zweite Lesung auf mor­
gen zu verschieben. - Dagegen erhebt sich keine 

~ Erinnerung; die zweite Lesung des Gesetzes findet 
morgen statt. Die erste Lesung ist beendet. 
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Ich schlage vor, die Beratungen für heute jetzt 
abzuschließen. -

Vor Schluß erteile ich noch das Wort zur Abgabe 
einer Erklärung gemäß §§ 67 und 68 der Geschäfts­
ordnung dem Herrn Abgeordneten Rabenstein. 

Rabenstein (FDP): Herr Präsident, meine Damen 
und Herren! Der Herr Prälat Meixner hat heute 
alS Sprecher der CSU iri der Debatte um den Etat 
des Staatsministeriums für Unterricht und Kultus 
einen Privatbrief verlesen, der sich inhaltlich mit 
meinen Ausführungen nur zum Teil deckt. 

· Herr Dr. Korff erklärte, bei der Beratung des 
Schulorganisationsgesetzes habe die Tendenz vor­
geherrscht, die geistliche Schulaufsicht wieder ein­
zuführen. 

Meine Behauptung, daß in den Jahren nach dem 
Zusammenbruch Bestrebungen, Bayern selbständig 
zu machen, vorhanden waren und zu jener Zelt 
auch Württemberg und Baden veranlaßt werden 
sollten, hier mitzutun, ist eine F'eststellung, die 
untermauert werden kann und die auch durch die 
Erklärungen der Staatskanzlei nicht bagatellisiert 
werden konnte. 

(Zuruf von der CSU: Ja, haben Sie gestern 
nichts gehört?) 

Der Herr Ministerpräsid.ent Maier von Württem­
berg-Baden hat anläßlich des Lübecker Parteitages 
diese Behauptungen wiederholt; das Gegenteil 
konnte bis jetzt nicht nachgewiesen werden. 

(Lebhafter Widerspruch bei der CSU) 

Was die Frage des Lehrermangels betrifft, so hat 
der Herr Kultusminister auf Grund einer Anfrage 
im Landtag erklärt, daß ein Lehrermangel nicht 
mehr vorhanden sei und sich die Lage weiterhin 
entspanne. Nachdem der Herr Kultusminister mir 
dieserhalb geschrieben hat, erlaube ich mir, Ihnen 
meinen Brief vom 8. Juli 1953, den ich an den 
Herrn Kultusminister geschrieben habe, vorzu­
lesen: 

„Sehr geehrter .Herr Minister! In meinem Refe­
rat vor dem Bezirksverei,n der bayerischen Lehrer 
und Lehrerinnen wurde die Frage des Lehrernach­
wuchses aufgeworfen. Aus den Reihen der anwe­
senden Lehrer wurde Ihre Aussage auf Grund 
einer. kleinen Anfrage im Bayerischen Landtag 
diesbezüglich ·angezweifelt. Nachdem ja selbst be­
kannt ist, daß bei Krankheit von Lehrern keiner­
lei Ersatzkräfte zur Verfügung stehen, daß außer­
dem in unzähligen evangelischen Bekenntnisschu-

len katholische Lehrkräfte lehren müssen so er­
klärte ich dort, daß Ihre Aussage, es wü;de kein 
Mangel an Lehrern bestehen, keinesfalls den Tat-· 
sachen entspricht. Sie müßten mir sonst erklären 
können, wie es kommt, daß in hunderten evangeli­
schen Bekenntnisschulen katholische Lehrkräfte 
eingesetzt werden müssen." usw. 

Das war mein Brief an den Herrn Staatsminister. 
Es besteht allseits der. Eindruck, daß man kein In­
teresse daran hat, den § 6 des Schulorganisations­
gesetzes wirksam werden zu lassen. Diese Auffas­
sung wird dadurch erhärtet, daß eine Reihe aus­
geschiedener Lehrkräfte sich bereitgefunden hat 
vorübergehend als Angestellte einzuspringen. ' 

Der letzte Teil meiner Erklärung wurde vom 
Herrn Präsidenten gestrichen. 

Präsident Dr. Rundhammer: Ich erteile das Wort 
dem Herrn Staatsminister des Innern und stell­
vertretenden Ministerpräsidenten. 

Dr. Hoegner, stellvertretender Ministerpräside]lt: 
Meine Damen und Herren! Ich weiß nicht, ob der 
Herr Vorredner hat behaupten wollen, daß eine 
bayerische Regierung nach 1945 das Bestreben ge-· 
habt oder gefördert habe, Bayern vom übrigen 
Deutschland abzutrennen. Wenn eine solche Be­
hauptung für meine Regierung 1945/46 f!Ufgestellt 
werden wollte; so muß ich das als eine glatte und 
schmähliche Geschichtslüge bezeichnen. 

(Allgemeine:c lebhafter Beifall) 

Präsident Dr. Hundhammer: Gleichfalls zur Ab­
gabe ·einer 1Erklärung ertei1e ich das Wort dem 
Herrn A!bgeordneten Knott. 

Knott •(BP): Herr Präsident, meine Damen und 
Hen:en! .Zu den Ausführungen des Herrn Kultus­
ministers in seinem Schlußwort zum• Kultusetat 
stelle •ich fest, daß .das Landratsamt Rosenheim in 
der Frag·e der Trachtenvereine vom Kultusmdni­
sterium einen Bescheid weder ·erbeten noch jemals 
erhalten ihat. 1 

Präsident Dr. Hundhammer: Meine Damen und 
Herre:q! Ich mache noch darauf aufmerksam, daß 
nach den getroffenen Aibsprachen die Vollsitzung 
morgen um 8 Uhr 15 Minuten beginnt und um 
11 Uhr .geschlossen we11den soll. 

Die Beratungen s1ind für heute beendet. 

(Schluß der Sitzung 18 Uhr 19 Minuten) 


